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Liebe Leserinnen und Leser, 

Bereits im Editorial von Heft 4 im Jahre 2016 habe ich darauf hingewiesen, dass im 
Zuge der „Flüchtlingskrise“ immer mehr Gefangene aus den sog. Maghreb-Staaten in 

deutsche Justizvollzugsanstalten kamen, die häufig durch ein problematisches Vollzugs-
verhalten auffallen. Nicht zuletzt diese Entwicklung war für die Redaktion Anlass, sich 
in einem Schwerpunktheft wieder einmal der gesamten Problematik von Ausländern, 
und insbesondere von Flüchtlingen in Haft zu widmen. Die Federführung lag bei unseren 
Redaktionsmitgliedern Gesa Lürßen und Phillipp Walkenhorst. Für 
weitere Einzelheiten verweise ich auf den Einführungsbeitrag auf S. 81.

Unabhängig von dem Schwerpunktthema will ich Sie auf den Bei-
trag von Sabine Hohmann-Fricke und Jörg-Martin Jehle besonders 

hinweisen. Dabei geht es um die vom Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz geförderte Studie zur bundesweiten Legal-
bewährung anhand der Daten aus dem Bundeszentralregister. Zwar ist 
in der wissenschaftlichen Diskussion die Frage, ob für die kriminologi-
sche Forschung der Rückfall das wichtigste und entscheidende Kriterium 
darstellen soll, ebenso wie die Definition des Rückfalls an sich durchaus 
umstritten. Teilweise wird argumentiert, bei einem Rückfall handle es 
sich um ein wenig valides Kriterium für die Erreichung des Behandlungs-
zieles, da die Legalbewährung nach der Entlassung von vielen anderen 
Einflüssen abhänge und deshalb nicht bei jedem Rückfall ein Misserfolg 
des Strafvollzuges postuliert werden könne, das Dunkelfeld zwangsläu-
fig unberücksichtigt bliebe und zudem das Bundeszentralregister selbst 
eine nicht unerhebliche Fehlerquote hinsichtlich nicht eingetragener Neuverurteilungen 
aufweise. Außerdem werde der praktische Nutzen von Rückfalluntersuchungen dadurch 
sehr weit eingeschränkt, dass wegen der verstrichenen Zeit bis zur Rückfallabfrage (deren 
sinnvolle Dauer ebenfalls umstritten ist) Ergebnisse oft nicht mehr für die zwischenzeit-
lich meist weiter entwickelten Behandlungsprogramme relevant sind. So wichtig natürlich 
auch Studien sind, die die wesentlichen Wirkfaktoren für eine erfolgreiche Resozialisie-
rung untersuchen, so zulässig ist es gleichwohl, als wesentliches Kriterium auf die Legal-
bewährung im Sinne des Vollzugsziels abzustellen. Denn für eine rationale Kriminalpolitik 
ist es eminent wichtig, ein genaueres Bild darüber zu bekommen, ob und ggf. wie sich 
Rückfälle nach dem Schweregrad differenzieren lassen und welche Rückfalltaten es sind, 
die zu einer Wiederkehr in den Strafvollzug führen. Sofern diese Daten „positiv“ ausfallen 
– was sie ja auch tun –, darf durchaus plausibel vermutet werden, dass hier auch Maßnah-
men des Vollzugs wirken, die vorzugsweise bei länger Inhaftierten durchgeführt werden. 
Gerade deshalb ist es enorm wichtig, dass diese Studie weiterhin finanziert und damit 
durchgeführt werden kann. Denn je länger und je aktueller die Beobachtungszeiträume 
sind, desto schärfer lässt sich das Bild über die „Wirksamkeit“ des Vollzuges insgesamt 
zeichnen. Dass wir eine gesicherte Finanzierung brauchen, hat auch Wolfgang Wirth (in 
diesem Heft S. 138) eindrucksvoll nachgewiesen.

Die gesamte Redaktion wünscht eine interessante Lektüre. Bleiben Sie uns verbunden!

Ihr Frank Arloth

Prof. Dr. Frank Arloth

Redaktionsleiter

frank.arloth@stmj.bayern.de
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// Übergangsmanagement: 
Case Management System 
Maps

Die Confederation of European 
Probation (CEP) hat Ende 2016 
begonnen, die Visualisierungen 
(Übersichtsdarstellungen) über die 
verschiedenen Konzepte/Modelle des 
Case Managements der Bewährungs-
hilfe in verschiedenen europäischen 
Mitgliedsstaaten auf ihrer Website 
zu überarbeiten. Erstellt und veröf-
fentlicht wurden diese erstmals im 
Rahmen des europäischen Projektes 
DOMICE (Developing Offender Ma-
nagement in Corrections in Europe) 
zwischen 2011 und 2012.

Aktualisierungen liegen bisher für 
die Länder Belgien, Estland, Finnland, 
Griechenland, Irland, Lettland, Öster-
reich, Rumänien und Spanien vor.

Die Visualisierungen verdeut-
lichen zum einen die Implementie-
rung des Case Managements in den 
jeweiligen ausgewählten europäischen 
Mitgliedsstaaten, zum anderen ist 
dem angehängten Organigramm zu 
entnehmen, wie die Bewährungshilfe 
organisiert ist. Weitere System Maps 
anderer europäischer Mitgliedsstaa-
ten sollten sukzessive hinzugefügt 
werden.
9 Website Domice: www.domice.org

9 Website Case Management System Maps: 

http://www.cep-probation.org/knowled-

gebase/case-management-system-maps/

// Österreich: Studie bestätigt 
De-Radikalisierung in Justiz-
anstalten 

Justizminister Wolfgang Brandstetter 
präsentierte am 31. Januar gemeinsam 
mit dem Institut für Rechts- und Kri-
minalsoziologie (IRKS) die Ergebnisse 
der Begleitforschung zu „De-Radika-
lisierung in Haft“. Bereits 2015 wurde 
im österreichischen Bundesministeri-
um für Justiz eine Task Force gebildet, 
die ein umfassendes Maßnahmen-
paket zur „De-Radikalisierung im 
Strafvollzug“ entwickelt hat. 

Die in Auftrag gegebene Studie 
hat die gesetzten Maßnahmen beglei-
tet und auf einer breiten empirischen 
Basis den Stand der Umsetzungen und 
ihre Wirkungen evaluiert. Als unmit-
telbare Maßnahme plant Brandstetter 

die rasche Einführung von speziellen 
Screening-Verfahren im österreichischen 
Strafvollzug. Orientiert an internationa-
len Risikoeinschätzungsinstrumenten 
soll das Risiko einzelner InsassInnen 
künftig noch besser und systematischer 
bewertet werden. Die freie Religions-
ausübung in den Justizanstalten will 
Brandstetter fördern. „Der Bericht be-
stätigt, dass das Angebot von Seelsorge 
leider zu gering ist“, so der Justizminis-
ter. „Dazu sind wir in laufenden Gesprä-
chen mit Vertretern der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften, speziell mit 
der IGGiÖ. In der Justiz leisten wir dazu 
gerne einen Beitrag, aber letztlich liegt 
es in der Hand der Religionsgemein-
schaften diesbezüglich für ausreichend 
Kapazitäten zu sorgen. Und es ist natür-
lich alles eine Frage des Budgets.“

Die Studie zeigt deutlich auf, dass 
die vor einem Jahr eingeführten Maß-
nahmen bei den Gefangenen Wirkung 
zeigen. Eigens geschulte Justizwache-
bedienstete, Kommunikations-Schnitt-
stellen zum Verfassungsschutz, speziell 
entwickelte Anti-Gewalttrainings 
und individuelle Vollzugspläne für 
StraftäterInnen sind Elemente im 
Strafvollzug, die sich als sehr sinnvoll 
erweisen. Insbesondere der Ausbau an 
Gesprächsangeboten und Kooperati-
onen mit externen Partnern, wie dem 
Verein DERAD, der auf De-Radikali-
sierung und Prävention spezialisiert 
ist, zeigen Erfolge und sollen vertieft 
werden. Die Studie belegt, dass speziell 
zugeschnittene Gesprächsformate 
für InsassInnen, die von einer religiös 
begründeten extremistischen gewaltbe-
jahenden Ideologie überzeugt sind und/
oder bereit waren, für diese zu werben, 
de-radikalisierend wirken. 

Die Begleitforschung zeigt auch 
klar auf, dass für die Resozialisierung 
von InsassInnen die Vorbereitung auf 
ihre Entlassung besonders entschei-
dend ist. Klarheit und zuversichtliche 
Perspektiven können das Abdriften 
in radikale Szenen verhindern. Haben 
StraftäterInnen keinen Aufenthaltstitel 
in Österreich, unterstützt Justizminis-
ter Brandstetter ihre rasche Rückfüh-
rung in die jeweiligen Herkunftsländer 
und setzt sich im Austausch mit seinen 
Regierungskollegen für effektive 
Rückführübereinkommen ein. „Sowohl 
wir als auch die Menschen, die keine 
Aufenthaltsberechtigung in Österreich 
haben, brauchen Klarheit“, so abschlie-
ßend Wolfgang Brandstetter. 
[PI d. österr. Bundesministers für Justiz 

v. 31. Januar 2017]

// Ausstiegsberatung für 
Rechtsextreme

Das Projekt NinA NRW (Neue Wege 
in der Ausstiegsberatung für rechtsex-
treme Jugendliche und Erwachsene) 
unterstützt Menschen beim Ausstieg 
aus rechten Strukturen. 
[PNL Nr. 206, April 2017]

9 Website: www.nina-nrw.de

9 Video: https://vimeo.com/203105721

// OLG Schleswig:  
Personalmangel kann 
 Einschluss r echtfertigen 

Die bisherige Praxis des Einschlusses 
der Strafgefangenen auf der Stati-
on G I in der Justizvollzugsanstalt 
Lübeck, einer Station für Gefange-
ne mit erhöhtem Aggressions- und 
Gefährdungspotenzial, entspricht den 
Voraussetzungen, die die §§ 12, 13 Lan-
desstrafvollzugsgesetz (LStVollzG SH) 
aufstellen, und zwar auch dann, wenn 
der Einschluss mit einem unvermeidba-
ren Personalengpass begründet wird. 

Der Antragsteller verbüßt in der 
Justizvollzugsanstalt Lübeck eine 
Freiheitsstrafe. Auf seiner Station 
sind neben ihm weitere 47 Gefangene 
untergebracht, von denen 27 als Gefan-
gene mit erhöhtem Aggressions- und 
Gefährdungspotenzial gelten. Nach In-
krafttreten des neuen Landesstrafvoll-
zugsgesetzes zum 01.09.2016 regelte die 
Justizvollzugsanstalt den Aufschluss 
auf der Station des Antragstellers durch 
eine Hausverfügung. Danach sind täg-
lich feste, kurzfristige Einschlusszeiten 
bei besonderen Situationen, wie etwa 
Essensausgabe oder Zellenrevision, 
vorgesehen. Im Übrigen wird tagsüber 
je einer Hälfte der Gefangenen - tage-
weise wechselnd - Aufschluss gewährt 
(= Wechselaufschluss). 

Der Antragsteller meinte, die 
Justizvollzugsanstalt verstoße gegen 
die gesetzliche Neuregelung, weil sie 
zu häufig einen Einschluss unter Hin-
weis auf fehlendes Vollzugspersonal 
anordne. Er erstrebte eine Erweite-
rung der Aufschlusszeiten mit dem 
Ziel des grundsätzlichen, täglichen 
Aufschlusses für alle Strafgefangenen. 
Die zuständige Strafvollstreckungs-
kammer des Landgerichts Lübeck 
entsprach dem Antrag des Antrag-
stellers teilweise und verpflichtete die 
Justizvollzugsanstalt, zumindest die 
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durch die Hausverfügung vorgesehe-
nen Aufschlusszeiten einzuhalten. 
Gegen diesen Beschluss legten sowohl 
der Antragsteller als auch die Justiz-
vollzugsanstalt Rechtsbeschwerde ein. 

Das OLG hat entschieden, dass die 
bisherige Handhabung des Einschlus-
ses durch die Justizvollzugsanstalt den 
Regelungen der §§ 12, 13 LStVollzG SH 
entspricht und rechtmäßig ist. Dies 
gelte sowohl für den in der Hausver-
fügung vorgesehen Wechselaufschluss 
als auch für die einzeln angeordneten 
Einschlüsse. §§ 12, 13 LStVollzG SH 
liege ein Regel-Ausnahme-Verhältnis 
zugrunde, wonach tagsüber grundsätz-
lich Aufschluss zu gewähren sei. Ein 
Einschluss könne unter anderem aus 
Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt erfolgen (§ 13 Abs. 2 Nr. 3 
LStVollzG SH). Dass bei einer Station 
für Gefangene mit erhöhtem Aggres-
sions- und Gefährdungspotenzial 
häufiger ein Einschluss angeordnet 
werde als bei einer Station mit weniger 
gefährlichen Gefangenen, sei plausibel 
und stelle das gesetzgeberische System 
nicht in Frage. 

Nicht zu beanstanden ist laut 
OLG ebenso, dass der Umfang des zur 
Verfügung stehenden Personals im 
Verhältnis zum Gefährdungspotenzial 
der betroffenen Gefangenen einen 
Einschluss erforderlich machen könne, 
solange die Rechtsposition der Gefan-
genen hinreichend berücksichtigt und 
der Einschluss nicht standardmäßig 
unter Hinweis auf den Personalmangel 
angeordnet werde. Es sei Aufgabe des 
Landes, den Strafvollzugsbehörden 
hinreichende Personal- und Sach-
mittel zuzuweisen, damit diese den 
Strafvollzug in gesetzeskonformer 
Weise gestalten können. Das bedeute 
allerdings nicht, dass zu Lasten an-
derer Stationen beliebige Ressourcen 
aufgeboten werden müssten, um einen 
Aufschluss auch bezüglich gefährlicher 
Gefangener mit entsprechendem Be-
aufsichtigungsbedarf zu ermöglichen. 
Vielmehr entspreche es der staatlichen 
finanziellen Gesamtverantwortung, 
die zur Verfügung stehenden Finanz-
mittel in einer Weise einzusetzen, die 
allen staatlichen Aufgaben gerecht 
werde. Hinsichtlich der Mittelvertei-
lung innerhalb des Justizwesens und 
auch innerhalb einer einzelnen Jus-
tizvollzugsanstalt gelte dies entspre-
chend. OLG Schleswig, Beschluss vom 
23.03.2017 - 1 VollzWs 99/17 (59/17) 
[beck-aktuell v. 29.03.2017]

// VG Trier: Justizvollzugsbe-
amter wird nach Verurteilung 
wegen Bestechlichkeit aus 
Dienst entfernt 

Das Verwaltungsgericht Trier 
hat einen Justizvollzugsbeamten, 
der bereits vom Amtsgericht Wittlich 
rechtskräftig wegen Bestechlichkeit 
in drei Fällen und in einem Fall in 
Tateinheit mit fahrlässiger Abgabe von 
Betäubungsmitteln zu einer Geldstrafe 
verurteilt worden war, aus dem Dienst 
entfernt.

Der 2009 in das Beamtenverhält-
nis auf Probe berufene Beamte, dessen 
Probezeit zweimal verlängert worden 
ist, weil er die erforderliche Distanz zu 
den Gefangenen nicht immer gewahrt 
und sich als teilweise leicht manipu-
lierbar gezeigt hatte, wurde 2013 zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt. In 
der Folgezeit unterhielt er weiterhin 
Kontakte zu Familienangehörigen 
und Bekannten von Gefangenen und 
überbrachte letzteren Päckchen mit 
Zigaretten, Tabak, Kaffee, Süßigkeiten 
und im Fall eines wegen Drogendelik-
ten einsitzenden Gefangenen ein mit 
Haschisch präpariertes Lakritzpäck-
chen, wobei er von der Manipulation 
dieses Päckchens jedoch nichts wusste. 
Als Gegenleistung nahm er einmal 20 
Euro und einmal ein Päckchen Lakritz 
an.

Nachdem der Beamte mit Urteil 
des Amtsgerichts Wittlich vom Juni 
2014, das seit April 2015 rechtskräf-
tig ist, verurteilt worden war und im 
laufenden Disziplinarverfahren das 
fortwährende Unterhalten von weite-
ren Kontakten zu Familienangehöri-
gen nachgewiesen werden konnte, hat 
das klagende Land im April 2016 Klage 
auf Dienstentfernung des Beamten 
erhoben.

Das VG Trier hat den Beamten 
aus dem Dienst entfernt. Dieser habe 
durch die strafrechtlich abgeurteilte 
Bestechlichkeit in drei Fällen, in einem 
Fall in Tateinheit mit fahrlässiger 
Abgabe von Betäubungsmitteln, sowie 
durch das fortlaufende Unterhalten 
von Kontakten zu Angehörigen und 
Bekannten von Strafgefangenen, von 
denen er Gegenstände angenommen 
und an Gefangene weitergeleitet habe, 
gegen elementare und im Interesse der 
Funktionsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes unabdingbare beamtenrecht-
liche Verhaltensgebote verstoßen. 
Durch die strafgerichtliche Verurtei-

lung habe er eine außerordentlich 
schwere Ansehens- und Vertrauensein-
buße bewirkt und zwar unabhängig 
davon, in welcher Höhe und in welcher 
Art Bestechungsvorteile geflossen 
seien.

Ferner habe er wiederholt und 
beharrlich gegen seine dienstlichen 
Kernpflichten, hier das Distanzwah-
rungsgebot, verstoßen, obwohl ihm 
während der verlängerten Probezeit 
bereits mehrfach die Notwendigkeit 
der Einhaltung der Sicherheitsbelange 
im Strafvollzug vor Augen geführt 
worden seien und seine Verbeamtung 
auf Lebenszeit zweimal habe hinaus-
geschoben werden müssen. Den-
noch habe er sich unmittelbar nach 
Berufung in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit abermals nachhaltig 
uneinsichtig gezeigt und sein eigenes 
Verständnis von Nähe und Distanz 
walten lassen, indem er sich nicht nur 
bereit erklärt habe, auf Anfrage Kon-
takte zu Angehörigen und Bekannten 
von Gefangenen aufzunehmen und 
Gegenstände in die Justizvollzugsan-
stalt einzuschmuggeln, sondern er sich 
offenkundig vielfach auch von sich aus 
angeboten habe, als Kontaktperson 
und Schmuggler tätig zu werden.

Dadurch, dass seine Bedenkenlo-
sigkeit von einem Gefangenen letztlich 
zum Einschmuggeln von Betäubungs-
mitteln bewusst ausgenutzt worden 
ist, habe sich die zu vermeidende 
Gefahr des völligen Distanzverlustes 
abermals nachhaltig realisiert. Gegen 
die Entscheidung steht den Beteiligten 
innerhalb eines Monats die Berufung 
an das Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz zu. VG Trier, Urteil vom 
29.11.2016 - 3 K 1138/16.TR 
[beck online v. 19.12.2016]
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Gesa Lürßen, Philipp Walkenhorst

Flüchtlinge und Integration
Eine Herausforderung für Gesellschaft und Justizvollzug

Am Jahresende 2015 waren nach einer Statistik des UNHCR 
65,3 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht als Resul-
tat von Verfolgung, bewaffneten Konflikten, verbreiteter 
Gewaltanwendung oder Verletzungen der Menschenrechte.1 
Kriege, politische Instabilitäten, soziale Ungleichheit, Natur-
katastrophen nicht zuletzt auf dem Hintergrund des Klima-
wandels und daraus resultierende Flüchtlingsströme führen 
zudem dazu, dass heute weltweit etwa 125 Millionen Men-
schen auf humanitäre Hilfe angewiesen sind2. Die häufigsten 
traumatischen Erfahrungen bei erwachsenen Flüchtlingen in 
Deutschland sind Studienbefunden zufolge3 Gewalt gegen-
über anderen miterlebt zu haben (70%), Leichen gesehen zu 
haben (58%), Opfer von Gewalt geworden zu sein (55%) oder 
gefoltert worden zu sein (43%). Das häufigste traumatische 
Ereignis bei in Deutschland lebenden Flüchtlingskindern 
und -jugendlichen ist, Zeuge von körperlichen Angriffen auf 
andere geworden zu sein (41%). 26% der Flüchtlingskinder 
mussten miterleben, wie Gewalt auf Mitglieder ihrer Familie 
ausgeübt wurde, vor allem durch militante Gruppierungen. 
Weitere häufige traumatische Ereignisse sind einen Unfall 
gehabt zu haben (39%) und einen Krieg miterlebt zu haben 
(38%).4

Dabei befindet sich auch das internationale humanitäre 
System in einer krisenhaften Situation: bemängelt wird seine 
Wirksamkeit, Effizienz und Gerechtigkeit bezüglich der Las-
tenverteilung auf die Staaten der Weltgemeinschaft und der 
Zuteilung der Hilfen. Vernachlässigt würden viele chronische 
Brandherde und der Aufbau lokaler und regionaler Fähigkei-
ten in den betroffenen Ländern.

So sind Flucht und Migration bestimmende Themen un-
serer Zeit. Noch nie waren weltweit so viele Menschen auf 
der Flucht. Die öffentliche Wahrnehmung und Diskussion 
von Flucht und Zuwanderung bezieht sich in Deutschland 
und Europa vorwiegend auf die Herausforderungen und Fol-
gen für die eigenen Gesellschaften und Volkswirtschaften. 
Betroffen von diesen Folgen der globalen Flüchtlingskrise 
sind jedoch zum größten Teil die Entwicklungsländer. Mehr 
als die Hälfte der weltweit Vertriebenen überschreitet nicht 
einmal die Grenzen des eigenen Herkunftslandes. Gleichzei-
tig erschütterte die Flüchtlingskrise 2015 ganz Europa, löste 
einerseits eine Welle größter Hilfsbereitschaft und die Ent-
wicklung einer Willkommenskultur aus und beförderte ande-
rerseits heftige öffentliche Debatten über die Möglichkeiten 
und Grenzen von Asyl und Einwanderung. Ängste vor den 
neuen „Fremden“ machten sich breit, die Frage stand und 
steht im Raum, wie viele Menschen die europäischen Staaten 

1 http://www.unhcr.de/service/zahlen-und-statistiken.html; Zugriff vom 
31.03.2017.

2 https://www.die-gdi.de/die-aktuelle-kolumne/article/kriege-fluechtlin-
ge-und-eine-systemkrise-die-internationale-nothilfe-muss-reformiert-wer-
den/; Zugriff vom 31.03.2017.

3 Quellennachweise siehe http://www.bptk.de/uploads/media/20150916_
BPtK-Standpunkt_psychische_Erkrankungen_bei_Fluechtlingen.pdf.

4 Ebd.. Eine beispielhafte Darstellung unfassbaren menschlichen Kriegsleids 
legten die Vereinten Nationen am Beispiel des Süd Sudan mit Stand von März 
2016 vor: http://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?-
NewsID=17207&LangID=E.

aufnehmen können, ohne ihre innere Stabilität zu gefährden. 
Gleichzeitig ist klar, dass ohne Zuwanderung und Qualifi-
zierung der Zugewanderten aufgrund der Überalterung der 
westlichen Gesellschaften deren Wirtschaft mangels Arbeits-
kräften auf Dauer nicht überlebensfähig erscheint.

Migration und Flucht betreffen unmittelbar auch den 
Strafvollzug in all seinen Facetten. Die Herausforderungen 
an die Bediensteten sind groß: in der Haftsituation über-
haupt Verständigung ermöglichen, kulturelle Unterschiede 
erkennen und angemessen damit umgehen, religiöse Beson-
derheiten berücksichtigen, Rivalitäten zwischen Ethnien ent-
schärfen, vorhandene Traumatisierungen nicht noch verstär-
ken, Radikalisierungen erkennen, vermeiden oder zumindest 
reduzieren, Hoffnung vermitteln, Zuspruch leisten und 
Übergänge in ein hoffentlich besseres legales Leben vorzube-
reiten, all das erfordert viel guten Willen, hohe Motivation, 
Durchhaltevermögen und Kreativität. Bei den Recherchen 
zum Thema und den Anstrengungen, die in den Vollzugsein-
richtungen dazu unternommen werden, zeigte sich sehr 
deutlich, welche großen und innovativen Anstrengungen 
unternommen werden, um das Miteinanderleben unter den 
ohnehin schwierigen Vollzugsbedingungen einigermaßen er-
träglich zu gestalten. Und es zeigte sich (wieder einmal), dass 
der Strafvollzug und seine MitarbeiterInnen sehr wohl in der 
Lage sind, mit viel Herzblut und Fachlichkeit unter schwie-
rigsten Bedingungen dieses Zusammenleben unterschied-
lichster Kulturen zu gestalten und zu bereichern.

Ilona Strzoda gibt im ersten Beitrag zum The-
menschwerpunkt einen hervorragenden und humorvollen 
Einblick in den Alltag einer „globalisierten“ bayerischen Un-
tersuchungshaftanstalt. Sie öffnet damit die Augen für all 
das, was die Professionellen dort täglich an Herausforderun-
gen mit bescheidenen Mitteln zu bewältigen haben.  Mat-
thias Collosseus vom Deutschen Caritasverband stellt in 
seinem Übersichtsbeitrag die Lebenslagen und Erfahrungen 
von Flüchtlingen in Deutschland dar. Bemerkenswert sind 
seine Ausführungen bezüglich der kriminellen Gefährdungen 
auf ihren Fluchtwegen. Er verdeutlicht aber genauso die Fol-
gen der (teilweise gewalttätigen) Anfeindungen der Flücht-
linge durch die einheimische Bevölkerung. Robert Bering 
setzt sich als Psychiater vor allem mit den viel diskutierten 
Traumatisierungen von Flüchtlingen auseinander und gibt 
praktische Hinweise für den Umgang mit traumatisierten 
Inhaftierten im Strafvollzug. Aus kriminologischer Perspek-
tive beleuchtet Christian Walburg die Straffälligkeit von 
Flüchtlingen und ihre Bedingungszusammenhänge. Er ver-
deutlicht unter anderem die Gefährdungslagen junger Män-
ner, wenn keine Zukunfts- und Bleibeperspektiven durch 
Kettenduldungen vorhanden sind und macht gleichzeitig 
auf die hohe integrative Bedeutung von Bildungsangeboten, 
Teilhabechancen und Bindung an gesellschaftliche Werte auf-
merksam. Chancen, die aussichtsreich auch im Strafvollzug 
genutzt werden (können). Aus der Untersuchungshaftan-
stalt Hamburg präsentieren wir einen gelungenen Versuch, 
die geltende Hausordnung international verständlich zu ma-
chen. Wie die soziale Integration von Flüchtlingen gelingen 
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kann und welche Rolle dabei Kooperation und Vernetzung 
der vielen Akteure im Feld und damit auch des Strafvollzugs 
spielen, verdeutlicht Markus Saxinger in seinem Beitrag 
über die Chancen und Hürden der Flüchtlingsintegration. 
Bemerkenswert und aufschlussreich sind hier u.a. das vor-
gestellte fünfstufige Phasenmodell der Integration sowie die 
Erörterung der jeweiligen Chancen, aber auch (meist ver-
meidbaren) Risiken dieser Integration. 

Diesen eher grundsätzlich angelegten Ausführungen 
folgen nun Beiträge zur konkreten Integrationspraxis in 
den verschiedenen Vollzugsbereichen. Anna Poel, Ronja 
Pokroppa, Melanie Tselidis und Noemi Voß stellen als 
Studentinnen der Uni Köln im Anschluss ein Konzept der 

sprachlichen Erstversorgung 
junger Menschen im Jugendar-
rest vor. Erreicht werden soll 
damit für des Deutschen nicht 
mächtige junge Arrestierte zu-
mindest die aktive Teilhabe in 
allen Bereiche des Arrestalltags. 
Julia Heber berichtet über die 
Erfahrungen im Umgang mit 
jungen nichtdeutschen Unter-
suchungshäftlingen in der JVA 
Rockenberg. Sie betont die hohe 
Bedeutung der Sprachförderung 
wie auch einer sozialförderli-
chen Wohngruppenkultur für 
eine gelingende Integration in 
den Vollzugsalltag. Aus der Ju-
gendanstalt Adelsheim berichtet 
Katja Fritsche über die Arbeit 
mit inhaftierten jungen Flücht-
lingen und hebt als wesentlichen 
Wirkfaktor jenseits aller spezi-
fischen Förderprogramme die 
Bedeutung menschlicher Zuwen-
dung als Grundhaltung der Mit-
arbeiterInnenschaft hervor. Aus 
dem Hamburger Justizvollzug 
berichten Sonia Bahr, Demba 
Buaro, Ayten Guelacti, Mali 
Seidi und Maryla Wellhörner 

über das breite Aufgabenspektrum und die praktischen Er-
fahrungen der dortigen vollzuglichen Ausländerberatung. 
Ein interessantes und offensichtlich erfolgreiches Koopera-
tionsprojekt der JVA Lübeck wird von Gabriele Holländer 
und Barbara Glowe vorgestellt. Es geht hier um die Inte-
grationsberatung für inhaftierte Menschen mit Migrations-
hintergrund und die damit sich eröffnenden Möglichkeiten, 
sowohl Alltagsprobleme der Inhaftierung einvernehmlich zu 
lösen als auch den Bezug zur Außenwelt und insbesondere zu 
den Angehörigen aufrechtzuerhalten. Immer wieder erweist 
sich die Sprachförderung als ein Schlüssel für eine gelingen-
de berufliche Integration. Für die stark zunehmende Gruppe 
ohne heimatlichen wie auch deutschen Schulabschluss wurde 
in der Jugendanstalt Schleswig ein adressatenspezifischer 
Sprachkurs entwickelt, über dessen Konzeption und positive 
Auswirkungen hinsichtlich der Zeit nach der Haftentlassung 
Thomas Paulsen berichtet. Eine ganz andere Perspekti-
ve auf unsere Thematik ist Gegenstand des anschließenden 
Beitrags. Gerade im Hinblick auf die Diskussionen um die 
Bedeutung der verschiedenen Ausprägungen des Islam und 

seine Auswirkungen auf inhaftierte Menschen erläutern die 
Islamwissenschaftler Mustafa Doymus und Dr. Lauy Rad-
han aus der JVA Remscheid Möglichkeiten der Prävention 
von Radikalisierungstendenzen sowie die Bedeutung einer 
„islamischen Seelsorge“ in den Hafteinrichtungen. Alle Bei-
träge heben die hilfreiche Funktion gelingender menschli-
cher Beziehungen zwischen den Inhaftierten und den vollzu-
glichen MitarbeiterInnen hervor. Wie die Grundlagen einer 
entsprechenden „interkulturellen Kompetenz“ schon in der 
Ausbildung der Bediensteten integriert werden, skizziert 
schließlich Peter Schulte vom Bildungsinstitut des nieder-
sächsischen Justizvollzuges. 

Insgesamt machen alle Beiträge deutlich, wie ernst die 
Flüchtlings- und Migrationsthematik in deutschen Haftein-
richtungen genommen wird und wie im Zusammenwirken 
engagierter Menschen im Vollzug und außerhalb individuelle 
Schicksale  selbst unter schwierigen Bedingungen zum Posi-
tiven beeinflusst werden können.  

Gesa Lürßen 

Leiterin der Teilanstalt für 

Jugendvollzug der JVA Bremen 

gesa.lürssen@jva.bremen.de

Philipp Walkenhorst

Prof. Dr. Philipp Walkenhorst

Universität zu Köln

Lehrstuhl für Erziehungshilfe 

und Soziale Arbeit

philipp.walkenhorst@ 

uni-koeln.de

Veranstaltungshinweis

Resozialisierung mit Zukunft

Veranstalter: Evangelische Akademie Bad Boll

Termin: 17.-18. Juli 2017

Ort: Bad Boll

Anmeldung: Evangelische Akademie Bad Boll
Akademieweg 11
73087 Bad Boll
Tel.:07164 79-0
E-Mail: info@ev-akademie-boll.de
Homepage: www.ev-akademie-boll.de

30. Deutscher Jugendgerichtstag

Veranstalter: Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte 
und Jugendgerichtshilfen e.V. (DVJJ)

Termin: 14.-17. September 2017

Ort: Berlin

Anmeldung: DVJJ
Lützerodestr. 9
30161 Hannover
Tel.:0511 34836-40
Fax: 0511 31806-60
E-Mail: info@dvjj.de
Homepage: www.dvjj.de 
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Ilona Strzoda 

„Bitte Psyholog. Kopf kaput“
Psychologischer Dienst in   einer Multi-Kulti-Anstalt

Jeden Morgen fische ich als erstes meine Arbeit des Tages aus 
dem Psychologenfach im Verteilerraum.

Meistens ein paar Vollzugspläne. Manchmal Meldun-
gen über Gefangene, die auffällig erscheinen (isst seit Tagen 
nichts, spricht mit der Steckdose, pinkelt ins Waschbecken 
und natürlich Selbst- und Fremdgefährdungen aller Art). 
Und ganz, ganz viele Antragsscheine. Ein paar davon erledi-
gen sich vielleicht im Laufe des Tages.

Der Ausländeranteil in unserer Anstalt ist hoch, dem-
entsprechend stellt die Entschlüsselung der Antragsscheine 
bereits die erste Herausforderung des Tages dar. „Bitte Psyho-
log. Kopf kaputt“ ist der Klassiker und wenigstens eine klare 
Botschaft, um die ich dankbar bin. Manchmal ist es schon 
kryptischer. Bei Texten wie „Ich bite ich hilf weil meine Toch-
ter“ oder „pleas the lady that spek italian“ wird es schon schwie-
riger. „A Dunno what todo coz ma head drivin me crazy please 
mister do me to da doctor for tablet!“ kann eindeutig dem Psy-
chiater zugeordnet werden. Ach ja und noch einer. Von Herrn 
Tjan (Name geändert!), der Herr spricht ausschließlich Chi-
nesisch. Ich bin mir nicht sicher, ob er die Worte „Ich. Angst. 
Verzweiflung!“ auf dem Antragsschein tatsächlich selbst ge-
schrieben hat?

Ich ordne alle Antragsscheine nach Datum und augen-
scheinlicher Dringlichkeit. Den Antrag von Herrn Tjan packe 
ich nach oben. Obwohl er fast jeden Tag schreibt und ich eh 
nie das Gefühl habe, ihm zu helfen.

Auf einen anderen Stapel packe ich alle Scheine, die der 
Klärung bedürfen. Auf diesen Stapel wandert auch noch „ich 
kann nicht schlafen, bitte helfen sie mir“, „ih vermise meine fami-
lia“ und „erbitte Hilfe wegen meiner schwangeren Freundin. Sie ist 
draußen ganz alleine und ich habe Angst, dass sie wieder abstürzt“.

Auf dem Weg in mein Büro kann ich unterschiedliche 
Routen wählen. Je nach Route, Uhrzeit und Tagesplan laufe 
ich durch unterschiedliche Gruppen von Gefangenen. Meis-
tens ist die Begrüßung sehr freundlich. Viele kennen mich. 
Unangenehm ist es nach einem längeren Urlaub. Denn in der 
Anstalt in der ich arbeite, sind hauptsächlich Untersuchungs-
gefangene untergebracht. Das bedeutet, nach einer dreiwö-
chigen Abwesenheit hat sich die komplette Belegung der 
Gänge verändert. Dies führt auch heute wieder zu folgendem 
Szenario: Ich betrete den Gang, sofort springt mir ein Herr 
in den Weg mit den Worten „du Sozial?!!“, also ob ich die So-
zialarbeiterin bin. Bin ich nicht. „Wer Du?“ – „Meine Name ist 
Strzoda, ich bin die Psychol...“ Der nächste springt hinzu, hält 
mir ein Papier unter die Nase und unterbricht mich „ich hier 
Advokat nicht kommen drei Woche!! Abschiebung. Nicht kom-
men Advokat!“ Ich kann nicht anders und sehe mir das Papier 
an, weil der Herr offensichtlich eine Not hat. Ich kann ihm 
nicht helfen. Die Abschiebung scheint beschlossen zu sein. 
Der Anwalt ist vermutlich ein Pflichtverteidiger und die kom-
men halt nicht mehr, wenn der Fall mal durch ist. Der erste 
Herr insistiert. Er hat mich schließlich zuerst entdeckt „Du 
nichsozial? Wer Du?“ „Die Frau Strzoda bin ich. Was brauchen 
sie denn?“ Er braucht nix. Wollte nur wissen, wer ich bin. In-
zwischen haben einige andere Gefangene gesehen, dass eine 
Dame in Zivil mit Gefangenen auf dem Gang spricht und sich 

auch noch Papiere ansieht. Es bildet sich eine Schlange. Ich 
bin sicher, die wollen nicht zu mir, die brauchen den Sozial-
dienst. Der ist hier heiß begehrt. Birgt dies doch unter Um-
ständen die Möglichkeit, mit den Liebsten zu telefonieren 
oder lebensnotwendige Dinge, wie den Erhalt der Wohnung 
oder des Arbeitsplatzes zu klären. Ich rufe also einmal laut in 
die Runde: „Ich bin nicht der Sozialdienst. Ich bin die Psycholo-
gin. Wenn sie mich brauchen, schreiben sie bitte!“ Einige gehen. 
Ich auch. Weiter Richtung Büro. Plötzlich steht Herr Tjan vor 
mir. Ich spreche ihn an, obwohl ich weiß, dass er kein Wort 
versteht. „Herr Tjan, Guten Morgen.“ Ich lächle. Weil er mir leid 
tut. Alle sind genervt von ihm. Er verzieht keine Miene. „Ich 
versuche gleich den Herrn Karsten (Name geändert) zu erreichen. 
Der kann dann übersetzen.“ Herr Karsten ist ein sehr hilfsbe-
reiter AVD-Beamter, der außer breitem Niederbayrisch noch 
perfekt und fließend chinesisch spricht. Er ist der Einzige im 
ganzen Haus, durch den eine 
Verständigung mit Herrn Tjan 
möglich ist. Herr Tjan hält mir 
einen Zettel unter die Nase, da-
rauf steht „Hilfe“. Ich nicke. „Ja. 
Ich rufe gleich mal im Betrieb an 
und frage, ob Herr K-A-R-S-T-E-N 
da ist“ Ich spreche langsam und 
etwas zu laut. Andere Gefange-
ne lachen und ernten einen stra-
fenden Blick von mir. Herr Tjan 
nickt auch und sagt „Herkaasten! 
Ja! Herkaasten!“ Ich lächle noch 
einmal, weil ich glaube, dass er 
sich darüber freut. Er lächelt 
nicht zurück. Ich gehe weiter. Er bleibt stehen und sieht mir 
regungslos nach mit dem Zettel in der Hand.

Einige Meter später hängt sich ein Hausarbeiter an mich 
dran. Ich hatte bereits einige Gespräche mit ihm. Er ist mir nicht 
sympathisch. Er macht sich gerne wichtig. „Schlimm die ganzen 
Ausländer, oder?“ „Herr Juric (Name geändert) sie sind aus Rumä-
nien!“ erwidere ich fassungslos. Er setzt ein breites Grinsen auf 
und hält mir die Hände entgegen, als wolle er mich umarmen. 
Sein goldener Backenzahn kommt zum Vorschein. „Jaaaa...! 
Aber sie wissen doch was ich meine?“ Weiß ich nicht, möchte ich 
jetzt auch nicht diskutieren. Vor allem nicht auf dem Gang. No-
tiz an mich selbst: Beim nächsten Gespräch mit Herrn Juric eine 
Runde über seine rassistische Einstellung drehen. Ich schüttle 
den Kopf und sperre die schwere Brandschutztür am Ende des 
Ganges auf. Herr Juric bleibt dahinter stehen. Ich verabschiede 
ihn mit einem strafenden Blick und Kopfschütteln. Ob die mei-
ne strafenden Blicke überhaupt wahrnehmen?

Kaum in meinem Büro angekommen, klingelt das Te-
lefon. K0. Die Krankenstation. „Hi Ilona hier ist der Armin 
(Name geändert). Wir haben heute früh einen gekriegt, der hatte 
sich irgendwie die Brust aufgeschnitten und Rasierklingen ge-
schluckt. Der war jetzt im Krankenhaus und seit der wieder hier 
ist, heult der nur noch. Kannst Du Dir den mal anschauen.“ „Klar. 
Spricht der deutsch?“ „Ne, aber der Marinkovic (Name geändert) 
kann übersetzen“. – Ich habe tolle Beamte! Die melden mir so 
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was. Ohne die Hilfe des AVD ist der Psychologe im Allgemein-
vollzug aufgeschmissen. Auffällige Gefangenen würde ich nie 
selbst bemerken. Dafür ist mein Haus einfach zu groß.

Viertel Stunde später. Beide in meinem Büro. Ich erkläre 
Herrn Marinkovic, bitte nur zu übersetzen, was gesagt wird 
und schärfe ihm ein, den anderen Gefangenen über das Ge-
spräch nichts zu erzählen. Er nickt übertrieben. „Eh klar, Frau 
Strzoda!! Mach ich nicht! Anderen erzählen! Mach ich doch nich!!“ 
Dann kann‘s ja losgehen. „Fragen sie den Herrn Bode (Namen 
geändert) doch bitte, was ihn so belastet.“ Marinkovic redet. 
Und redet. Drei Minuten lang. Bode antwortet kurz. Marin-
kovic redet wieder. Ich (irritiert) „Äh, Herr Marinkovic, was 
sagt er denn?“ - „Er vermisst seine Familie. Vielleicht müssen sie 
ihn mal telefonieren lassen.“ Ich: „Okay, so einfach ist das nicht. 
Er ist Uhaft und da braucht er eine Genehmigung vom Gericht. 
Fragen sie ihn mal, ob da schon was beantragt wurde.“ Marinko-
vic übersetzt. Bode weint, ist aufgebracht. Redet lautstark ca. 

vier Minuten lang. Weint wieder. Redet wieder. Ich: „Was sagt 
er?“ Marinkovic: „Ne.“ – Ich „Wie - Ne. ???!“ Marinkovic „Ne, 
hat noch nix beantragt“

Vor drei Stunden habe ich eingestempelt und bisher noch 
nichts von dem getan, was ich vor über zehn Jahren studiert 
habe. Nur zwei der acht Anträge von heute liefen auf ein the-
rapeutisches Beratungsgespräch hinaus. Und Herr Karsten 
ist drei Wochen im Urlaub.

Trotz allem komme ich jeden Morgen total gerne hier 
her. Einfach weil ich glaube, dass ich manchmal schon etwas 
bewege. Auf meinem Weg in die Kantine laufe ich wieder an 
Herrn Tjan vorbei. Er lächelt und nickt, als er mich sieht. Und 
einer der Gefangenen, die mein „strafender Blick“ getroffen 
hat, passt mich ab und murmelt: „Ey ‚tschuldigung wegen vor-
hin. Hat sich so witzig angehört, wie sie geredet haben. Aber ich 
wollt‘ keinen auslachen.“

JA!!! Ist doch ein geiler Tag!!

Matthias Colloseus

Die gegenwärtige Situation von Flüchtlingen in Deutschland

In aller Regel sind es Extremsituationen, in denen Menschen 
sich für eine Flucht entscheiden, also ihre gewohnte, aber 
gefährlich gewordene Umwelt hinter sich lassen und schwer 
abschätzbare Risiken auf sich nehmen, die oft in weitere Ex-
tremsituationen führen. Die Geschichten von in Deutsch-
land Schutz suchenden Menschen sind daher eigentlich zu 
verschieden, um summarisch dargestellt zu werden. Auch 
ihre gegenwärtige Situation ist schwer auf einen Nenner zu 
bringen – eine Vielfalt, die unter anderem durch das födera-
le System und dynamisch entwickelte Gesetze und Verwal-
tungshandeln geprägt wird.

Wenn dieser Beitrag dies dennoch versucht, dann unter 
ausdrücklichem Verweis auf diese Vielfalt, die sich täglich 
etwa bei der Beratung durch die Flüchtlings- und Migrations-
dienste der Caritas und anderer Wohlfahrtsverbände zeigt. 
Nicht nur aus dem eigenen Anspruch, dem je einzelnen Men-
schen in seiner individuellen Situation gerecht zu werden, 
sondern auch wegen der tatsächlich sehr unterschiedlichen 
Lebensläufe der Klientinnen und Klienten und den Komple-
xitäten an den Schnittstellen zwischen Ausländer- und Sozi-
alrecht müssen wir uns auf Einzelfälle einlassen, soweit die 
Kapazitäten es zulassen. Auch das staatliche Asylverfahren 
prüft anhand der individuellen Geschichte, ob ein Anspruch 
auf internationalen Schutz besteht.1

Aus welchen Motiven flüchten sie aus ihrer 
Heimat?

Im Asylverfahren wird nach einem abgeschlossenen Katalog 
individuell geprüft, ob rechtlich anerkannte Fluchtgründe 
vorlagen. Internationaler Schutz wird gewährt vor staatlicher 

1 Abseits von Statistiken und Überblicksdarstellungen wie der hiesigen beschäf-
tigen sich etwa die Interviews #EinMomentDerBleibt des NDR mit individuel-
len Geschichten http://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/ein-moment-der-
bleibt/EinMomentDerBleibt,einmomentderbleibt100.html (abgerufen 25.3). 
Soeben neu erschienen ist Michael Albus/Elizabeth Fleckenstein: Schattenda-
sein. Flüchtlinge berichten. Mit einem Beitrag von Rupert Neudeck.

und nichtstaatlicher Verfolgung, unmenschlicher Behand-
lung oder ernsthaftem Schaden, etwa durch Krieg und Bür-
gerkrieg.2 Menschen, die Elend zu entkommen versuchen, 
das nicht diese Erscheinungsformen annimmt, können sich 
dabei nicht auf internationalen Schutz berufen.

Das unter den in Deutschland Schutz Suchenden zahlen-
mäßig mit Abstand bedeutendste Herkunftsland ist Syrien. 
2016 hatte über ein Drittel aller Antragstellenden die syrische 
Staatsangehörigkeit. Das ist mehr als Afghanistan und Irak, 
die beiden folgenden Herkunftsländer, zusammen.

Seit vor sechs Jahren das Militär Proteste gewaltsam nie-
derschlug, herrscht in Syrien Bürgerkrieg. Neben den Gefah-
ren des Lebens im Krieg und dem Mangel etwa an Grundnah-
rungsmitteln, vor allem an medizinischer Versorgung, droht 
auch Gefahr durch Verfolgung: die repressive Regierung und 
islamistische Gruppen, darunter seit 2014 der „Islamische 
Staat“, bedrohen Zivilist*innen in denen von ihnen erober-
ten Gebieten. Inzwischen ist die Hälfte der Bevölkerung ge-
flohen. 6,3 Millionen sind aus ihrer Heimat in andere Gebiete 
Syriens geflüchtet. Etwa 13,5 Millionen Hilfsbedürftige leben 
derzeit noch im Land, knapp 5 Millionen in den Nachbarstaa-
ten.3 Bereits vor einem Jahr wurden die Zahl der Todesopfer 
auf 470.000, die der Verletzten auf 1,9 Millionen geschätzt. 
Der Kampf setzt sich zwischen zahlreichen, unübersichtli-
chen Fraktionen fort. Ausländische Interessen sorgen für 
Nachschub an Geld und Waffen. Den Syrien-Konferenzen 
werden von Beobachtern wenig Bedeutung und kaum Aus-
sicht auf eine Friedensperspektive beigemessen.

Ein anderes Beispiel ist das kleine Eritrea in Nordostafri-
ka. Bei knapp sechs Millionen Einwohner*innen ist die abso-
lute Zahl der Flüchtenden geringer; dennoch ist es schon seit 

2 Zu den einzelnen Schutzformen und ihren unterschiedlichen Voraussetzungen 
vgl. http://www.bamf.de/DE/Fluechtlingsschutz/AblaufAsylv/Schutzformen/
schutzformen-node.html (abgerufen 25.3).

3 Vgl. das Dossier „Sechs Jahre Krieg in Syrien“ von Caritas international: 
http://www.caritas-international.de/wasunsbewegt/dossierthemen/stim-
men-aus-syrien/stimmen-aus-syrien (abgerufen 25.3).
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Jahren unter den am stärksten vertretenen Herkunftslän-
dern von Schutzsuchenden. Eine totalitäre Militärdiktatur 
herrscht dort über eine Bevölkerung ohne Hoffnung, bespit-
zelt, verhaftet und foltert willkürlich. Auf der Rangliste der 
Pressefreiheit von Reporter ohne Grenzen liegt es auf dem 
letzten Platz – hinter Nordkorea.4 Junge Menschen werden 
zu einem unbefristeten „Militärdienst“ gezwungen, der vor 
allem aus Zwangsarbeit besteht. Das Land ist international 
isoliert, die Grenzen streng bewacht. Wer flieht, muss schon 
deswegen mit Verfolgung rechnen.5

Die über die Gesamtzahl der Schutzsuchenden historisch 
hohe Schutzquote nach der individuellen Prüfung der Schutz-
bedürftigkeit durch das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) spiegelt die Härte der Situationen, aus denen 
sich Menschen zur Flucht entscheiden. In der politischen Be-
wertung wird immer wieder unterstellt, je nach Herkunftsland 
ließe sich unabhängig vom Asylverfahren Schutzsuchenden 
eine „gute“ oder „schlechte Bleibeperspektive“ zuschreiben. 
Dies wird weder der tatsächlichen Vielfalt ihrer Schicksale ge-
recht, noch würdigt es die Stellung des Verfahrens als entschei-
dende Prüfinstanz. Auch Klagen gegen ablehnende Bescheide 
sind immer wieder erfolgreich, woran sich zeigt, dass die Quo-
te der tatsächlich Schutzbedürftigen noch höher liegt.

Flucht und europäische Migrationskontrolle

Seit Jahrzehnten setzt europäische Politik auf die Kontrolle 
und die Begrenzung von Wanderung außerhalb der EU. Dabei 
kamen zuvor Wanderarbeiter etwa aus verschiedenen afrika-
nischen Ländern häufig in die südlichen europäischen Länder 
– eine angesichts großer Wohlstandsunterschiede erwartbare 
und volkswirtschaftlich insgesamt vorteilhafte Konstellati-
on. Bedeutend waren insbesondere die spanischen Exklaven 
Melilla und Ceuta an der marokkanischen Küste. Mit dem 
Beitritt Spaniens zum Schengen-Raum 1991 wurde dagegen 
eine Visumspflicht eingeführt, die Exklaven mit Zäunen ge-
schützt, die Marokko zu kontrollieren verpflichtet wurde. Im 
Gegenzug wurden Zahlungen vereinbart.

Diese Entwicklung wiederholt sich seitdem ununterbro-
chen, ob in Mauretanien oder Mali, Nigeria, Libyen und zu-
letzt der Türkei. Neue physische Hindernisse werden an den 
Küsten des Mittelmeers errichtet, in aller Regel durch die EU 
bezahlt oder subventioniert, wobei die Mittel nicht selten an 
Regierungen fließen, deren Selbstverständnis aus Sicht der 
europäischen Wertordnung zu wünschen übrig lässt. Fünf 
Milliarden Dollar erhielt etwa der Diktator Gaddafi 2008. 
Rücknahmeabkommen beziehen sich auch auf Angehörige 
anderer Staaten, die eine Überfahrt versucht haben. Die Län-
der Europas begeben sich dadurch in Abhängigkeiten. Die 
Zahlen der Ankommenden sinken dadurch von Fall zu Fall, 
nicht jedoch im selben Maß die Zahl der Migrantinnen und 
Migranten, die Umstände zu verlassen versuchen, in denen 
es als sinnvoll erscheint, das eigene Leben aufs Spiel zu set-
zen. Sie entscheiden sich für andere, gefährlichere Wege und 
die Todeszahlen steigen. Auf die westliche Mittelmeerroute, 
über die Straße von Gibraltar folgte die zentrale Mittelmeer-
route nach Italien. Inzwischen sind Italien und Griechenland 

4 https://www.reporter-ohne-grenzen.de/fileadmin/Redaktion/Presse/Down-
loads/Ranglisten/Rangliste_2016/Rangliste_der_Pressefreiheit_2016.pdf 
(abgerufen 25.3).

5 Aktuelle Informationen zur Situation in diesen und anderen Herkunftsländern 
werden in der Datenbank des Österreichischen Roten Kreuzes http://www.
ecoi.net/ unparteiisch aufbereitet und gesammelt.

die am leichtesten zu erreichenden europäischen Länder. 
Über 360.000 sind 2016 dort angekommen, mehr als ein Vier-
tel davon Kinder. Zugleich starben über 5.000 Menschen im 
Mittelmeer.6

Der Landweg nach Mitteleuropa über den Balkan war 
schon 2011 bis 2013 verstärkt genutzt worden, bevor auch die 
Türkei ein Rücknahmeabkommen über erhebliche Geldmittel 
mit der EU abgeschlossen hatte. Sie gewann insbesondere an 
Bedeutung, als die Flüchtlingslager der Vereinten Nationen im 
Nahen Osten nach lange unzureichender Versorgung mit Fi-
nanzmitteln nicht mehr in der Lage waren, ausreichend Grund-
nahrungsmittel zur Verfügung zu stellen. Die Türkei, die mit 
heute 2,7 Millionen mehr Schutzsuchende aufgenommen hat als 
jeder andere Staat, hielt die große Zahl der Verzweifelten dies-
mal nicht zurück. Die meisten strebten nach Mittel- oder Nor-
deuropa. Die ärmeren Länder auf ihrem Weg waren keineswegs 
auf ihre Aufnahme eingerichtet. Mit großen Anstrengungen be-
mühten sich internationale Hilfsorganisationen, wenigstens die 
Versorgung der Wandernden zu ermöglichen.

Die Balkanroute wurde im Februar 2016 mittels ver-
schärfter Grenzkontrollen und Zäunen geschlossen. Die 
Wanderungsbewegungen verlagerten sich zum Teil über Ma-
zedonien und die Adria, zum Teil über Bulgarien und Serbien. 
Viele Schutzsuchende mussten auch in Griechenland bleiben, 
weit mehr, als das Land versorgen und durch den Asylprozess 
dirigieren konnte. Der Rückstau bestimmt insbesondere die 
Situation auf den griechischen Inseln, wo Neuankömmlin-
ge festgehalten werden. Über 15.000 mussten dort auch im 
Winter in überfüllten Zeltlagern leben, in denen es nicht aus-
reichend Essen und kein warmes Wasser gibt. Gewaltschutz 
kann unter diesen Bedingungen nicht gewährt werden.7

Die Entwicklung in Deutschland während der 
letzten Jahre

Das Dubliner Übereinkommen und seine Nachfolge-Verord-
nungen legt die Verantwortung für Schutzsuchende, die die 
EU erreichen, den Ländern an ihren Außengrenzen auf. Die 
Zugangszahlen in Deutschland sanken daher von einem sehr 
hohen Niveau in den 1990er Jahren, bedingt vor allem durch 
die kriegerischen Auseinandersetzung um das ehemalige Jugos-
lawien, bis 2008. Andere Länder wie Italien verwiesen auf die 
Notwendigkeit innereuropäischer Solidarität, ohne dass dies zu 
Veränderungen geführt hätte. Die staatlichen Strukturen für die 
Aufnahme wurden in Deutschland zurückgebaut. Auch als der 
Anstieg der Zuzugszahlen sich ab 2012 beschleunigte, wurde da-
rauf zunächst nicht im gleichen Maß reagiert. In der Folge zeigte 
sich die Verwaltung nicht in der Lage, den erneuten, beispiello-
sen Anstieg zu verkraften. Hatten die Verfahren sich schon zu-
vor oft über etliche Monate hingezogen, so war es jetzt oft nicht 
einmal möglich, im selben Zeitraum ein Asylverfahren zu eröff-
nen. Die Registrierung erfolgte im Schichtdienst, dennoch kam 
es zu Unter- und Übererfassung. Die Unterbringung erfolgte mit 
Mitteln der Katastrophenhilfe. Standards, etwa im Bereich des 
Gewaltschutzes, wurden vielfach unterschritten. Spätestens ab 
Sommer 2015 leisteten Polizist*innen und Mitarbeiter*innen 
von Ländern, Kommunen, Wohlfahrtsverbänden und eine nie 
dagewesene Zahl von ehrenamtlich Engagierten Beachtliches. 

6 Flüchtlingsrat der Vereinten Nationen: Update on UNHCR’s operations in 
Europe, 1. März 2017, http://www.unhcr.org/58ca4b057.pdf (abgerufen 25.3).

7 Ein chronologischer Überblick über die Verlagerungen der Routen in den letzten 
Jahren bietet die Website der taz: http://www.taz.de/fluchtrouten/ (abgeru-
fen 25.3).
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Die öffentliche Aufmerksamkeit für das Thema Flucht und Asyl 
stellte alle anderen Themen in den Schatten.

Der Ausdruck „Flüchtlingskrise“ wurde für etwas ge-
prägt, das eigentlich eine Verwaltungskrise war: fast alle re-
alen Schwierigkeiten in der Unterbringung und Versorgung 
hingen mit den überlangen Asylverfahren zusammen. Viele 
der 2015 Eingereisten wurden erst 2016 registriert und waren 
schon einige Monate im Land, bevor sie ihren Antrag stel-
len konnten. Erst seit dem Spätsommer 2016 werden mehr 
Anträge entschieden als gestellt. Zu diesem Zeitpunkt waren 
knapp 580.000 Asylverfahren anhängig. Dennoch wurden 
Maßnahmen zur Verfahrensvereinfachung, etwa die Mög-
lichkeit für syrische Staatsangehörige, ihren Antrag schrift-
lich zu begründen, noch zum Jahreswechsel 2015/2016 zu-
rückgenommen.

Dafür wurde in ungesehenem Tempo Verschärfung um 
Verschärfung durch das Gesetzgebungsverfahren gepeitscht 
und so die Handlungsfähigkeit des Staates demonstriert. 

Vereinfachung war dabei kein 
Kriterium: die Aussetzung des 
Familiennachzugs für subsidiär 
Schutzberechtigte führt dazu, 
dass viele Menschen, die diesen 
Schutzstatus erhalten, gegen ih-
ren Bescheid klagen. Die Wohn-
sitzauflage im Integrationsge-
setz verpflichtete Menschen, die 
mit erheblichem Aufwand erste 
Schritte zur Integration getan 
hatten, z.B. eine Wohnung zu 
finden und soziale Kontakte zu 
knüpfen, in ein anderes Bundes-
land umzuziehen, unabhängig 
von der Frage, ob ihre Chancen 

insbesondere bei der Jobsuche dort vergleichbar sind.
In diesem Zusammenhang wurde auch ein Abkommen 

zwischen der Türkei und der EU geschlossen, das als einer 
der Gründe dafür gilt, warum die offensichtlichen Menschen-
rechtsverletzungen auf dem Weg zur Präsidialsystem mit dik-
tatorischen Zügen auf europäischer Seite mit so viel Geduld 
rechnen durfte.

Verschiedentlich ist zu lesen, es „kämen nur junge Män-
ner“. Statistisch ist diese Gruppe tatsächlich stark vertreten – 
so waren etwa zwei Fünftel der Erstantragsteller 2016 männ-
lich und zwischen 16 und 35 Jahren alt. Allerdings gerät oft 
aus dem Blick, wie viele Kinder darunter sind. In der alltägli-
chen Wahrnehmung mag es leicht fallen, die Sechzehn- oder 
Siebzehnjährigen ebenfalls als „junge Männern“ zu betrach-
ten, insbesondere, wenn sie schon seit Jahren gewohnt sind, 
sich allein durchzuschlagen oder für jüngere Geschwister mit 
zu sorgen. Nichtsdestoweniger sind sie minderjährig – sie 
haben einen besonderen Schutzbedarf und nach internatio-
nalem Recht Anspruch darauf, gemäß ihres Alters behandelt 
zu werden.8 Etwa ein Drittel der in Deutschland lebenden 
Schutzsuchenden und Schutzberechtigten sind Mädchen und 
Frauen.9

8 Dies ist in vielen Einzelfällen nicht gelungen. Mehrere Tausend minderjährige 
Schutzsuchende gelten als vermisst. Viele von ihnen dürften bei Verwandten 
untergekommen sein, andere sind weitergewandert. Auch Fehlerfassungen 
sind denkbar. Dennoch sind Kinder in dieser Situation auch bedroht, Opfer von 
Menschenhandel und kriminellen Netzwerken zu werden.

9 Die Zahlen sind der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage im 
Bundestag entnommen. Ihnen liegt das Ausländerzentralregister Jahresende 
2016 zugrunde: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/113/1811388.pdf.

Bis heute sind über 300.000 Verfahren nicht entschie-
den. Bleiben die Zuzugszahlen und die Entscheidungsquoten 
des BAMF jeweils auf dem Niveau der letzten Monate, könn-
te dieser Berg im Spätsommer 2017 abgearbeitet sein. 

Im Asylverfahren

Für Neuangekommene werden Verfahren derzeit recht 
schnell eröffnet. Im Rahmen ihrer Registrierung erfolgt eine 
Gesundheitsuntersuchung auf übertragbare Krankheiten. 
Die vom EU-Recht eigentlich vorgesehene Überprüfung, ob 
bei Schutzsuchenden besondere Bedürfnisse vorliegen, er-
folgt in Deutschland nicht systematisch – das betrifft neben 
Minderjährigen zum Beispiel auch Schwangere, körperlich 
Behinderte oder psychisch Kranke und Opfer von Folter oder 
sexualisierter Gewalt. Obwohl solche Bedürfnisse bei der Un-
terbringung und im Verfahren berücksichtigt werden müss-
ten, ist es letztlich Glückssache, ob sie dafür ausreichend 
frühzeitig erkannt werden. Die Unterbringung hat sich man-
cherorts normalisiert, findet aber in vielen Städten auch nach 
wie vor in Turnhallen und anderen nicht auf Bewohnbarkeit 
ausgelegten „Übergangsunterkünften“ statt.

Ein entscheidender Schritt nach der Antragstellung ist die 
sogenannte „Anhörung“. Hier können Betroffene in einem in 
der Regel mehrstündigen Interview darlegen, was sie dazu ge-
bracht hat, in Deutschland internationalen Schutz zu beantra-
gen. Dieser Vortrag ist die entscheidende Grundlage, auf der 
über den individuellen Anspruch entschieden wird. Derzeit 
werden die Schutzsuchenden in der Regel nicht von der Person 
angehört, die später über den Antrag entscheidet, obwohl der 
persönliche Eindruck aus dem Gespräch zuvor eine wichtige 
Grundlage der Beurteilung war. Alle Anzuhörenden für einen 
bestimmten Tag erhalten denselben Termin früh morgens, oft 
lange bevor die erste Anhörung beginnt. Die Übrigen müssen 
ausharren, bis sie dran kommen, was Stunden dauern kann. 
Einige müssen am Ende des Behördentages unverrichteter 
Dinge wieder abziehen. Verpflegung wird in der Regel nicht 
angeboten. So müssen Menschen, nachdem sie stundenlang 
ohne Wasser gewartet haben, ebenfalls über Stunden Rede und 
Antwort zu den schlimmsten Ereignissen ihres Lebens stehen.

Die Aufgabe des BAMF ist, die Erfüllung rechtlicher Vo-
raussetzungen zu prüfen. Anders als etwa im Strafprozess 
liegt nicht von vorne herein die Beweislast auf staatlicher Sei-
te. Vielmehr müssen Betroffene selbst ihren Vortrag glaub-
haft machen, was schwierig sein kann, wenn fluchttypisch 
nicht alle möglichen Dokumente existieren oder greifbar 
sind. Die Fragesituation hat daher immer Verhörcharakter. 
Immer wieder wird auch von Dolmetscher*innen berichtigt, 
die eigenmächtig darüber urteilen, was wichtig ist und was 
nicht, oder Animositäten gegen die Angehörten in ihre Leis-
tung einfließen lassen.10

Die Angehörten wissen, dass von ihren Antworten buch-
stäblich alles abhängt – im besten Fall. Insbesondere bei den 
unmittelbar nach Einreise in Ankunftszentren gestarteten Ver-
fahren findet die Anhörung bereits sehr früh statt. Während 
dies ein Beitrag zur notwendigen Verfahrensbeschleunigung 
ist, kann es auch dazu führen, dass die noch kaum orientierten 
Menschen keine Vorstellung von der Tragweite des Gesprächs 

10 Im Herbst 2016 legten Nichtregierungsorganisationen ein „Memorandum für 
faire und sorgfältige Asylverfahren in Deutschland“ vor, das durch die Doku-
mentation zahlreicher Einzelfälle deutlich machte, dass neben der Beschleuni-
gung auch die Qualität der Asylverfahren als Zielgröße in den Blick genommen 
werden musste, Amnesty International u.a. 2016.
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haben, geschweige denn von den komplizierten, differenzier-
ten Folgen, die das deutsche Asylverfahren ausmachen. We-
gen häufigem, biografisch begründetem Misstrauen gegenüber 
staatlichen Stellen empfiehlt es sich, allen Schutzsuchenden 
eine Beratung zum Verfahren durch nichtstaatliche Stellen zu 
ermöglichen, wie sie die Wohlfahrtsverbände anbieten. Erwie-
senermaßen erhöht dies das Verständnis für die Abläufe und 
trägt dadurch dazu bei, die Verfahren zu beschleunigen. Es hilft 
den Schutzsuchenden, ihre Rechte wahrzunehmen und erhöht 
die Akzeptanz auch ablehnender Entscheidungen, wenn es Be-
rater*innen gelingt, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen.

Die Verfahren dauern derzeit wenige Tage bis weit über 
ein Jahr. Daher unterscheidet sich die Situation von Men-
schen im Verfahren derzeit einerseits nach ihrem Herkunfts-
land, andererseits von Bundesland zu Bundesland und Regi-
on zu Region, da unterschiedlich gehandhabt wird, wie lange 
sie in Erstaufnahmeeinrichtungen wohnen müssen, ob und 
wann sie in eine Anschlussunterbringung übergehen und 
ob diese dezentral in Einzelwohnungen oder segregiert in 
Gemeinschaftsunterkünften erfolgt, die oft sozialräumlich 
schlecht angeschlossen liegen.

Ebenfalls differenziert sind die Integrationsmöglichkei-
ten wie der Zugang zum Arbeitsmarkt, die Möglichkeit, an 
Integrationskursen teilzunehmen, in denen vor allem Deutsch 
unterrichtet wird. Obwohl Deutschkenntnisse der wohl wich-
tigste Schlüssel zu Selbstständigkeit und Teilhabe ist, gelingt 
es derzeit noch nicht flächendeckend, die insbesondere zu Be-
ginn in aller Regel hohe Motivation auch zu nutzen. Schutz-
suchenden aus manchen Herkunftsländern ist die Teilnahme 
nicht gestattet. Die Plätze in Kursen reichen zudem nicht aus. 
Wenn es nicht gelingt, für kleine Kinder Betreuungsplätze 
in Kindertagesstätten zu organisieren, bleiben insbesondere 
Frauen den Kursen fern, um auf die Kinder aufzupassen.

Wie bei anderen Ausländer*innen auch ist die Möglichkeit 
der Anerkennung von im Ausland erworbenen Kenntnissen 
noch verbesserungsbedürftig. Da viele der Schutzsuchenden 
Jugendliche sind, haben sie vergleichsweise gute Aussichten, 
nach und zugleich mit dem Erwerb von Deutschkenntnissen 
Qualifikationen zu erwerben und sich etwa über eine Ausbil-
dung oder ein Studium den Weg in den Arbeitsmarkt zu öff-
nen. Hier gilt es im Einzelfall bisweilen, Überzeugungsarbeit 
zu leisten. Der Wunsch der Geflüchteten selbst ist oft, vom 
ersten Tag an Geld zu verdienen. Dabei stehen sie oft unter 
Druck: sei es, weil sie Schulden bei Schleppern zu bezahlen ha-
ben, sei es, weil sie ihre Familien im Herkunftsland oder auf 
der Flucht unterstützen müssen oder sei es, weil Untätigkeit 
und Abhängigkeit von staatlichen Leistungen nicht ihrem 
Selbstbild genügt. Dies verträgt sich nicht mit der Perspektive 
eines mehrjährigen Qualifikationsprozesses.

Der rechtliche Zugang, dem derzeit etliche Hürden und 
Fristen entgegenstehen, kann nicht zu früh geöffnet werden. 
Jeder Monat im Wartestand, ohne entsprechende rechtliche 
Zugänge und daher auch ohne klare Aufgabe und Tagesstruk-
tur steht der Integration im Weg und kann der Motivation 
nur schaden.

Nach der Anerkennung

Als eines der wichtigsten Hindernisse beim Spracherwerb wie 
allen anderen Bemühungen um die Integration hat sich die 
mangelnde Möglichkeit zur Familienzusammenführung er-
wiesen. Prinzipiell ist es Menschen, die sich rechtmäßig dau-
erhaft in Deutschland aufhalten erlaubt, ihre Ehepartner und 

minderjährigen Kinder; minderjährigen Kindern zudem, ihre 
Eltern nachzuholen, d.h. diese können ein Visum zur Familien-
zusammenführung beantragen und legal einreisen. Dies trifft 
auch auf Schutzberechtigte zu. Asylberechtigte und anerkannte 
Flüchtlinge dürfen nach internationalem Recht nicht schlechter 
gestellt werden als andere und sind daher davon ausgenommen, 
nachweisen zu müssen, dass sie den Unterhalt ihrer Angehöri-
gen bestreiten können, wenn sie den entsprechenden Antrag 
direkt nach ihrer Anerkennung stellen. Soweit die Theorie.

Allerdings ist zum einen 2016 ein rechtlicher Ausschluss 
für Menschen mit subsidiärem Schutz eingeführt worden; 
ihre Anträge werden für zwei Jahre nicht bearbeitet. Das 
betrifft seitdem einen zunehmenden Anteil insbesondere 
syrischer Schutzberechtigter. Zum anderen funktioniert die 
Familienzusammenführung auch faktisch nur sehr schlep-
pend. So betragen etwa für Familien syrischer Flüchtlinge die 
Wartezeiten auf einen Termin zum Antrag auf ein Visum an 
den deutschen Botschaften in Beirut und Erbil derzeit 12-14 
Monate11 – Zeit, die die Angehörigen oft in prekären oder un-
mittelbar gefährlichen Situationen zubringen.

Nach einer Anerkennung besteht prinzipiell das Recht, 
die Gemeinschaftsunterkünfte zu verlassen und sich eine ei-
gene Wohnung zu suchen, was die meisten Schutzberechtig-
ten angesichts etwa der fehlenden Privatsphäre auch gern tun 
würden. Mit dem Integrationsgesetz wurde im Sommer 2016 
jedoch eine Wohnsitzauflage eingeführt, d.h. Schutzberech-
tigte werden jetzt verpflichtet, in einer bestimmten Kom-
mune zu wohnen. In vielen Städten ist der Wohnungsmarkt 
so angespannt, dass es für diese Menschen, die in der Regel 
nur über begrenzte Geldmittel und unzulängliche Deutsch-
kenntnisse verfügen und sich auch sonst vielen Vorurteilen 
gegenüber sehen, nahezu unmöglich wird, eine Wohnung zu 
finden. Sie müssen in der Unterkunft verbleiben und belegen 
damit Unterbringungsplätze, die in der kommunalen Kalku-
lation möglicherweise für weiteren Zuzug vorgesehen sind.

Welchen kriminellen Gefährdungen sind sie auf 
der Flucht ausgesetzt?

Die Ausgangssituation einer Flucht muss nicht der kriegeri-
sche Konflikt sein. Dort können Verhältnisse stehen, die nach 
mitteleuropäischen Maßstäben als kriminell wahrgenommen 
würden, es aber vor Ort nicht unbedingt sein müssen – etwa 
die Enteignung durch die Dorfgemeinschaft als Angehöriger 
einer religiösen Minderheit oder die gezielten Nachstellun-
gen durch Geheimpolizisten, die ein Bestechungsgeld verlan-
gen, um ihr Tun einzustellen.

Mit der Flucht begeben sich die Betroffenen wissentlich 
außerhalb der Legalität. In vergleichsweise wenigen Fällen 
können eine Fußballspielerin oder ein Künstler für ein Tur-
nier oder eine Tagung mit einem gültigen Visum ins Ausland 
reisen um sich dann dort als Verfolgte zu erkennen zu geben 
und einen Asylantrag zu stellen. Die allermeisten Schutzsu-
chenden müssen mindestens eine Grenze überqueren, ohne 
die vorgesehenen Reisepapiere zu besitzen, d.h. eine Straftat 
begehen, die straffrei nur bleibt, wenn umgehend um inter-
nationalen Schutz nachgesucht wird.

Unter diesen Umständen können die Betroffenen keine 
normalen Reisen buchen. Fluggesellschaften drohen hohe 
Strafgebühren, wenn sie nicht prüfen, dass ihre Kund*innen 

11 So die Bundesregierung in der Antwort auf eine kleine Anfrage am 10.3.17: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/114/1811473.pdf (abgerufen am 25.3).
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die vorgesehenen Visa besitzen. Schutzsuchenden bleibt da-
her in der Regel nichts anderes übrig, als die Hilfe von Krimi-
nellen zu suchen. Die wiederum wissen um die verzweifelte 
Lage der Schutzsuchenden und haben keinen Anreiz, ihre 
Preise an etwas anderem als deren Mitteln zu orientieren. Sie 
schrecken beim Eintreiben dieses Geldes vor nichts zurück. 
Menschen, die nicht zahlen können – mag es auch mehr sein, 
als zunächst vereinbart – werden zurückgelassen, Verwandte 
einbehalten, um die nachträgliche Erstattung von Lösegeld 
sicher zu stellen, oder es werden andere Zwangsmaßnahmen 
ergriffen. Dies kann dazu führen, dass Menschen das Land, 
in dem sie ihren Antrag auf Schutz stellen, mit Schulden bei 
Schleppern erreichen. Dies setzt voraus, dass diese überhaupt 
das Interesse verfolgen, ihre Kunden deren Ziel ein Stück nä-
her zu bringen. Menschenhandel kann kurzfristig lukrativer 
erscheinen oder von vorne herein geplant sein.

Manche Frauen sind mit ihren Partnern, viele mit ihren 
Kindern unterwegs. Insbesondere für allein reisende Frau-
en droht neben allen anderen Gefahren der Flucht auch die 
der geschlechtsspezifischen Gewalt. Verhütung ist unter den 
Strapazen der Flucht erschwert.

Wegen ihrer besonderen Verletzlichkeit und ihrem eigenen 
Interesse, außerhalb der Wahrnehmung der Behörden zu blei-
ben, bewegen sich Flüchtende gewissermaßen in rechtsfreien 
Räumen. Dies setzt sie mannigfaltigen Gefahren aus, zu Opfern 
oder Tätern zu werden, ob es um den Diebstahl der letzten Wert-
gegenstände oder auf der Fluchtroute praktischer Dinge geht, 
um Gewalt, die zwischen vielfach traumatisierten Menschen in 
unabsehbaren und oft verzweifelten Situationen leicht ausbre-
chen kann, um Betäubungsmittel, die über die Strapazen der 
Flucht hinweghelfen sollen, oder um Prostitution, die für kurze 
Zeit den Schutz vor diesen Gefahren sichern soll.

Die Gefahr für Extremsituationen ist auf der Flucht erhöht. 
Damit steigt auch die Wahrscheinlichkeit für traumatische Be-
lastungen, die behandlungsbedürftige Folgestörungen auslösen. 
Da es individuell sehr unterschiedlich ist, welche Ereignisse sol-
che Störungen nach sich ziehen, kein systematisches Screening 
durch geschulte Fachkräfte durchgeführt wird und kein aus-
reichendes Angebot psychosozialer Versorgung bereit gestellt 
werden kann, gibt es keine genauen Zahlen, wie viele Schutzsu-
chende traumatisiert sind und der medizinischen bzw. psycho-
therapeutischen Behandlung bedürfen würden.12

Welchen kriminellen Gefährdungen sind sie nach 
der Ankunft ausgesetzt?

Auch nach der Ankunft machen die komplexe rechtliche Si-
tuation, die unsichere Bleibeperspektive, die Angst um Leib 
und Leben der zurückgebliebenen Familie und unzureichen-
de Sprach- und Kulturkenntnisse Schutzsuchende zu einer 
Zielscheibe von Kriminalität. In den Monaten, in denen sich 
die Verwaltung erst noch sortieren musste, war zu beob-
achten, dass Zuhälter, Dealer und Drückerkolonnen schnell 
und flexibel etwa auf neu eingerichtete Gemeinschaftsun-
terkünfte reagieren konnten. Derzeit nimmt betrügerische 
Praxis gegenüber Menschen zu, die Wohnraum außerhalb 
von Gemeinschaftsunterkünften suchen. Wo ausreichende 
Beratung gewährleistet werden kann, gehören grundlegende 
Fragen des Verbraucherschutzes daher fest zur Erstorientie-
rung nach der Ankunft.

12 Die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen Zentren für 
Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF) schätzt diesen Anteil in ihrem aktuellen 
Versorgungsbericht auf 30-40%, BAfF, 2016.

Drogenkonsum kann auch durch die Strapazen der Flucht 
oder als Versuch der Selbstmedikation begünstigt werden. Der 
oben erwähnte Druck, baldmöglichst Geld zu verdienen, kann 
dazu beitragen, dass selbst mit Drogen gehandelt wird.

Mehrfach kam es in Unterkünften zu sexuellen Über-
griffen, was durch fehlende räumliche Trennung und Privat-
sphäre begünstigt wurden. Räumliche Enge, die Sorge um das 
eigene Schicksal und die Angst um die Familien belasten das 
Zusammenleben in Unterkünften. Insbesondere in den zeit-
weise überfüllten Erstaufnahmeeinrichtungen bricht immer 
wieder Streit aus, der oft auch gewalttätig ausgetragen wur-
de. Konfliktmanagement ist eine der wichtigsten Aufgaben 
der Sozialbetreuung in Unterkünften.

Bedrückend ist die Gewaltbereitschaft der Bevölkerung 
in Deutschland. Hat es fremdenfeindliche Gewalt bis hin zu 
terroristischen Akten in der gesamten Geschichte der Bun-
desrepublik gegeben, so hat sich anlässlich der Debatten um 
die höhere Flüchtlingszuwanderung Hass in großer Breite 
Bahn gebrochen. Die Kriminalstatistik des BKA weist für 
2015 und 2016 jeweils etwa 1.000 Straftaten gegen Flücht-
lingsunterkünfte aus – Straftaten gegen Schutzsuchende, 
Schutzberechtigte und Menschen, die dafür gehalten werden, 
außerhalb von Unterkünften sind dabei noch nicht berück-
sichtigt.13 Obwohl es natürlich immer noch eine gefährliche, 
aber letztlich kleine Minderheit ist, die solche Taten begeht, 
zeigen Umfragen, dass das Verständnis für diese Form der 
Kriminalität und die Bereitschaft, Gewalt zur Durchsetzung 
eigener Interessen einzusetzen, insgesamt zugenommen 
hat.14

Welche Aspekte sind im Umgang mit ihnen 
grundsätzlich zu beachten?

Wie eingangs beschrieben, ist gerade in der konkreten Begeg-
nung nur begrenzt möglich und sinnvoll, von der konkreten 
Biografie und Fluchtgeschichte wegzugehen und sich an all-
gemeinen Vermutungen zu orientieren.

Im Einzelnen könnten die Geschichten derjenigen, die 
uns heute begegnen, vergleichsweise glimpflich abgelaufen 
sein; ihre weniger glücklichen Schicksalsgefährt*innen ha-
ben nie ein Land erreicht, in dem sie erneut den Schutz ei-
ner staatlichen Ordnung hätten suchen können. Unabhängig 
davon, was sie tatsächlich konkret erlitten haben, dürfte die 
ganz überwiegende Zahl von Schutzsuchenden mindestens 
für einige Wochen und Monate unter dem Bewusstsein der 
Gefahr gelebt haben, dass ihre Unversehrtheit, ja ihr ganzes 
Leben bis hin zur nackten Existenz jederzeit zur Dispositi-
on gestellt werden konnte. Dies ist das Bewusstsein, nicht 
mehr als Person zu gelten – eine Situation, die mit den Be-
grifflichkeiten eines Lebens innerhalb halbwegs funktionie-
render staatlichen Gemeinwesen schlechterdings nicht mehr 
zu beschreiben ist. Einige haben möglicherweise nie etwas 
anderes gekannt, sondern sind in genau diesem Bewusstsein 
aufgewachsen – sei es als Teil einer verfolgten Minderheit, als 
Straßenkind oder in einem Flüchtlingslager.

13 Vgl. für 2015 BKA, Lagebericht 2015;;  für 2016 http://www.taz.de/!5381131/ 
(abgerufen 25.3). Da das BKA auf die Meldung durch die Polizeien der Länder 
angewiesen ist, wird eher zu einer Unterfassung führen. Seitens der Zivilge-
sellschaft stellen die Amadeu Antonio Stiftung und stern.de in Kooperation 
eine Chronik zusammen: https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/
chronik-vorfaelle (abgerufen 25.3).

14 Zick/Krause/Küpper, 2016. Vgl. auch die vorigen „Mitte-Studien“ der Fried-
rich-Ebert-Stiftung: http://www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/inhalte/
Publikationen.php.
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Für viele könnte es daher ungewohnt sein, im öffentli-
chen Dienst Menschen zu begegnen, die in ihrem Amt nicht 
zunächst eine Möglichkeit sehen, den eigenen Vorteil durch-
zusetzen, sondern tatsächlich das Recht selbst zu verwirkli-
chen – ein Recht, das auch in demjenigen, der sich daran ver-
gangen haben könnte, genauso wie in dem, der selbst nicht 
Staatsbürger ist, noch den Träger von Rechten und mithin 
eine Würde erkennt.

Daneben ist sicherlich ratsam, die Möglichkeit einer 
Traumatisierung nicht auszuschließen, insbesondere wenn 
der oder die Betroffene noch kein entsprechendes Gespräch 
mit psychologisch entsprechend geschulten Fachkräften ge-
führt hat. Fortbildungen können dabei helfen, Anzeichen für 
eine Traumatisierung richtig zu deuten und Hinweise auf den 
Umgang im Alltag geben.

Fortbildungen in interkultureller Kompetenz können 
ganz unabhängig vom Kontakt mit Schutzsuchenden dabei 
hilfreich sein, das eigene Leben in einer Gesellschaft der Viel-
falt selbstbestimmt zu gestalten.
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Welche Hilfestellung kann die  Psychotraumatologie leisten?
Flüchtlinge im Strafvollzug

Die aktuelle Flüchtlings“krise“ stellt uns vor besondere Heraus-
forderungen, die gesundheitlichen Störungen und Beeinträch-
tigungen von Flüchtlingen zu erkennen, Versorgungswege zu 
bahnen und mit interkultureller Kompetenz zu begegnen. Wie 
können wir einen gemeinsamen Standard definieren? Noch 
schwieriger ist diese Frage zu beantworten, wenn die medizini-
sche und psychosoziale Versorgung unter den Rahmenbedin-
gungen des Strafvollzugs zu leisten sind. Was kann aus Sicht 
der Psychotraumatologie hierzu gesagt werden?

Wir möchten uns diesen Fragen nähern, indem wir im 
ersten Schritt zwischen Psychotraumatologie als wissen-
schaftliche Disziplin und der so genannten Posttraumati-
schen Belastungsstörung (PTBS) als nosologisches [gr. nosos 
Krankheit] Konzept diagnostischer Manuale der psychiatri-
schen Krankheitslehre unterscheiden. Ist dieser Punkt ge-
klärt, so beschäftigen wir uns mit der Frage, in welcher Form 
die Psychotraumatologie die forensische Psychologie und 
forensische Psychiatrie beeinflusst hat. Auf dieser Grundla-
ge nennen wir einige Besonderheiten, die uns in Verbindung 
mit der Flüchtlingsfrage im Strafvollzug begegnen. Schließ-
lich stellen wir noch einige Möglichkeiten dar, im instituti-
onellen Alltag (traumatisierten) Flüchtlingen (idealtypisch) 
angemessen zu begegnen.

Was versteht man unter Psychotraumatologie?

Psychische Beeinträchtigungen als Folge schwerer Lebenser-
eignisse haben in der Öffentlichkeit und in Fachkreisen zu-
nehmende Aufmerksamkeit gefunden. Wir sprechen über 
„Burn Out“, „Anpassungsstörung“, „Traumata“, „Depres-

sion“, „Psychosomatosen“, „Posttraumatische Belastungs-
störung“ und eben auch über die Psychotraumatologie. Wir 
konzentrieren uns auf die Begriffsbestimmung der Psycho-
traumatologie.

Die Notwendigkeit einer spezifischen und professionel-
len Hilfe nach Psychotraumatisierungen wurde im deutschen 
Sprachraum erst seit den 90iger Jahren aufgrund von neuen 
wissenschaftlichen Kenntnissen zur Entstehung und Fort-
dauer traumatischer Störungen erkannt. Ohne Zweifel hat 
dieses Thema für eine Vielzahl von Berufsgruppen und Ins-
titutionen eine große Bedeutung. Das Repertoire von mög-
lichen Interventionen reicht von der so genannten psycho-
sozialen Notfallversorgung über die kurative Behandlung bis 
zur medizinischen und beruflichen Rehabilitation von Teil-
habestörungen am Ende einer Versorgungskette.1 Das gilt 
auch für den Strafvollzug. Sowohl die Häftlinge als auch das 
Personal können auf Hilfe angewiesen sein.

Während sich die diagnostischen Manuale von psychischen 
Störungsbildern darauf beschränken, Kriterienkataloge für 
Krankheitsbilder festzulegen, handelt es sich bei der Psychot-
raumatologie um eine interdisziplinäre Wissenschaft, die 
durch unterschiedliche Forschungstraditionen beeinflusst wurde. 
Eine richtungsweisende Darstellung über die Bedeutung eines 
Psychotraumas findet sich schon in der Gründerzeit der Psycho-
analyse. Seit S. Freud2 wissen wir: „Unsere hysterisch Kranken 
leiden an Reminiszenzen. Ihre Symptome sind Reste und Erin-
nerungssymbole für gewisse (traumatische) Erlebnisse“. Auch die 

1 vgl. Bering, 2011.
2 1909, S. 11.
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Stressforschung hat wesentlich zur Entwicklung der Psychotrau-
matologie beigetragen. Im Jahre 1936 formulierte H. Selye in sei-
ner Pionierarbeit das Modell der Stressreaktion mit den drei Pha-
sen Alarm-, Widerstands- und Erschöpfungsstadium. Aus dem 
Behaviorismus sind ausdifferenzierte Konzeptionen entstanden. 
Hierzu gehört auch das „transaktionale Stressmodell“ nach Laza-
rus & Folkman (1984) das die Subjekt-Umwelt-Beziehung der Be-
troffenen in den Mittelpunkt stellt. Auch die psychodynamischen 
Ansätze haben sich weiterentwickelt. So besteht der psychotrau-
matische Verarbeitungsprozess nach Horowitz (1986) aus einer 
Schaukelbewegung, die im Rahmen der traumatischen Reaktion 
als biphasische Abfolge von Intrusion (=unwillkürliches Wieder-
erleben traumatischer Erinnerung) und Verleugnung (systema-
tisches Vermeiden von Auslösern, die an das Trauma erinnern) 
beschrieben werden kann. Diese Abfolge steht im Dienste einer 
schrittweisen Aufarbeitung. Misslingt die Integration, so chroni-
fizieren die Symptome und es kann eine psychische Störung ent-
stehen, die wir aus heutiger Sicht Psychotraumafolgestörung nen-
nen. Die Psychotraumatologie beschäftigt sich insbesondere mit 
der Frage, warum Betroffene in einigen Fällen schwere Psycho-
traumatisierungen überwinden oder sogar in ihrer Selbstwahr-
nehmung darüber hinauswachsen (=posttraumatic growth) und 
in anderen Fällen die Bteroffenen schwerwiegende psychische 
Störungen entwickeln. Dieses Phänomen gilt auch für Flüchtlinge 
nach schweren Belastungen durch Krieg, Folter und Vertreibung. 
Alle Varianten sind denkbar.

Kommen wir auf die Frage zurück, was Psychotraumato-
logie im Strafvollzug leisten kann, so können wir mit diesem 
interdisziplinär abgestützten Konzept Ein- und Auswirkun-
gen von Psychotraumatisierungen beschreiben und durch 
Interventionen Hilfestellung leisten.

Was versteht man unter Posttraumatischer 
 Belastungsstörung?

Bei der Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) han-
delt es sich um eine besondere Form einer Psychotraumafol-
gestörung: Das auslösende Ereignis hat ein katastrophales 
Ausmaß und steht zu den psychischen Folgeschäden in einer 
direkten Beziehung. Psychische Folgeschäden, die bei ameri-
kanischen Vietnamveteranen nach ihrem Kriegseinsatz be-
obachtet wurden, haben dazu beigetragen, dass die Diagnose 
der PTBS erstmalig 1980 in das Diagnostic and Statistical Ma-
nual of Mental Disorders (DSM-III) eingegangen ist. Damals 
haben auch politische Gründe eine wichtige Rolle gespielt, da 
die wiederkehrenden Vietnamveteranen medizinische Ver-
sorgung benötigt haben. 

In der ICD-10 der WHO, die in Deutschland Gültigkeit hat, 
hat die Diagnose der PTBS (F43.1) ebenfalls einen festen Platz 
gefunden. „Diese entsteht als eine verzögerte oder protrahierte 
Reaktion auf ein belastendes Ereignis oder eine Situation kür-
zerer oder längerer Dauer, mit außergewöhnlicher Bedrohung 
oder katastrophenartigem Ausmaß, die bei fast jedem eine 
tiefe Verzweiflung hervorrufen würde. […] Typische Merkmale 
sind das wiederholte Erleben des Traumas in sich aufdrängen-
den Erinnerungen (Nachhallerinnerungen, Flashbacks), Träu-
men oder Albträumen, die vor dem Hintergrund eines andau-
ernden Gefühls von Betäubtsein und emotionaler Stumpfheit 
auftreten. Ferner finden sich Gleichgültigkeit gegenüber ande-
ren Menschen, Teilnahmslosigkeit der Umgebung gegenüber, 
Freudlosigkeit sowie Vermeidung von Aktivitäten und Situa-
tionen, die Erinnerungen an das Trauma wachrufen könnten. 
Meist tritt ein Zustand von vegetativer Übererregtheit mit 

Vigilanzsteigerung, einer übermäßigen Schreckhaftigkeit und 
Schlafstörungen auf. […] In wenigen Fällen nimmt die Störung 
über viele Jahre einen chronischen Verlauf und geht dann in 
eine andauernde Persönlichkeitsänderung (F62.0) über.“3

In der jüngsten Revision des Diagnostical und Statistical 
Manual der APA wurde die noch im DSM-IV übliche Zuord-
nung der PTBS in das Kapitel der Angststörungen aufge-
geben und wird im DSM-54 in der Gruppe der Trauma- and 
Stressor-Related Disorders aufgeführt. Dieser Paradig-
menwechsel in dem DSM hat für das Verständnis zur Ent-
stehung der PTBS eine wichtige Bedeutung. Während man 
bisher die PTBS überwiegend als eine Variante einer Angst-
störung verstanden hat, findet die Auffassung nun breiten 
Rückhalt, dass es sich vielmehr um eine spezifische Störung 
des Gedächtnisses handelt. Menschen, die unter einer PTBS 
leiden, weisen spezifische Symptome auf, die auf die „fehler-
hafte“ Abspeicherung traumatischer Erlebnisse zurück zu 
führen ist. Flüchtlinge im Strafvollzug leiden also möglicher-
weise unter „Erinnerungsblitzen“ von Folter, Vertreibung 
und Bedingungen der Flucht, die sie, ohne es beeinflussen zu 
können, zeitlich, örtlich und situativ spontan wiedererleben.

In diesem Zusammenhang müssen wir uns mit einem 
weiteren Phänomen beschäftigen. Es handelt sich um die Dis-
soziation. Der Begriff Dissoziation bezeichnet das teilweise bis 
vollständige Auseinanderfallen von normalerweise zusammen-
hängenden Funktionen der Wahrnehmung, des Bewusstseins, 
des Gedächtnisses, der Identität und der Motorik.5 Dissoziati-
onen dienen der Abwehr. Unter leichten Formen versteht man 
Entfremdungsgefühle zur eigenen Person oder Umwelt; schwere 
Formen der Dissoziation können mit Erinnerungslücken, Leer-
laufhandlungen, Abwesenheitszuständen oder neurologischen 
Symptomen (z.B. Körperschmerzen, Lähmungen, Sprachlosig-
keit, psychogene Erblindung, Taubheit) einhergehen.

Beziehen wir uns auf den Umgang mit Flüchtlingen, so 
müssen wir damit rechnen, dass Wahrnehmungen und 
Verhaltensweisen zu beobachten sind, die wir nicht 
richtig zuordnen können. Wichtige Beispiele sind Dis-
soziationen und Intrusionen (s.o.).

Die Häufigkeit der PTBS ist auch abhängig von der Art des 
traumatischen Ereignisses: ca. 50% Prävalenz nach Vergewal-
tigung, ca. 25% Prävalenz nach anderen Gewaltverbrechen, ca. 
50% bei Kriegs-, Vertreibungs- und Folteropfern, ca. 10% bei 
Verkehrsunfallopfern, ca. 10% bei schweren Organerkrankun-
gen (Herzinfarkt, Malignome) und unter 10% bei Naturkatas-
trophen.6 Allerdings stellen wir fest, dass die Wahrscheinlich-
keit, ob sich nach einem Ereignis eine PTBS entwickelt oder 
nicht, keineswegs alleine an das Ereigniskriterium gebunden 
ist. Einen wesentlichen Einfluss hat die Konstellation von Ri-
siko- und Schutzfaktoren. Zu den Risikofaktoren gehören z.B. 
Vortraumatisierungen, das Ausmaß der Lebensbedrohung, der 
Ausprägungsgrad der peritraumatischen Dissoziation, fehlen-
der sozialer Rückhalt und Demütigungen durch Funktionsträ-
ger.  Der Umgang mit den Flüchtlingen durch das Personal der 
JVA und die Haftbedingungen haben somit großen Einfluss, 
ob die Entwicklung einer Psychotraumafolgestörung begüns-
tigt oder abgewendet wird.

Im Prozessverlauf einer PTBS kann es zu einer Umgrup-
pierung der Symptome kommen. Depressive, ängstliche, 
zwanghafte oder dissoziative Symptome können in den Vor-

3 Dilling et al., 2000, S.169f.
4 Falkai & Wittchen, 2015.
5 Dilling et al., 2000, S. 173.
6 Flatten et al., 2011.
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dergrund, und die Kernsymptome einer PTBS können in den 
Hintergrund treten. Nach den AWMF Leitlinien7 gehören 
hierzu Dissoziative Störungsbilder, Somatoforme Schmerzstö-
rung, Emotional Instabile Persönlichkeitsstörung, Dissoziale 
Persönlichkeitsstörung, Essstörungen, Affektive Störungen 
sowie die Substanzabhängigkeit. Somit ist die PTBS bei wei-
tem nicht die einzige klinische Diagnose, die ursächlich 
mit einer Psychotraumatisierung begründet sein kann. 
Das gilt auch für Flüchtlinge im Strafvollzug. Für die Praxis be-
deutet dies, dass klinische Psycholog*innen und Psychiater*in-
nen zu einer Einschätzung kommen sollten, wie z.B. Flucht, 
Vertreibung und Folter das psychische Störungsbild ätiolo-
gisch [gr. aitia Ursache] mitbegründen. Ein Sonderfall ist der 
dringende Verdacht auf Folter; dann stellt sich die Frage nach 
körperlichen Folterspuren. Die gutachterliche Erfassung von 
Folterspuren kann für ein Asylverfahren große Bedeutung ha-
ben und gehört in das Fach der Rechtsmedizin.  Ein zentrales 
Dokument zur Untersuchung und Dokumentation von Folter 
und Menschenrechtsverletzungen ist das so genannte Istan-
bul-Protokoll,8 das Orientierung bietet.

Wie hat die Psychotraumatologie die forensische 
Psychologie und forensische Psychiatrie beein-
flusst?

Aus Sicht der forensischen Psychologie und Psychiatrie stellt 
sich die Frage, ob die Täter als Urheber der Straftat biographi-
sche Besonderheiten aufweisen?  Bei näherer Betrachtung der 
Biographien delinquenter Populationen sind die wiederkeh-
renden Hinweise auf Misshandlungs- und Vernachlässigungs-
erfahrungen9 auffällig. Studienübergreifend konnten auffal-
lend hohe Prävalenzraten innerfamiliärer Traumatisierung 
unter Straftätern aufgezeigt werden.10 Prospektive Studien 
belegen, dass misshandelte und vernachlässigte Kinder ein 
höheres Risiko aufweisen, im Jugend- und Erwachsenenalter 
strafrechtlich verurteilt zu werden.11 Wir stellen also fest, dass 
die erlebte Psychotraumatisierung und die Entwicklung 
einer psychischen Folgestörung keineswegs ein Allein-
stellungsmerkmal von Flüchtlingen sind. Für den Straf-
vollzug und die Straffälligenhilfe stellt sich für jeden Häftling 
die Frage, ob Psychotraumatisierung gegeben und möglicher-
weise mit der Delinquenz verknüpft ist.

Versorgungswege und Leistungsträger 
 traumatisierter Flüchtlinge

Bei den Versorgungswegen haben wir zu berücksichtigen, 
dass bei Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund 
psychosoziale Problemlagen in der Regel dominieren. Da 
psychosoziale Problemlagen schwerlich nur mit medizini-
schen Mitteln zu lösen sind, haben wir zu berücksichtigen, 
dass auf dem Versorgungsweg Kompetenzträger einzubezie-
hen sind, die sich auf diesem Feld auskennen. Hierbei denken 
wir an Beratungsstellen und psychosoziale Zentren, die im 
Umgang mit dieser Zielgruppe besonders ausgewiesen sind. 
Wagen wir uns in dieses Feld vor, so haben wir es mit einer 
großen Bandbreite von Einrichtungen mit Trägervielfalt zu 
tun. Regionale Unterschiede sind zu berücksichtigen. Wir 

7 Flatten et al., 2011.
8 Frewer et al., 2015.
9 z.B. Fagan, 2003; Fischer et al., 2012.
10 z.B. Lewis et al., 1997.
11 z.B. Lansford, 2007; Lemmon, 1999.

können also weniger auf Standards verweisen, sondern müs-
sen Anstöße geben, dass die ärztlichen, psychologischen und 
sozialarbeiterischen Kolleginnen und Kollegen ihr Umfeld 
auf leistungsfähige psychosoziale Netzwerke erkunden.

Im klinischen Kontext haben uns Phasenmodelle geholfen, 
die medizinische Versorgung von Flüchtlingen zu ordnen. So hat 
die Einführung der Gesundheitskarte in der frühen Phase der 
Einwanderung sicherlich einen 
Beitrag geleistet, Leistungsträger 
und Leistungserbringer in der 
medizinischen Versorgung von 
Flüchtlingen zu koordinieren.

Ein wesentliches Hindernis 
in der medizinischen Versor-
gung von Flüchtlingen ist die 
Sprachkompetenz. In der Regel 
ist die gesamte medizinische 
Versorgung auf Dolmetscher an-
gewiesen. Dolmetscher stehen 
in der erforderlichen Sprachen-
variabilität weder zur Verfügung 
noch ist die Finanzierung in der 
Krankenbehandlung abgebildet. 
Dieses Hindernis schränkt die 
psychosoziale Betreuung und Behandlung von Flüchtlingen 
im Strafvollzug besonders ein. Die Forderung nach Verbesse-
rung ist somit argumentativ gut abgestützt.

Die medizinische Versorgung im Strafvollzug unter-
liegt gesonderten Bedingungen, so dass sich die Hinder-
nisse (Sprache, kultureller Hintergrund, ggf. Asylver-
fahren, therapeutische Ressourcen usw.) potenzieren.

Praktische Hilfen im Umgang mit Flüchtlingen

Welche Möglichkeiten haben wir im institutionellen Alltag 
(traumatisierten) Flüchtlingen (idealtypisch) angemessen zu 
begegnen? Zunächst machen wir uns klar, dass das traumathe-
rapeutische Vorgehen sich an den Phasen der (1) Stabilisierung, 
(2) Exposition und Bearbeitung der traumaischen Erfahrung 
und (3) Integration orientiert. Je nach Ausgangslage nimmt 
die Stabilisierung einen mehr oder weniger breiten Raum ein. 
Die Exposition und Bearbeitung der traumatischen Erfahrung 
ist in der Regel Bestandteil der Therapie. Aus diesem Grunde 
konzentrieren wir uns für die praktische Hilfestellung im Straf-
vollzug auf die Stabilisierungstechniken. Neben der Vermitt-
lung von Techniken zur Selbstberuhigung und Distanzierung, 
tragen eine transparente Grundhaltung und ein klares Setting 
zur Stabilisierung bei. Praktische Tipps möchte ich unter den 
Stichworten Begegnung mit Flüchtlingen, Sprachvermittlung, 
Umgang mit Dissoziationen und Intrusionen, Ressourcenmobi-
lisierung, Hilfestellung im Internet sowie Psychohygiene geben.

Begegnung:
 ¡ Wenn möglich, sorgen Sie für eine sichere und geschütz-

te Atmosphäre. Hierdurch wird die Arbeit mit traumati-
sierten Flüchtlingen erheblich erleichtert, da diese sich 
deutlich besser konzentrieren können.

 ¡ Nehmen Sie sich Zeit, die Klienten zu begrüßen. Das An-
gebot eines Glases Wasser oder einer Tasse Tee vermit-
telt auch ohne Worte die Botschaft: Hier geht es gerade 
nicht um Leben oder Tod; „Sie sind in Sicherheit".

 ¡ Helfen Sie den Betroffenen, indem Sie ihnen Möglichkeiten 
der Selbstkontrolle bieten und die Freiwilligkeit betonen. 
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(z.B. „Wenn Sie möchten, können wir beim Gespräch ein 
Fenster öffnen/eine kurze Pause machen“; „Wenn Sie möch-
ten, setzen Sie sich gerne mit dem Rücken zur Wand“).

Sprache:
Im Umgang mit Flüchtlingen ist die Sprachbarriere ein be-
sonderes Problem.

 ¡ Im Idealfall greifen Sie auf professionelle Dolmetscher 
zurück.

 ¡ Bedenken Sie die Befangenheit von Familienangehörigen.
 ¡ Vielleicht ist eine Kollegin oder ein Kollege in der Nähe, 

die/der Sie unterstützen kann.

Umgang mit Dissoziation und Intrusionen:
Dissoziative Zustände sind primär als Schutzmechanismen 
zu verstehen. Intrusionen sind für die Betroffenen quälend.  

Aus diesem Grunde:
 ¡ Keine Angst und keine Panik; ein sicheres Auftreten 

hilft, die Situation zu stabilisieren.
 ¡ Sprechen Sie ruhig und kontinuierlich.
 ¡ Suchen Sie den Augenkontakt.
 ¡ Beachten Sie kulturelle Barrieren bei Körperkontakt. 

Wenn es keine Alternativen gibt, so kündigen Sie Kör-
perkontakt an.

 ¡ Pfefferminzöl, Eiswürfel, frische Luft oder Igelbälle kön-
nen helfen, Menschen aus der Dissoziation oder Intrusi-
on zu lösen.

 ¡ Sie können auch über das motorische System Zugang 
finden. Z.B. kann ein „Balancebrett“, auf das man Betrof-
fene bittet, hilfreich sein, Dissoziationen und Intrusio-
nen auflösen.

 
Ressourcen mobilisieren:

 ¡ Lassen Sie sich berichten, was Ihr Gesprächspartner frü-
her besonders gut konnte.

 ¡ Versuchen Sie, sich die Person im früheren Leben vorzu-
stellen (als engagierten Lehrer, fleißigen Maurer, warm-
herzige und fürsorgliche Mutter).

 ¡ Wenn möglich, fördern Sie familiäre Außenkontakte.
 ¡ Fördern Sie Sport & Bewegung.
 ¡ Bringen Sie Sensibilität für religiöse Rituale auf.

Selbsthilfebrochüren und Hilfe aus dem Internet: 
 ¡ Das Psychosoziale Zentrum für Flüchtlinge in Düssel-

dorf (Redaktion und Umsetzung: Cinur Ghaderi) hat auf 
Ihrer Homepage ein Konzept veröffentlicht.12 Es heißt 
NAWA, das auf Kurdisch „der Ort der Geborgenheit“ be-
deutet. In verschiedenen Sprachen liefert die Internet-
seite Downloads, die traumatisierten Flüchtlingen und 
Opfern von Gewalt Hilfestellung leistet. Sie helfen trau-
matisierten Flüchtlingen und ihren Angehörigen und 
Freunden, besser zu verstehen, was bei einem Psychot-
rauma passiert und welches Verhalten hilfreich ist. Das 
Internettool berücksichtigt sprachliche und kulturelle 
Besonderheiten.

 ¡ Neben Hilfestellungen im Internet können Selbsthilfebro-
chüren z.B. „Neue Wege nach dem Trauma13 oder „Ima-
gination als heilsame Kraft“14 Anregungen für Stabilisie-
rungsübungen bieten.

12 www.wiki.psz-duesseldorf.de/NAWA
13 Fischer, 2003
14 Reddemann, 2001

Wie schütze ich mich selber?
 ¡ Suchen sie sich Supervision oder besprechen Sie belas-

tende Fälle mit Kollegen.
 ¡ Versuchen Sie, die Fälle nicht „nach Hause“ zu nehmen: 

Benutzen Sie nicht ihre private E-Mailadresse und Tele-
fonnummer.

 ¡ Trotz aller Dinglichkeit der Fälle: Sorgen Sie für ausrei-
chend Freizeit und Entlastung.

Abschließend ist festzustellen, dass Hilfestellungen für 
traumatisierte Flüchtlinge – insbesondere im Strafvollzug – 
idealtypischen Charakter haben. Das gilt auch für die Mög-
lichkeiten psychiatrischer Kliniken innerhalb und außerhalb 
des Strafvollzuges.
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Christian Walburg

Flüchtlingszuwanderung und Kriminalität
Zwischen Ressentiments und realen Problemlagen

Mit dem starken Anstieg der Zahl der Asylsuchenden im Lau-
fe des Jahres 2015 ist die Flüchtlingspolitik für einige Zeit 
zum alles beherrschenden Thema geworden, und Fragen der 
Flüchtlingsaufnahme und -integration werden auch in den 
kommenden Jahren weiter auf der Tagesordnung stehen. Mit 
von Flüchtlingen vermeintlich ausgehenden Kriminalitäts-
gefahren wurden auf flüchtlingsfeindlichen Kundgebungen 
und im Internet schon früh Ressentiments geschürt – kaum 
etwas eignet sich so gut zur Abwertung und Legitimation 
von Abneigungen und Abwehr wie die pauschale Zuschrei-
bung einer besonderen Neigung zu Kriminalität. Die damit 
befeuerten Stimmungslagen machen eine gesellschaftliche  
Auseinandersetzung mit den Herausforderungen, die mit 
der wenig koordinierten Aufnahme einer großen Zahl von 
Schutzsuchenden in kurzer Zeit naturgemäß verbunden 
sind, zunächst einmal schwieriger. Gleichwohl ist spätestens 
im Laufe des Jahres 2016 vielerorts durchaus eine differen-
ziertere Debatte zu beobachten gewesen. 

Einer kriminologischen Einordnung sind bislang noch 
Grenzen gesetzt, die sich zum einen daraus ergeben, dass 
noch vieles im Fluss ist, etwa was die weitere Entwicklung 
des Flüchtlingszuzugs, die Entscheidungspraxis der Asylbe-
hörden oder Integrationschancen betrifft. Forschungsprojek-
te zu den aktuellen Zuwanderungsprozessen sind gerade erst 
angelaufen und können noch nicht mit Ergebnissen aufwar-
ten. Aus Kriminalstatistiken ergibt sich ein erstes Bild, wobei 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt die bundesweite Polizeiliche 
Kriminalstatistik für das (im Vergleich zum besonders „dy-
namischen“ Jahr 2015 aussagekräftigere) Jahr 2016 noch 
nicht vorliegt. Mit diesem Beitrag soll versucht werden, auch 
vor dem Hintergrund des bisherigen Forschungsstandes zu 
Flucht, Migration und Kriminalität erste erkennbare Tenden-
zen und Entwicklungslinien zu resümieren.

Umfang und Struktur der aktuellen 
 Flüchtlingszuwanderung

In den Jahren 2015 und 2016 sind nach Angaben des Bundes-
ministeriums des Innern insgesamt knapp 1,2 Mio. Asylsu-
chende nach Deutschland eingereist.1 Die Zahl der Asylan-
tragsteller (2015: 477.000; 2016: 746.000) hat damit einen 
neuen Höchststand erreicht.2 Ein Großteil der Zuzüge er-
folgte in der zweiten Hälfte des Jahres 2015 (Bundeskrimi-
nalamt, 2016a). Die mit Abstand meisten Asylerstantragstel-
ler kamen, bezogen auf den Gesamtzeitraum 2015 und 2016, 
aus Syrien (425.000), gefolgt von Afghanistan (158.000) 
und Irak (126.000). Im Jahr 2015 hatten auch die Westbalk-
anstaaten Albanien, Kosovo und Serbien zu den häufigsten 
Herkunftsländern gehört; die Asylanträge von Menschen aus 
diesen Ländern hatten, anders als die Anträge der Betroffe-

1 Für 2015 wird von 890.000 Eingereisten ausgegangen, für 2016 wird die Zahl 
auf rund 280.000 beziffert; s. http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pres-
semitteilungen/DE/2017/01/asylantraege-2016.html (abgerufen am 21. März 
2017).

2 Die bisherige Höchstzahl an Asylantragstellern im Jahr 1993 belief sich auf 
438.000 (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 2017).

nen aus den erstgenannten Ländern, nur sehr selten Erfolg. 
Ähnliches gilt für Neuzuwanderer aus Algerien und Marokko, 
deren Zahl sich 2015 mit 14.000 bzw. 10.000 Registrierun-
gen im sogenannten EASY-System vorübergehend ebenfalls 
deutlich erhöht hatte. Eine etwas größere Rolle spielten, mit 
zum Teil wiederum höheren Anerkennungsquoten, zuletzt 
auch Antragsteller aus Subsahara-Afrika (insbesondere Erit-
rea und Nigeria) und Pakistan.

Überdurchschnittlich häufig haben, insbesondere im Fal-
le der Geflüchteten aus den außereuropäischen Kriegs- und 
Krisenregionen, zunächst einmal jüngere männliche Famili-
enmitglieder die gefährliche und kräftezehrende Reise nach 
Europa unternommen. Demographisch fällt deshalb der 
hohe Anteil junger Asylsuchender auf: 58% der Erstantrag-
steller waren unter 25 Jahren (34% unter 18 Jahren). 67% der 
Erstantragsteller waren männlich (Werte jeweils für 2015 und 
2016 gesamt). Der auch in der Öffentlichkeit viel diskutierte 
Anteil „junger Männer“ belief sich, fasst man hierunter Per-
sonen im Alter von 16 bis 29 Jahren, auf knapp 34% (rund 
390.000 Antragsteller).3 

Auch wenn derzeit deutlich weniger Menschen in Mit-
teleuropa ankommen, ist die sogenannte Flüchtlingskrise 
keineswegs vorüber. Von einer Stabilisierung in Syrien, Irak 
und Afghanistan kann bislang nicht die Rede sein. Die Lage 
der Flüchtlinge in den Erstaufnahmeländern ist weiterhin 
prekär, ein koordiniertes europäisches oder weltweites Vor-
gehen beim Flüchtlingsschutz nicht in Sicht. Auch zwischen-
zeitlich „aufnahmebereite“ Länder wie Österreich, Schweden 
und Deutschland haben die Tore wieder hochgezogen. Syri-
sche Flüchtlinge werden auf die Türkei als „sicherer Dritt-
staat“ verwiesen, den hier Angekommenen wird (zunächst 
einmal) der Familiennachzug versagt. Afghanen (keineswegs 
nur „Kriminelle“, sondern auch solche mit Job) werden in 
„sichere Regionen“ abgeschoben. Die wieder gestiegene Zahl 
der Überfahrten vor allem aus Afrika über das zentrale Mit-
telmeer nach Europa ist 2016 mit einer neuen Höchstzahl 
an registrierten Todesopfern (5.098) einhergegangen.4 Die 
Migration soll durch Kooperationen mit afrikanischen Re-
gierungen eingedämmt werden, die zum Teil mit schweren 
Menschenrechtsverletzungen in Verbindung stehen.

Kriminalität ist damit im Fluchtzusammenhang ein 
komplexes Phänomen, bei dem Flüchtlinge vielfach hohen 
Opferrisiken ausgesetzt sind. Dies beginnt bei brutalen 
Regimen und Bürgerkriegsparteien in den Herkunfts- und 
Transitländern und setzt sich mit finanzieller und sexueller 
Ausbeutung sowie Gewalterfahrungen durch Schlepper oder 
in Flüchtlingslagern fort. Mit Gewalt und sexuellen Übergrif-

3 Dies ist ein deutlich höherer Anteil männlicher 16- bis 29-Jähriger als in der 
deutschen Bevölkerung (Anzahl Ende 2015: 5,7 Mio., Anteil 7,8% (Statistisches 
Bundesamt, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes). In Medienberichten 
und Politikerkommentaren ist immer wieder von einem Anteil „junger Männer“ 
von 70%, zuweilen gar von 85% unter den neu angekommenen Flüchtlingen 
die Rede gewesen. Selbst bei extensiver Definition dieses Begriffes sowie bei 
Nichtberücksichtigung von Antragstellern aus Ländern des Westbalkans liegt 
man mit solchen Werten deutlich zu hoch.

4 International Organization of Migration, https://missingmigrants.iom.int/
mediterranean (26. März 2017).
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fen sind Geflüchtete auch in (überfüllten) Massenunterkünf-
ten in den Aufnahmeländern konfrontiert. Dort können sie 
überdies fremdenfeindlichen Anfeindungen und Übergriffen 
ausgesetzt sein – in Deutschland ist die Zahl der Angriffe auf 
Geflüchtete und Flüchtlingsunterkünfte 2015 erheblich ange-
stiegen (Bundeskriminalamt, 2016a).

Flüchtlinge als Tatverdächtige – Kriminalstatis-
tische Erkenntnisse und ihre Grenzen

In den Aufnahmegesellschaften wird in erster Linie die Frage 
verhandelt, inwieweit Geflüchtete nach ihrer Ankunft selbst 
straffällig werden. Repräsentative Befragungsstudien, die 
auch das Dunkelfeld der nicht offiziell bekannt gewordenen 
Delikte zumindest zum Teil ausleuchten könnten, liegen hier-
zu, auch aufgrund besonderer methodischer Hürden, nicht 
vor. Insofern stützen sich die Aussagen primär auf offizielle 
Kriminalstatistiken, die hierzu allerdings selbst für das Hell-

feld bekannt gewordener Delikte 
nur begrenzt Aussagen zulassen.

Dies liegt zum einen darin 
begründet, dass der Begriff des 
„Flüchtlings“ selbst recht vage 
(und politisch aufgeladen) ist, 
und dass eine entsprechende 
eindeutige Tatverdächtigenka-
tegorie in den Statistiken nicht 
enthalten ist. Zum anderen ist es 
gerade in Zeiten hohen Zuzugs 
(etwa für das Jahr 2015) kaum 
möglich, akkurate Angaben zur 
entsprechenden Bevölkerungs-
größe zu machen, weshalb sich 
die für Vergleiche und Einord-
nungen maßgeblichen relativen 

Zahlen (Tatverdächtigenbelastungszahlen, Tatverdächtige je 
100.000 der jeweiligen Bevölkerungsgruppe) nicht ohne Wei-
teres berechnen lassen.

Gleichwohl sind anhand der Statistiken grobe Einordnun-
gen möglich. Vor dem Hintergrund stark gestiegener Zuzugs-
zahlen hat die Zahl der tatverdächtigen Asylbewerber (Perso-
nen im laufenden Asylverfahren) zwischen 2012 und 2015 von 
17.651 auf 83.737 zugenommen (alle Delikte ohne Verstöße 
gegen das Ausländerrecht; Gesamtanteil an allen Tatverdäch-
tigen: 4,2%).5 Diese Zahl lag deutlich unter dem Niveau von 
Anfang der 1990er Jahre, als der Flüchtlingszuzug zuletzt ei-
nen Höhepunkt erreicht hatte (s. hierzu Steffen, 2001). Für 
2016 ist die Zahl nach Eindrücken aus verschiedenen bereits 
vorliegenden Kriminalstatistiken der Länder erwartungsge-
mäß noch einmal angestiegen – viele Flüchtlinge hielten sich 
erst jetzt ganzjährig im Inland auf. Einschließlich Geduldeten, 
illegal Aufhältigen, Kontingentflüchtlingen und Asyl-/Schutz-
berechtigten, die von den Polizeibehörden seit 2016 mit Asyl-
bewerbern in einer neuen Tatverdächtigenkategorie „Zuwan-
derer“ zusammengefasst werden, deutet sich gegenwärtig ein 
Gesamtanteil an allen Tatverdächtigen von 7% bis 9% an. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass nicht nur die in den letzten zwei 
Jahren aus Nicht-EU-Staaten Eingereisten als „Zuwanderer“ 
gezählt werden, sondern auch bereits länger im Inland aufhäl-
tige Geduldete oder Menschen ohne legalen Aufenthalt.6 

5 Bundeskriminalamt, 2016b.
6 Der Polizeipräsident in Berlin, 2017.

Grundsätzlich dürfte die Belastung, wie auch in früheren 
Phasen der Flüchtlingszuwanderung, deutlich höher liegen 
als in der deutschen Gesamtbevölkerung (2015 wurden 2,1% 
aller Deutschen ab 8 Jahren als Tatverdächtige registriert). 
Die Hamburger Polizei beziffert die Tatverdächtigenrate für 
dort gemeldete Menschen mit „Flüchtlingsstatus“ („Zuwan-
derer“ ohne illegal Aufhältige) im Jahr 2016 auf 7,8%.7 Ein er-
höhter Wert ist schon aufgrund der besonderen Alters- und 
Geschlechtszusammensetzung der Neuzuwanderer (s.o.) 
ohne Weiteres zu erwarten: Auch in der deutschen Bevölke-
rung liegt die Tatverdächtigenrate bei jungen Männern er-
heblich über dem Durchschnitt. 

Hinzu kommen hier Besonderheiten der Lebensge-
schichte und -situation, die eine höhere Belastung bei be-
stimmten Delikten erklärlich machen können. Aus der 
Phase des hohen Flüchtlingszuzugs Anfang der 1990er 
Jahre gut bekannt ist die besondere Deliktsstruktur bei 
Asylbewerbern, die stark durch die bagatellhaften Einzel-
delikte des Ladendiebstahls (2015: 39%) und der Beförde-
rungserschleichung (18%) geprägt sind. Daneben kommt 
es zu Körperverletzungsdelikten, bei denen es häufig (aber 
nicht ausschließlich) um Ausein andersetzungen in Flücht-
lingsunterkünften geht. Dass ein beengtes Zusammenleben 
von Menschen unterschiedlicher Herkunft mit belasten-
den Fluchterfahrungen und in einer äußerst angespannten 
Lebenssituation ohne durch Arbeit und Freizeitangebote 
strukturierten Tagesablauf zu Konflikten führt, ist leicht 
absehbar. Sie entzünden sich häufig an Fragen des alltägli-
chen Zusammenlebens, wobei auch ethnische oder religiö-
se Abgrenzungen und Rassismus eine Rolle spielen (Bautz, 
2015). Ein deutlich stärkeres Augenmerk ist in diesem Zu-
sammenhang insbesondere auf den Schutz vor sexuellen 
Übergriffen in den Einrichtungen zu richten.

Als besonders außergewöhnlich kann die Lage derje-
nigen gelten, die im Jugend- oder Heranwachsendenalter 
ohne Eltern und Verwandte nach Europa gekommen sind. 
Die Zahl der unbegleiteten, ganz vorwiegend männlichen 
jungen Flüchtlinge in Betreuung oder Jugendhilfemaßnah-
men der Jugendämter lag Mitte 2016 bei etwa 64.000, da-
von waren 51.000 unter 18 Jahren.8 Insgesamt fällt ersten 
Eindrücken zufolge nur ein kleiner Teil mit Delinquenz auf 
oder kann gar als hochbelastet gelten. In einigen Großstäd-
ten sind manche indes Polizeibehörden zufolge in der (Stra-
ßen-)Kriminalität verhaftet oder wurden zum Teil gezielt 
rekrutiert, um mit Drogenhandel und Diebstählen Einnah-
men (auch für Schlepper und Familie) zu erzielen. Manche 
weisen eine hohe Gewaltbereitschaft auf und scheinen für 
Sozialarbeiter, Polizei und Justiz nur schwer zugänglich zu 
sein – auch weil sich nur begrenzt Zukunftsperspektiven 
entwickeln lassen. 

Dies betrifft insbesondere junge Menschen aus Nordaf-
rika, die nach bisherigen Eindrücken der Kriminalstatistik 
und Berichten von Polizeibehörden überproportional in die-
se Szenen involviert sind und wohl auch bei den sexuellen 
Übergriffen der Neujahrsnacht 2015/2016 in Köln und ande-
ren Städten im Vordergrund standen (Behrendes, 2016). Vie-
le junge Männer sind, zum Teil im Jahr 2015, zum Teil aber 
auch schon früher auf der Suche nach dem vielzitierten „bes-
seren Leben“ (zuweilen bereits aus kriminellen Milieus her-

7 Stadt Hamburg, Behörde für Inneres und Sport, http://www.hamburg.de/
pressearchiv-fhh/8118724/2017-02-08-bis-pm-pks-2016/ (26. März 2017).

8 Bundesverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge e.V., http://www.b-
umf.de/images/160906_PM_Auswertung_UMF_Zahlen.pdf (26. März 2017).
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aus) nach Europa aufgebrochen und haben teilweise schon 
in anderen europäischen Ländern in prekären Verhältnissen 
gelebt – mit geringer Aussicht, hier regulär Fuß fassen zu 
können (Zillinger, 2016). 

Auch bei manchen unbegleiteten jungen Männern aus 
den eigentlichen Kriegs- und Krisenländern sind bei ent-
sprechenden Gewalterfahrungen, bei langen Phasen der 
Statusunsicherheit und Isolation sowie im Falle von Frustra-
tionserfahrungen individuelle und gruppendynamische Kri-
minalitäts- und auch Radikalisierungsrisiken denk- und zum 
Teil auch erkennbar. Eine schnellstmögliche gesellschaftliche 
Einbindung über Sprachkurse und Bildungsmaßnahmen, 
über Vereine oder ehrenamtliche Tätigkeiten kann helfen, 
dem entgegenzuwirken.

Eine Frage der Perspektiven 

Gleichwohl sind die Ausgangsbedingungen für Flüchtlin-
ge mit Bleibeperspektive erheblich günstiger  als für jun-
ge Männer mit von vornherein geringer Aussicht auf einen 
Aufenthaltstitel. Bei Ersteren greifen Maßnahmen wie ein 
frühzeitiges Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt und Integ-
rationskurse, mit denen die Flüchtlingspolitik in den letzten 
Jahren bei Zuwanderern mit unterstellter Bleibeperspektive 
von dem früheren Kurs der Separierung zu einer Strategie der 
schnelleren Integration übergegangen ist. Eine zentrale Er-
kenntnis der kriminologischen Migrationsforschung besteht 
darin, dass erwachsene Migranten der ersten Generation, die 
eine Aussicht darauf haben, sich ein neues Leben aufbauen 
zu können, selbst in unterprivilegierten Verhältnissen selten 
straffällig werden.

Nach einer niederländischen Studie zur Kriminalitätsbe-
teiligung von Asylsuchenden, die in den Jahren 1994 bis 2004 
eingereist waren, wiesen anerkannte Asylbewerber im Jahr 
2004 deutlich niedrigere Kriminalitätsraten auf als Asylbe-
werber während des Verfahrens sowie vor allem als abgelehn-
te Asylbewerber, die vermehrt mit (Subsistenz-)Kriminali-
tät zur Erzielung von Einkommen auffielen (de Boom, Snel 
& Engbersen, 2010). Gegenwärtig ist mit einer steigenden 
Zahl von Geduldeten und irregulär Aufhältigen mit allenfalls 
beschränktem Zugang zum offiziellen Arbeitsmarkt und zu 
Sozialleistungen zu rechnen. Nach früheren Erfahrungen 
wird sich der Aufenthalt bei einem Teil davon verstetigen. 
Zuwanderer mit unterstellter geringer Bleibeperspektive aus 
migrationspolitischen Erwägungen heraus von Integrations-
möglichkeiten völlig auszuschließen, wie dies nun wieder 
verstärkt erfolgt, könnte sich deshalb als problematisch er-
weisen und ein Leben am Rande der Gesellschaft befördern. 

So hat Studien zufolge neben dem spezifischen (und 
zwar partiell, aber sicherlich nicht pauschal auf heutige Zu-
wanderergruppen übertragbaren) soziokulturellen „Gepäck“ 
von bereits ausgeprägten patriarchalen, großfamiliären Ori-
entierungen die restriktive Flüchtlingsintegrationspolitik 
der 1980er und 1990er Jahre zur Entwicklung und Vertie-
fung von „Clanstrukturen“ bei (kurdischen bzw. palästinen-
sischen) Zuwanderern aus den libanesischen Flüchtlingsla-
gern in einigen deutschen Großstädten beigetragen (Rohe & 
Jaraba, 2015). Theoretisch lässt sich hier mit „differenziellen 
Gelegenheitsstrukturen“ argumentieren (Engbersen, van der 
Leun & de Boom, 2007): wenn der Zugang zu formellen In-
stitutionen (legaler Arbeits- und Wohnungsmarkt, Bildung) 
verschlossen bleibt und auch informelle Institutionen (z.B. 
Schattenökonomie) keinen Halt geben können, kann dies die 

Hinwendung zu und den Aufbau von illegalen Institutionen 
(kriminellen Strukturen) begünstigen. 

Mit Blick auf die zweite Generation der als (Klein-)
Kinder eingereisten oder hier geborenen Nachkommen von 
Flüchtlingen geht es vor allem um Teilhabemöglichkeiten 
und ein Gefühl der Zugehörigkeit (Walburg, 2015). Migrati-
onsrechtlich gilt es auch hier, lange Phasen der Statusunsi-
cherheit (insbesondere „Kettenduldungen“) zu vermeiden. 
Eine Schlüsselrolle spielen jedoch die Bildungseinrichtungen, 
denn hier werden Teilhabechancen sowie eine Bindung an die 
Gesellschaft und ihre Werte und Normen vermittelt. Kinder-
tagesstätten und Schulen müssen hierfür angemessen ausge-
stattet werden; das große zivilgesellschaftliche Engagement 
kann professionelle Strukturen nicht ersetzen, aber unter-
stützen. Auch hier gilt es, keine Zeit zu verlieren.
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Sie müssen Weisungen befolgen! 
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Hausordnung – leicht verständlich
Jede Einrichtung braucht Spielregeln, damit ihr Arbeitsauf-
trag auch erfüllt werden kann. Gerade dort, wo es sehr in-
ternational zugeht, an Flughäfen, Bahnhöfen oder in Hotels 
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Markus Saxinger 

Vernetzte Angebote vom Einstieg bis zur Integration
Chancen und Hürden der Flüchtlingsintegration1

Die zügige und möglichst nachhaltige Arbeitsmarktinteg-
ration der nach Deutschland zuwandernden Flüchtlinge ist 
eine der zentralen gesellschaftlichen Aufgaben – nicht erst 
seit dem Sommer 2015. Als Folge des verstärkten Zuzugs ge-
flüchteter Menschen nach Deutschland im Jahr 2015 wird die 
Notwendigkeit, sie auch in den Arbeitsmarkt zu integrieren 
durch Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft inzwischen in 
besonderer Weise gesehen und auch angegangen. Nachdem 
das Thema – obwohl eigentlich seit Jahrzehnten gesellschaft-
lich relevant – lange Zeit ausgeklammert wurde, weil eine 
Integration der Asylsuchenden nicht vorrangig angestrebt 
wurde wenn nicht sogar z.T. gar nicht erwünscht war, stehen 
die meisten Akteure in der Arbeitsmarktintegration von Ge-
flüchteten noch ganz am Anfang. Entsprechend haben sich 
eine Reihe neuer Akteure mit zum Teil sehr unterschiedlichen 
Vorstellungen, Herangehensweisen und Interessen in das 
stark expandierende Feld der Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen begeben. Dass die derzeitigen Bemühungen auf 
fruchtbaren Boden fallen können, zeigt eine repräsentative 
Befragung von insgesamt 4.500 Geflüchteten durch  das Ins-
titut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), das For-
schungszentrum des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge (BAMF-FZ) und das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) 
am DIW Berlin, die eine starke Bildungsorientierung bei den 
Flüchtlingen feststellen. Demnach streben von den erwach-
senen Geflüchteten in Deutschland 46% einen allgemein-
bildenden Schulabschluss, 66% einen beruflichen Abschluss 
und 23% einen akademischen Abschluss an. (IAB-Kurzbericht 
24/2016: 7)1

Das Bremer und Bremerhavener IntegrationsNetz „bin“ 
ist eines der im Rahmen der ESF-Integrationsrichtlinie Bund 
„Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen“ (IvAF)2 
geförderten Netzwerke in Deutschland. Es steht in der Konti-
nuität der früheren über das Bundes ESF-Programm XENOS 
geförderten Bleiberechtsnetzwerke. In diesen Netzwerken 
wurden seither auf dem Feld der Arbeitsmarktintegration 
von Geflüchteten umfangreiche praktische Erfahrungen und 
Expertise gesammelt.

Davon ausgehend werde ich unsere Zielgruppe Asylsu-
chende, Geduldete und anerkannte Flüchtlinge im Folgenden 
näher spezifizieren, ihre konkreten Hürden in der Arbeits-
marktintegration aufzeigen und anhand von fünf Phasen des 
Ankommens in Deutschland aufzeigen, welche Akteure in 
welcher Phase zu einem Gelingen von Integration beitragen 
sollten. 

Die Teilnehmenden des bin-Netzwerkes bilden eine sehr 
heterogene Gruppe. Die Heterogenität zeigt sich in verschie-
denen Herkunftsregionen, Muttersprachen, kulturellen Hin-
tergründen und Religionen. Daneben sind unsere Teilneh-
menden auch hinsichtlich Alter, Bildungshintergrund und 

1 Der folgende Text ist die Zusammenfassung eines Referates im Rahmen der 
Fachtagung ‚Gegen ausgrenzende Strukturen – Für die Förderung sozialer 
Integration: Arbeitsmarkt – Vernetzung – Zivilgesellschaft‘ am 04.11.2016 in 
Bremen Vegesack sowie eines Beitrages im Rahmen des Workshops ‚Vernetzte 
Angebote vom Einstieg bis zur Integration‘.

2 http://www.integrationsrichtlinie.de.

ggf. bereits vorhandener Deutschkenntnisse und schließlich 
auch in ihren Berufsbiographien und Lebensentwürfen nicht 
zu generalisieren. Während einige der Teilnehmenden bislang 
kaum deutsch sprechen, gibt es andere, die bereits seit vielen 
Jahren in Deutschland leben (nicht selten mit dem prekären 
Status der Duldung) und inzwischen gute Deutschkenntnisse 
erlangt haben. Einige junge Erwachsene haben bereits einen 
Schulabschluss in Deutschland erworben. 

Das schwere Gepäck der Flucht

Was jedoch alle Geflüchteten eint, ist die Gemeinsamkeit 
der Fluchterfahrung. Bei aller Verschiedenheit der jeweiligen 
Fluchtgründe gibt es in allen Fällen Flucht auslösende Grün-
de, die diese Menschen dazu gezwungen haben, ihr bisheri-
ges Leben aufzugeben. Das Vorhandensein einer Ursache, 
die zur Flucht geführt hat, die Flucht selber und schließlich 
der daraus resultierende Verlust der bisherigen Lebensweise, 
einschließlich der daran geknüpften Grundlagen von Identi-
tät, sind für viele Betroffene traumatische Erlebnisse. Zwar 
gehen Menschen sehr unterschiedlich mit diesen Erlebnissen 
und Verlusten um, jedoch muss das Thema Traumatisierung 
im Kontext der Arbeitsmarktintegration unbedingt mitge-
dacht werden. Die vorhandenen Hilfsangebote zur psycholo-
gischen Unterstützung Geflüchteter decken den Bedarf nicht 
ansatzweise ab. Manche Folgen einer Traumatisierung treten 
erst mit deutlich zeitlicher Verzögerung zutage oder sie sind 
schwer identifizierbar. Probleme, die dabei auftreten, den An-
forderungen an einem Arbeitsplatz, in einer Ausbildung oder 
in einem Bildungskurs gerecht zu werden, können ggf. auf 
diese traumatischen Erlebnisse zurückzuführen sein, ohne 
dass Arbeitgeber, Schulungspersonal, Vermittlungsfachkräf-
te und auch die betroffenen Flüchtlinge selber dies eindeutig 
identifizieren können. 

Geschlechtsspezifische Ungleichheiten in der 
Flüchtlingsmigration

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Lage geflüchteter 
Frauen zu richten. So gibt es eine Reihe von geschlechtsspe-
zifischen Fluchtgründen, wie z.B. die Verfolgung durch die 
eigene Familie3. Grundsätzlich können diese als Asylgrund 
geltend gemacht werden. Doch nicht immer werden die-
se durch die betroffenen Frauen in einer für den positiven 
Ausgang eines Asylverfahren relevanten Weise vorgebracht, 
sei es aus Scham, aus Angst vor weiterer Verfolgung hier in 
Deutschland oder – was sehr häufig der Fall sein dürfte – aus 
Unwissenheit über die Funktionsweise von Asylverfahren in 
Deutschland und der jeweiligen Bedeutung von Angaben im 
Zuge des Interviews durch das BAMF.

Aus den geschlechtsspezifischen Verfolgungsgründen 
resultieren aber keinesfalls höhere Zahlen an geflüchteten 

3 Dies gilt im Übrigen auch für geflüchtete LGBT. Aus dem spezifischen Blick-
winkel der Arbeitsmarktintegration findet im Rahmen unserer Arbeit kein 
gesonderter Blick auf diese Zielgruppe statt, so dass allenfalls hypothetische 
Schlussfolgerungen gezogen werden könnten.
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Frauen in Europa. Das Gegenteil ist der Fall. Laut Angaben 
des BAMF beträgt der Anteil weiblicher Asylantragstellender 
in den Monaten Januar und Februar 2017 36,3%4. In dieser 
Zahl ist jedoch ein Anteil von über einem Drittel an Kindern 
unter 11 Jahren, bei denen die Verteilung der Geschlechter 
fast ausgeglichen ist. Ganz anders stellt sich die Altersgruppe 
der 16-18jährigen mit einem Anteil weiblicher Antragsstelle-
rinnen von gerade einmal 20,9% dar. 

Die Gründe für diese große Kluft zwischen den Ge-
schlechtern, die sich in der  Statistik spiegelt, sind sehr viel-
schichtig. In der Altersgruppe 16-30 Jahre spielt insbeson-
dere in Kriegsregionen die Tatsache, dass Jungen und junge 
Männer zu Kampfhandlungen rekrutiert werden eine erheb-
liche  Rolle, weshalb bei ihnen eine besondere Motivation be-
steht, sich diesem Schicksal zu entziehen. Zum anderen sind 
die Bedingungen auf der Flucht so schwierig, dass Frauen 
und Mädchen einem besonderen Risiko unterliegen, Opfer 
sexualisierter Gewalt zu werden. Dies ist besonders auf der 
Fluchtroute Sahara-Mittelmeer symptomatisch. Der kongo-
lesische Oppositionelle Emmanuel Mbolela schildert dies in 
seinem Buch ‚Mein Weg vom Kongo nach Europa – Zwischen 
Widerstand, Flucht und Exil‘ wie folgt: 

„Wie immer wurde darauf Acht gegeben, dass auf jedem Pick-
Up auch Frauen mitfuhren. … Eines Nachts wurden wir bei der 
Straßensperre angehalten. … Nachdem wir gezwungen worden 
waren, abzusteigen, folgte eine lange Diskussion mit dem Fah-
rer. Dieser wies uns schließlich an, pro Kopf 3.000 Francs CFA zu 
bezahlen. Wir kamen dieser Aufforderung nach – und trotzdem 
wurden die weiblichen Passagiere wieder aus der Gruppe entfernt 
und fortgeführt.“ (Mbolela: 71)

Auch wenn das an dieser Stelle geschilderte Schicksal 
nur einen Teil der nach Deutschland geflüchteten Frauen be-
treffen mag, so zeigt die IAB-BAMF-SOEP-Befragung, dass 
15% der weiblichen Geflüchteten Opfer sexualisierter Gewalt 
wurden (IAB-Kurzbericht 24/2016: 4) Dementsprechend be-
darf die Situation geflüchteter Frauen eines besonderen Au-
genmerks, das über die reine Frage nach einer zügigen Inte-
gration in den Arbeitsmarkt deutlich hinausgehen muss. An 
dieser Stelle müssen verstärkt Angebote geschaffen werden, 
bzw. die bestehenden Angebote müssen die betreffenden 
Frauen auch erreichen. So haben wir bislang auch im Rah-
men des auf Arbeitsmarktintegration ausgerichteten bin 
Netzwerks bislang lediglich einen Anteil von Frauen 15,8%.

Doch mit einem Anstieg dieser Quote ist langfristig zu 
rechnen, denn in den kommenden Monaten und Jahren wer-
den voraussichtlich viele Frauen und Kinder über den Famili-
ennachzug zu bereits anerkannten männlichen Flüchtlingen 
ziehen. Mit zeitlicher Verzögerung werden geflüchtete Frau-
en auch in dem Bereich der Arbeitsmarktintegration eine 
größere Rolle spielen. Die Erschwernis des Familiennachzugs 
zu den subsidiär schutzberechtigten Flüchtlingen betrifft vor 
allem Frauen und Kinder, deren Flucht bislang nicht möglich 
war und zementiert deren strukturelle Benachteiligung.

Psychische Integrationshemmnisse

Die Ungewissheit des Schicksals von Angehörigen, die in 
Kriegs- und Krisenregionen zurückbleiben müssen wirkt sich 
auf die Integration der mehrheitlich männlichen subsidiär 
schutzberechtigten Flüchtlinge nicht förderlich aus. Sich auf 

4 http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statis-
tik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-februar-2017.pdf?__blob=publicationFile.

Integrationsmaßnahmen zu konzentrieren, damit man nach-
haltig und nach Möglichkeit qualifiziert in den Arbeitsmarkt 
eintreten kann, wird dadurch sehr erschwert. Vielmehr richtet 
sich die Konzentration in dieser Situation eher auf Wege, um 
möglichst schnell Geld aufbringen zu können, mit dem auch 
der restlichen Familie die Flucht finanziert werden kann. Da-
neben kommt es auch vor, dass subsidiär Schutzberechtigte 
aus Kriegsländern wie Syrien oder Afghanistan keine Mög-
lichkeit mehr sehen, ihre Familie in Sicherheit zu bringen und 
deswegen, trotz der Gefahren die ihnen in den Heimatländern 
drohen,  zurückkehren, um die Familien nicht alleine zu lassen. 
Vor diesem Hintergrund muss ich betonen, dass die langfristi-
ge Integration in den Arbeitsmarkt nur gelingen kann, wenn 
die Integration der Menschen in diese Gesellschaft ganzheit-
lich erfolgt. Trennung von Familie und Sorge um Angehöri-
ge, Ungewissheit hinsichtlich der eigenen Zukunft oder eine 
fehlende Privatsphäre sind Faktoren, die eine erfolgreiche Ar-
beitsmarktintegration deutlich erschweren.

Fünf Phasen von der Ankunft bis zur Integration

Doch trotz schwieriger Ausgangslagen kann es wesentlich 
zum Gelingen einer Integration der Flüchtlinge in die Ge-
sellschaft und auch in den Arbeitsmarkt beitragen, wenn die 
relevanten Akteure gemäß ihrer jeweiligen Kompetenzen gut 
vernetzt und aufeinander abgestimmt Flüchtlingen die pas-
senden Angebote aufzeigen und anbieten können, die sie in 
der jeweiligen Phase ihres Ankommens benötigen. Im Folgen-
den werde ich die fünf Phasen des Ankommens beschreiben. 
In jeder dieser Phasen stellen die schutzsuchenden Flüchtlin-
ge spezifische Fragen. Dazu benenne ich die Akteure, die in 
den jeweiligen Phasen Antworten und Angebote bereithalten 
(sollten). Die Dauer der hier dargestellten Phasen kann dabei 
sehr unterschiedlich ausfallen. Das liegt zum einen an der in-
dividuellen Person, aber auch an der Leistungsfähigkeit bzw. 
der Bereitschaft der jeweiligen Akteure darin, Antworten und 
Orientierung zu bieten. Nicht alle Flüchtlinge durchlaufen 
alle hier dargestellten fünf Phasen. Fehlende Unterstützung 
und Beratung gekoppelt mit individuellen Problemlagen ha-
ben nicht selten ein Hängenbleiben in Phase drei (Orientie-
rungsphase II) oder vier (Integrationsphase I) zur Folge.

1. Ankunft 
Nach der Ankunft in Deutschland gilt es einen Ruhepunkt 
zu finden. Die Fragestellungen sind sehr allgemein und trotz-
dem elementar: „Wo bin ich?“ „Wo kann ich mich aufhalten 
und Ruhe finden?“ „Welche Möglichkeiten stehen mir jetzt 
offen?“ An diesem Punkt ist es für die potentiellen Asylan-
tragstellenden wichtig, die Abläufe, die das Asylverfahrens-
gesetz oder die Jugendhilfe vorsehen, transparent zu machen 
und die folgende Frage zu verdeutlichen: „Welche Rechte und 
Pflichten habe ich, und wie kann ich diese geltend machen?“

Die folgenden Akteure tragen in dieser Phase eine beson-
dere Verantwortung:

Die Polizei ist meist die erste offizielle Stelle des Lan-
des, mit der ein Flüchtling in Kontakt tritt. Ihr gegenüber 
kann ein Asylgesuch geltend gemacht werden. Es erfolgt 
dann eine Weiterleitung an das für Asylverfahren zuständi-
ge Bundesamt für Migration und Flüchtlinge BAMF oder bei 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen an die jeweiligen 
Jugendämter. Dann treten die Ankommenden mit Trägern 
der Unterkünfte bzw. Jugendhilfeeinrichtungen sowie mit 
Sozialämtern in Kontakt. Optimalerweise sind an den Unter-
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künften oder in der räumlichen Nähe Unterstützungs- und 
Beratungsstrukturen verfügbar. Diese können in der Phase 
des Ankommens einen wichtigen und richtungsweisenden 
Beitrag für den Verlauf von Asylverfahren und die weiteren 
Schritte in Richtung Integration bieten. Nicht selten basieren 
die verfügbaren Unterstützungs- und Beratungsstrukturen 
auf ehrenamtlichem Engagement.

2. Orientierungsphase I 
Hier gilt es, einen Rückzugsort, eine Privatsphäre herzustel-
len und damit zugleich  einen Zustand, den die geflüchtete 
Person fluchtbedingt über einen längeren Zeitraum nicht 
mehr hatte (und was im Rahmen von Notunterkünften 
auch weiterhin schwer realisierbar ist). Die Frage „Wo bin 
ich?“ verlangt nach deutlicherer Konkretisierung bis hin zu 
einer ersten Auseinandersetzung mit dem neuen Land „Wie 
funktioniert Deutschland?“. Es gilt elementare Dinge zu 
erlernen, wie z.B. die Benutzung des Nahverkehrs, das Ein-

kaufen alltäglicher Dinge und die 
elementaren Umgangsweisen in 
Deutschland. Doch auch vor dem 
Hintergrund diverser Umvertei-
lungen zu Beginn eines Asylver-
fahrens stellt sich die Frage: „Wo 
bleibe ich?“. Die Fragestellung 
nach den Rechten und Pflichten 
konkretisiert sich zu den Mög-
lichkeiten die sich einem bieten: 
„Wo kann ich Deutsch lernen?“ 
„Wo kann ich zur Schule gehen?“ 
und für Eltern ganz zentral: „Wo 
können meine Kinder zur Schule 
gehen?“

Die Liste der an dieser Stelle 
relevanten Akteure wächst jetzt:

Das BAMF bleibt bedeutend, 
wenn auch im Alltag Geflüchte-
ter der Kontakt mit Sozialäm-

tern und jetzt auch den Ausländerbehörden direkter wahr-
genommen wird. Ein erster Kontakt zu Schulen (für Kinder 
und Minderjährige) bzw. Bildungseinrichtungen (meist für 
Sprachkurse) findet jetzt optimalerweise statt. Träger der 
Unterkünfte bzw. Jugendhilfeeinrichtungen und Jugendäm-
ter spielen jetzt eine wichtige Rolle darin, über bestehende 
Angebote zu informieren und Zugänge zu ermöglichen. Die 
erwähnten Unterstützungs- und Beratungsstrukturen leis-
ten hier einen wichtigen Beitrag. In einzelnen Fällen, in de-
nen die betreffenden Personen schon eine Orientierung hin 
zu Arbeit oder Qualifizierung anstreben, kommt jetzt bereits 
ein Kontakt zu Arbeitsagenturen, IvAF- und IQ-Netzwerken5 
sowie zu weiteren Arbeitsmarktakteuren zustande.

3. Orientierungsphase II
Die Fragen der geflüchteten Menschen beginnen nun kon-
kreter zu werden. Die Frage „Wo bleibe ich?“ wird vor dem 
Hintergrund der Umverteilung und des provisorischen Le-
bens in Gemeinschaftsunterkünften immer bedeutender. 
Hinzu kommt die Ungewissheit, ob es in Deutschland, dem 
Land in dem man sich inzwischen orientiert, überhaupt mög-
lich sein wird zu bleiben. Der Umgang mit der Bürokratie von 

5 Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ http://www.netz-
werk-iq.de.

Ämtern und Behörden bestimmt das Leben in zunehmendem 
Maße: „Was steht in dem Brief der Behörde?“ wird angesichts 
der kaum verständlichen Inhalte amtlicher Bescheide eine 
der zentralen Fragen in der Orientierungsphase II. Die Suche 
nach vertrauenswürdigen Personen, die im behördlichen Um-
gang zur Seite stehen und nach Möglichkeit Unterstützung 
in Rechtsfragen bieten können wird sehr wichtig. Auch die 
Frage nach Deutschkursen und zusätzlichen Möglichkeiten 
Deutsch zu praktizieren und zu verbessern bestimmt jetzt 
den Alltag. Die Gedanken reichen jetzt weiter in die Zukunft 
mit Fragen wie: „Kann ich / können meine Kinder einen 
Schulabschluss erlangen, eine Ausbildung machen, studie-
ren?“ und schließlich „Kann ich eine Arbeit finden? Kann ich 
in meinem Beruf arbeiten? Was muss ich noch lernen, damit 
mir das gelingt? Und wo?“.

Weiterhin bleiben die Akteure BAMF, Jugendämter, So-
zialämter und Ausländerbehörden, sowie die Träger der Un-
terkünfte bzw. Jugendhilfeeinrichtungen bedeutsam. Doch 
jetzt gewinnen Akteure wie Schulen oder Bildungseinrich-
tungen aber auch die Arbeitsagenturen oder Jobcenter, die 
IvAF- und IQ-Netzwerke, sowie weitere Arbeitsmarktakteu-
re an Bedeutung. Wege in Richtung Qualifizierung und Ar-
beitsmarktintegration werden jetzt nach Möglichkeit aktiv 
beschritten. Die Rolle von  Unterstützungs- und Beratungs-
strukturen (haupt- und ehrenamtlich) bleibt essentiell. 

4. Integrationsphase I
In dieser Phase sind die Fragen nach der praktischen Orga-
nisation und Ausgestaltung des eigenen Lebens im Zielland 
vorrangig. Die Integration in Arbeit wird zu einer ganz zent-
ralen Fragestellung: „Wo und wie bewerbe ich mich um einen 
Arbeitsplatz/ein Praktikum/eine Ausbildung/ein Studium?“ 
und damit verbunden stellt sich die Frage nach Finanzie-
rungsmöglichkeiten der angestrebten Qualifizierungen. Eine 
berufsspezifische Verbesserung der Deutschkenntnisse wird 
angestrebt und weitere Qualifizierungsbedarfe werden in zu-
nehmendem Maße erkannt, um praktisch in die gewünschte 
Beschäftigung zu finden. Auch stellt sich die Frage nach der 
Perspektive der eigenen Kinder, wie sie hinsichtlich Schulab-
schluss, Ausbildung oder Studium unterstützt werden kön-
nen. Zudem stellen sich in dieser Phase häufig Fragen wie 
bzw. ob ein Umzug in eine andere Stadt oder Reisen ins Aus-
land möglich sind. Sofern die Familienmitglieder noch nicht 
beisammen sind, stellt sich spätestens jetzt die Frage nach 
einer Realisierung der Familienzusammenführung und auch 
dem Nachholen weiterer Angehöriger.

Die zentralen Akteure sind jetzt die Arbeitsagenturen 
oder Jobcenter, IvAF- und IQ-Netzwerke, sowie weitere Ar-
beitsmarktakteure.

Auch Schulen und Bildungseinrichtungen kommt eine 
zentrale Bedeutung zu.

BAMF, Jugendämter, Sozialämter, Ausländerbehörden 
bleiben meist wichtige Akteure und evtl. Träger der Unter-
künfte oder der Jugendhilfeeinrichtungen, sofern man in 
dieser Phase noch über keine eigene Wohnung verfügt.

Die Unterstützungs- und Beratungsstrukturen bleiben 
ebenfalls wichtig und werden von einigen Personen jetzt 
auch intensiver in Anspruch genommen als zuvor, weil das 
Konzept „Beratung“, wie es hierzulande existiert jetzt besser 
verstanden und angenommen wird, aber auch über persön-
liche Bindungen zu Beratenden, die im Zuge regelmäßigen 
Kontakts entstehen können.
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5. Integrationsphase II 
In dieser Phase sind bereits Erfahrungen im Arbeitsleben 
gemacht worden, man findet sich im Großen und Ganzen 
in Deutschland zurecht und verfügt über soziale Kontakte. 
Jetzt geht es darum, den bisher erfolgten Stand der Integrati-
on zu verstetigen und eigene Wünsche und Vorstellungen des 
Lebens voranzubringen. Dementsprechend differenzieren 
sich die wesentlichen Fragestellungen jetzt aus: „Wie bringe 
ich meine Ausbildung/mein Studium/meine Maßnahme zu 
einem erfolgreichen Abschluss? Kann ich meinen Job behal-
ten?“ Fragen nach weiterer Qualifikation und Verbesserung 
der eigenen Deutschkenntnisse werden wichtig, um sich in 
der beruflichen und finanziellen Stellung zu verbessern und 
qualifikationsadäquat arbeiten zu können. „Kann ich den Be-
ruf wechseln? Kann ich meine beruflichen Erfahrungen und 
Talente besser einbringen?“ Und nicht zuletzt die Frage da-
nach, wie die eigenen Kinder darin unterstützt werden kön-
nen, einen Schulabschluss zu erlangen, eine Ausbildung zu 
absolvieren oder zu studieren? 

Doch auch trotz der bisher erfolgten Integrationsleistun-
gen treten in dieser Phase eher subtile kulturspezifische De-
tails verstärkt ins Bewusstsein: „Wie verhalte ich mich/was 
sage ich in bestimmten Situationen?". 

Verstärkt stellen sich Fragen, ob ein Umzug in eine an-
dere Stadt, Reisen oder gar Arbeit im Ausland möglich sind. 
Doch auch in der Integrationsphase II ist die Frage des Fami-
liennachzugs für viele Flüchtlinge noch nicht zufriedenstel-
lend geklärt.

Arbeitsagenturen, Jobcenter, IvAF- und IQ-Netzwerke, 
sowie weitere Arbeitsmarktakteure bleiben zentrale Akteure, 
genauso wie Schulen oder Bildungseinrichtungen. Bei letz-
teren geht es jetzt um Qualifizierung und berufsbezogene 
Deutschkenntnisse.  Unterstützungs- und Beratungsstruktu-
ren bleiben relevant, auch wenn sich hier eine Verschiebung 
zu spezifischen Beratungsangeboten, wie z.B. Gründungsbe-
ratung, abzeichnet.

Hürden 

Leider gibt es nach wie vor eine Reihe von Hürden, die ein 
erfolgreiches Durchlaufen der beschriebenen Phasen zu In-
tegration verhindern oder deutlich verzögern. Eine sehr 
praktische Hürde zeigt sich bei der vulnerablen Gruppe der 
Unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge (umF) aber auch 
anderen Flüchtlingen in der entsprechenden Alterskatego-
rie. Es fehlen passende Angebote zur Heranführung an die 
Ausbildungsreife nach Beendigung der Schulpflicht, was 
in der Mehrzahl der Bundesländer bei 18 Jahren liegt. Das 
führt dazu, dass sehr viele von ihnen die Schule ohne Schul-
abschluss beenden müssen. Dabei ist weniger die Formalität 
des Schulabschlusses das Problem, als vielmehr die sehr häu-
figen Defizite in der Grundbildung und in Deutsch, was eine 
erfolgreiche Teilnahme an der Berufsschule während einer 
Ausbildung oft verhindert.

Doch bei den etwas älteren Flüchtlingen sieht es keines-
falls besser aus. Jenseits der Schulpflicht erweisen sich feh-
lende Zugänge zu Deutschkursen als Hindernis, um auf dem 
Arbeitsmarkt Fuß fassen zu können. Dementsprechend ver-
bringen viele Flüchtlinge viel Zeit, in der sie Deutsch lernen 
und eine Ausbildung machen oder gar studieren könnten, 
mit Warten auf eine positive Entscheidung in ihren Asylver-
fahren durch das BAMF oder das Verwaltungsgericht. Diese 
Zeiten des Wartens sind zudem sehr belastend, weil sie eine 

ständige Unsicherheit hinsichtlich des Verbleibs in Deutsch-
land mit sich tragen und das Schicksal einer Abschiebung 
droht. Es fällt schwer, in einer solchen Situation eine konst-
ruktive Zukunftsplanung vorzunehmen.

Die Öffnung der Integrationskurse für Asylsuchende so-
wie viele Angebote im Rahmen der Deutschsprachförderver-
ordnung (DeuföV) bleiben auf die Herkunftsländer Eritrea, 
Irak, Iran, Somalia und Syrien beschränkt. 

Die Unsicherheit über die eigene Zukunft (Bleibeper-
spektive?) und eine dauerhafte Trennung von der Familie 
belasten die betroffenen Flüchtlinge und wirken sich negativ 
auf Lerneffekte aus. Auch Betriebe beklagen die Ungewiss-
heit hinsichtlich der Bleibeperspektive eines Flüchtlings, den 
sie beschäftigen bzw. ausbilden wollen.

Positive Entwicklungen 

Schließlich gibt es eine ganze Reihe positiver Entwicklun-
gen, die eine Integration deutlich befördern. Hierzu zählt 
der Wegfall der Vorrangprüfung in der Mehrzahl der Arbeits-
agenturbezirke in Deutschland, was die Aufnahme eines Ar-
beitsverhältnisses wesentlich erleichtert. Die Absenkung des 
Arbeitsverbotes auf die ersten drei Monate in Deutschland 
(gegenüber zuvor 12 Monaten) ermöglicht Flüchtlingen früh-
zeitig eine Arbeitsaufnahme in Erwägung zu ziehen. Die Ein-
führung der sogenannten „Ausbildungsduldung“ garantiert 
den Flüchtlingen den Verbleib im Lande während sie die Aus-
bildung durchführen und weist auf die anschließende Option 
eines Aufenthaltstitels zwecks qualifizierter Beschäftigung 
und gibt den ausbildenden Betrieben Rechtssicherheit.
Begrüßenswert ist zudem die Öffnung der Integrationskur-
se und die starke Ausweitung der berufsbezogenen Sprach-
förderung für Asylsuchende aus Eritrea, Irak, Iran, Somalia 
und Syrien bereits im laufenden Asylverfahren. Auch die Öff-
nung der Ausbildungsförderungsmöglichkeiten Berufsaus-
bildungsbeihilfe BAB, dem Ausbildungsgeld, der Berufsvor-
bereitung (BvB), Ausbildungsbegleitende Hilfen (AbH) und 
Außerbetriebliche Ausbildung (BaE) sowohl für Asylsuchen-
de aus den erwähnten Herkunftsländern, denen derzeit eine 
hohe Bleibeperspektive attestiert wird, sowie für Geduldete. 
Dadurch werden die Erfolgsaussichten einer dualen Ausbil-
dung wesentlich verbessert.

Bedenkliche Entwicklungen

Die Tatsache, dass Asylsuchende aus allen anderen Herkunfts-
ländern, darunter auch Afghanistan, dem Land aus dem nach 
Syrien die derzeit meisten Flüchtlinge nach Deutschland 
kommen, keinen Zugang zu Integrationskursen, den berufs-
bezogenen Deutschkursen nach der Deutschsprachförder-
verordnung und zur Ausbildungsförderung erhalten, ist be-
denklich. Diese Flüchtlinge, von denen erfahrungsgemäß ein 
großer Teil in Deutschland bleiben wird, werden dadurch in 
ihren Integrationsmöglichkeiten massiv behindert. Zudem 
erzeugt dies Rivalitäten gegenüber Flüchtlingen anderer Her-
kunftsländer, die aufgrund ihrer Nationalität in den Genuss 
dieser Maßnahmen kommen. 

Insbesondere bei den Flüchtlingen aus Afghanistan ist 
derzeit festzustellen, dass infolge medienwirksamer Ab-
schiebungen und ständiger Bekundungen durch die Poli-
tik, das Land sei sicher, Verunsicherung geschürt wird. Das 
führt dazu, dass einzelne in Panik verfallen und zu falschen 
Schlussfolgerungen kommen, wie z.B. unterzutauchen oder 
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in einem anderen europäischen Land einen Asylantrag zu 
stellen. Beides hat rechtlich negative Konsequenzen und bie-
tet keinerlei Perspektive einer Integration.

Auch die Ausbildungsduldung zeigt sich nicht überall 
in Deutschland als erfolgversprechend. Denn der Freistaat 
Bayern6 schafft es per Erlass, auf Landesebene die bundes-
gesetzliche Regelung zu unterlaufen, indem in den meisten 
Fällen, in denen jemand von der Regelung profitieren könn-
te, zuvor Arbeitsverbote erlassen werden, die die Aufnahme 
einer Ausbildung verhindern. Auch außerhalb des Freistaates 
gibt es eine Reihe von Landkreisen und Kreisfreien Städten, 
in denen Geduldete per Arbeitsverbot regelmäßig an der Auf-
nahme einer Ausbildung gehindert werden.

6 Ausbildung von Flüchtlingen: Wirtschaft pocht auf Einhaltung des 3+2-Mo-
dells: https://www.ihk-muenchen.de/de/Themen/Fl%C3%BCchtlinge/Positio-
nen/Integration-durch-Ausbildung.html.

Fazit

Während einerseits signifikante Fortschritte zur Förderung 
der Flüchtlingsintegration gemacht wurden und eine konse-
quente Fortführung dieser eingeschlagenen Wege Früchte 
tragen wird, ist gleichzeitig festzustellen, dass die zunehmen-
de Selektion nach Herkunftsländern den Integrationsbemü-
hungen stark entgegenwirkt. Generell wirken derzeit Kräfte 
pro und contra Flüchtlingsintegration mit der Konsequenz, 
dass die regionalen Unterschiede in Bezug auf die Wirkung 
der Flüchtlingsintegration sehr stark geworden sind und dass 
gleichzeitig die Gesetzeslage und die Erlasslage gegenüber den 
Verwaltungen einem ständigen Wandel unterworfen sind, des-
sen endgültige Tendenz derzeit noch nicht absehbar sind. 
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Ohne Deutschkenntnisse im Jugendarrest – was nun? 
Wie sprachliche Erstversorgung und Integration gelingen könnten – Ein Konzept von Studierenden der 
Universität zu Köln

Ausgangslage 

Die Jugendarrestanstalt (JAA) Düsseldorf beschreibt, dass im-
mer wieder Jugendliche mit Migrationshintergrund ihren Ar-
rest ableisten, die über nicht ausreichende Deutschkenntnisse 
verfügen und somit eine Teilnahme an den Erziehungs- und 
Fördermaßnahmen der Jugendarrestanstalt sehr erschwert 
bis nicht möglich ist. Ein auf erzieherische Ausgestaltung und 
unterstützende Angebote abzielender Jugendarrestvollzug 
gem. § 90 Abs. 1 S. 2 JGG kann insbesondere dann erreicht 
werden, wenn die Jugendlichen die in teilweise großem Um-
fang sprachbasierten Angebote der JAA wahrnehmen und 
der Fachdienst sie pädagogisch erreichen kann. Dies ist bei 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund u.U. aufgrund ei-
ner sich abzeichnenden Sprachbarriere wenn überhaupt nur 
eingeschränkt möglich. Auf diesen Umstand wurde durch das 
Justizministerium NRW reagiert, indem Stellen für Lehrkräfte 
geschaffen bzw. freigegeben wurden, die fortan auch sprach-
liche Erstversorgung realisieren sollen. Aus diesem Grund 
wünscht sich der Sozialdienst der JAA Düsseldorf ein Konzept 
zur sprachlichen Erstversorgung der sich dort aufhaltenden 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 

Aus der beschriebenen Situation heraus ist eine Koope-
ration zwischen der Jugendarrestanstalt Düsseldorf und Stu-
dierenden der Universität zu Köln entstanden, in deren Rah-
men ein Konzept zur sprachlichen Erstversorgung erarbeitet 
wurde, welches aus zweierlei Gründen elementar wichtig ist: 
Erstens hat die sprachliche Kommunikationsfähigkeit der 
jungen Menschen im Arrest auf institutioneller Ebene enor-
me praktische Relevanz für die Gestaltungsmöglichkeiten der 

Bediensteten der JAA, da sie die Jugendlichen insbesondere 
dann erzieherisch erreichen und begleiten können, wenn sie 
mit ihnen auch sprachlich interagieren können. Des Weite-
ren wird die alltägliche Kommunikation im Arrest zwischen 
Bediensteten der JAA und den Jugendlichen vereinfacht. 
Zweitens profitieren die jungen Menschen auf lange Sicht 
von einer sprachlichen Förderung, wenn von einem Zusam-
menhang zwischen Sprache, Integration und Bildungserfolg 
ausgegangen wird (vgl. Günther 2011, S.49 f.).

Dabei ist natürlich zu erwähnen, dass die in diesem Pro-
jekt anvisierte Sprachförderung aufgrund der kurzen Verweil-
dauer von maximal vier Wochen nur den Grundstein für den 
Zweit- oder Fremdspracherwerb legen kann. Daher wurde 
das Ziel verfolgt, die Institution mithilfe des Konzeptes zur 
sprachlichen Erstversorgung in die Lage zu versetzen, die Ju-
gendlichen im Arrest aktiv in alle Bereiche des Arrestalltags 
einbeziehen zu können. Die Zielerreichung wird durch die je-
weils als kurz zu bezeichnende Verweildauer (mit-)bestimmt. 

Konzept

Um den oben genannten Projektzielen gerecht zu werden, 
wurde eine Materialsammlung erstellt, die folgende Kompo-
nenten enthält: 
1. Die institutionseigene Hausordnung sowie das 

Punkte system zur Regelbeachtung wurden in Pikto-
gramme überführt, sodass die jungen Menschen im 
„Hilfeplangespräch“ mithilfe von Bildern eine erste Ori-
entierung bezüglich des Tagesablaufs der JAA gewinnen 
können.
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2. Um den Sprachstand der Jugendlichen ermitteln zu kön-
nen, wurden zwei Instrumente zur Sprachstandsdi-
agnostik mit Handreichung entwickelt:

 ¡  Eine Checkliste zum Ankreuzen, die als Erstein-
schätzung im Hilfeplangespräch zum Einsatz kom-
men kann sowie weiterführend

 ¡  eine Handreichung zur Profilanalyse (nach Grieß-
haber 2012), mit der die Lehrkraft einen genaueren 
Blick in die sprachlichen Fähigkeiten der jungen 
Menschen erlangen kann.  

3. Um die anvisierten sprachlichen Kompetenzen syste-
matisch aufbauen zu können, wurde ein vierteiliger 
Modulkatalog angelegt, dessen Inhalte sich sowohl auf 
den Aufenthalt in der JAA als auch auf die Zeit nach dem 
Arrest beziehen. Sie thematisieren persönliche Daten, 
Alltagskommunikation, Tagesablauf und Alltag und emo-
tionale Kompetenzen. Zu jedem Modul wurden zudem 
konkrete Unterrichtsmaterialien (aus Lehrbüchern 
sowie Arbeitsblätter/Lehrprogramme aus dem Internet) 
als Beispiele empfohlen und Kopiervorlagen angehängt. 

4. Um bei den jungen Menschen einen Denkprozess über 
den Grund ihres Aufenthaltes anzustoßen, wurde ein 
möglichst sprachfreies Selbstreflexionsinstrument 
(samt Handreichung) entwickelt, welches „Alternative 
ways to prevent the worst case: draw your own comic strip!/
Alternative Wege zur Verhinderung des schlimmsten Falles: 
Zeichne dein eigenes Comic!“ heißt. Mit diesem Bogen kön-
nen sich die Jugendlichen zeichnerisch mit ihrem Ver-
halten auseinandersetzen und erhalten die Möglichkeit, 
ihre Ressourcen zu reflektieren. 

5. Es wurde eine Portfoli-
omappe entworfen, die 
jedem Jugendlichen zu Be-
ginn der Beschulung von 
der Lehrkraft überreicht 
werden kann. Sie enthält 
obligatorisch bereits drei 
vorgefertigte Teile: Einen 
anzufertigenden Steck-
brief, eine mit wichtigen 
Wörtern zu füllende Vo-
kabelliste sowie ein Feed-
backzettel, der von der 
Lehrkraft zum Ende der 
Arrestzeit ausgefüllt wer-
den kann. Diese Inhalte 
sollen durch die bearbeite-
ten Unterrichtsmaterialien 
ergänzt werden.   

6. Es wurde eine Übersicht 
über Präventionspro-
gramme erstellt, die zur 
Vorbeugung von dissozia-
lem Verhalten im Jugendal-
ter herangezogen und von 
der Lehrkraft durchgeführt 
werden könnten. Unter Be-
rücksichtigung der Länge 
der Präventionsprogramme 
und der eher kürzeren Ver-
weildauer der Jugendlichen 
in der JAA sei angemerkt, 
dass diese Übersicht ange-
führt wird, um auch nur 
einzelne Übungen aus den 
Programmen im Unterricht 
einsetzen zu können, da 
diese teilweise sehr hand-
lungsorientiert und weni-
ger sprachbasiert sind. 

7. Zur Evaluation der 
sprachlichen Intervention 
wird der Einsatz der un-
ter Punkt 1 erarbeiteten 
Sprachstandsdiagno-
seinstrumente (Checkliste plus Profilanalyse) zum 
Ende der Arrestzeit empfohlen. 

Das Konzept wurde bislang erstellt, jedoch noch nicht 
vollständig durchgeführt und evaluiert, wodurch vorerst kei-
ne Aussagen zur Wirksamkeit getroffen werden können.
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Veranstaltungshinweis

Veranstaltung der DBH Fachverband für Soziale 
 Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik

Fachtagung Übergangsmanagement: Brauchen wir 
neue Wege bei der Resozialisierung von Straffälligen?

03.-04.07.2017 in Frankfurt

Die elfte Fachtagung zum Thema Übergangsmanage-
ment befasst sich insbesondere mit der Frage, welche 
Resozialisierungsinfrastruktur für einen reibungslosen 
und sozial integrativen Übergang von der Haft in die Ge-
meinschaft bzw. Gesellschaft erforderlich ist. Defizite 
und Probleme in den Übergängen werden insbesondere 
in einer fehlenden Vernetzung und Kooperation gesehen. 
Was für ein System der Resozialisierung brauchen wir? 
Welche internationalen Erkenntnisse liegen vor? Was 
kann ein Resozialisierungsgesetz leisten? Zu diesen und 
weiteren Fragen sind Vorträge geplant. In verschiedenen 
Workshops sollen erfolgreiche Modelle des Übergangs-
managements vorgestellt werden. Die Fachtagung endet 
mit einer Podiumsdiskussion über die Weiterentwicklung 
des Systems der Resozialisierung.

Anmeldung unter www.dbh-online.de
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Julia Heber

Interkulturalität und Flüchtlinge
Erfahrungen in der Jugend-Untersuchungshaft in der JVA Rockenberg (Hessen) 

Die gestiegene Anzahl von nicht deutschsprachigen jungen 
Untersuchungsgefangenen stellt in der JVA Rockenberg in 
den letzten anderthalb Jahren eine besondere Herausforde-
rung dar.

Die JVA Rockenberg ist zuständig für jugendliche Un-
tersuchungsgefangene von 14 bis 17 Jahren und für jugend-

liche Strafgefangene von 14 bis 
19 Jahren. Im Erfassungszeit-
raum Februar 2017 waren in der 
JVA Rockenberg insgesamt 33 
Gefangene als Flüchtlinge re-
gistriert, davon 23 in der Unter-
suchungshaft, 10 Gefangene in 
der Strafhaft. Bei einer derzeit 
durchschnittlichen Gesamtbe-
legung von insgesamt 143 Ge-
fangenen bedeutet dies einen 

prozentualen Anteil der als Flüchtlinge erfassten Gefangenen 
von 23,1%. Die Jahreszusammenstellung der Hafttage in der 
Untersuchungshaft weist für das Jahr 2015 insgesamt 11.187 
Hafttage aus, für das Jahr 2016 15.505 Hafttage. Mithin ist in 
dem benannten Zeitraum ein Anstieg der Anzahl der Haftta-
ge um 38,6% zu verzeichnen.  

Oftmals treffen Identität bzw. Altersangaben der jugend-
lichen Untersuchungsgefangenen nicht zu, so dass eine Viel-
zahl der jungen Untersuchungshaftgefangenen weitaus älter 
als angegeben ist. Dies ergaben die bisher durch die Gerichte 
bzw. Staatsanwaltschaften in Auftrag gegebenen Altersbe-
stimmungsgutachten. 

Die Gesamtsituation der als Flüchtlinge geführten 
Gefangenen ist zudem geprägt durch erhebliche Sprach-
probleme sowie in den meisten Fällen durch eine unklare 
ausländerrechtliche Situation. Sprachprobleme belasten die 
Arbeit auf den Stationen in erheblichem Maße und damit 
einhergehend die Tatsache, dass sich die derzeitige Gefan-
genenklientel oftmals hinter Sprachschwierigkeiten ver-
steckt und mithin subkulturelle Verflechtungen für die Sta-
tionsbediensteten im Verborgenen bleiben. Für sämtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf den Stationen stellt 
sich die Arbeit mit der beschriebenen Gefangenenklientel 
jeden Tag als neue Herausforderung dar, der sie sich jeden 
Tag neu stellen müssen. 

Die Situation stellt sich auch insofern als große Heraus-
forderung dar, als die Untersuchungshaft in der JVA Rocken-
berg in Form des Wohngruppenvollzuges vollzogen wird. 
Die Arbeit mit den jungen ausländischen Untersuchungsge-
fangenen wird dabei zusätzlich erschwert, wenn bei der be-
schriebenen Gefangenenklientel in Einzelfällen psychische 
Belastungen bzw. psychiatrische Erkrankungen festgestellt 
werden. Hierfür steht die Anstalt zwischenzeitlich mit einem 
approbierten Psychotherapeuten mit arabischer Mutterspra-
che in Kontakt, der Erfahrungen in der Arbeit mit traumati-
sierten Menschen mitbringt.

Der Gesamtsituation begegnet die Anstalt insbesondere 
mit den nachfolgend beschriebenen Behandlungs- bzw. Be-
treuungsangeboten. Die JVA Rockenberg wird hierbei in Ge-

staltung, Umsetzung und Finanzierung durch das hessische 
Ministerium der Justiz sowie durch den hiesigen Gefange-
nen-Förderverein, Fliedner-Verein Rockenberg e.V., unter-
stützt.

Schulpflichtige Untersuchungsgefangene nehmen in der 
Anstalt am Unterricht in Anlehnung an die für öffentliche 
Schulen geltenden Vorschriften teil. Hierfür stehen sechs 
Plätze zur Verfügung, so dass schulpflichtige junge Untersu-
chungsgefangene eine schulische Förderung erfahren können.

Für junge ausländische Untersuchungsgefangene mit 
mangelnden oder keinen Deutschkenntnissen wird ein geson-
derter Schulkurs „Deutsch für Untersuchungsgefangene“ an-
geboten. Hierfür stehen 12 Plätze zur Verfügung, die in jeweils 
drei Gruppen zu vier Untersuchungsgefangenen eingeteilt 
sind. Dabei wird jeder Untersuchungsgefangene mit Hilfe ei-
nes Tests seinem Niveau entsprechend in die Gruppen einge-
teilt und erfährt dort individuelle Förderung. Jugendliche, die 
weder lesen noch schreiben können, erhalten durch eine exter-
ne Fachkraft einen Alphabetisierungskurs. Die Kurse werden 
durchgeführt von einem externen Bildungsinstitut. 

Von einem hauptamtlichen Tai Chi-Lehrer wird die Me-
thode Tai Chi im Alltag unterrichtet. Hierbei handelt es sich 
um eine an der westlichen Lebenswelt orientierte Erweite-
rung der chinesischen Bewegungskunst‚ Tai Chi Chuan, kurz: 
Tai Chi.  Tai Chi kann zugleich heilsame Bewegung, aktive 
Entspannung und spielerisch-kämpferische Auseinander-
setzung mit anderen sein. Die Suche nach Entspanntheit in 
jeder Bewegung, lenkt die Aufmerksamkeit auch nach innen 
auf Empfindungen und Impulse. In teils spielerischen, teils 
sehr herausfordernden körperlichen Übungen entstehen 
Grenzsituationen, die das Durchhaltevermögen stärken und 
innere Kraft (Resilienz) aufbauen. Das ist die Kraft, die die 
Teilnehmer dazu befähigt, in Konfliktsituationen Ruhe zu 
bewahren, sich gut zu fühlen im Nachgeben, bei Druck ent-
spannt oder im Gegenhalten freundlich zu bleiben. Tai Chi 
im Alltag hat zur Stärkung dieser Fähigkeiten ein vielseitiges 
Repertoire an Einzel-, Partner- und Gruppenübungen entwi-
ckelt. Der Kurs dauert 4-8 Wochen und wird für jeweils sechs 
Untersuchungsgefangene angeboten.

Praktische Förderung im handwerklichen Bereich findet 
im Rahmen der „Holzwerkstatt“ statt, wofür sechs Plätze zur 
Verfügung stehen. Für die Durchführung dieses Angebotes 
konnte ein pensionierter ehemaliger Bediensteter der JVA 
Rockenberg gewonnen werden, der sich dieser Aufgabe mit 
großem Engagement angenommen hat.

Durch Angebote im freizeitpädagogischen und sportli-
chen Bereich sollen die Jugendlichen animiert werden, ihren 
Neigungen und Interessen entsprechend die für jeden ein-
zelnen zur Verfügung stehende Freizeit positiv zu nutzen. 
Ziel dieser Angebote ist, das Selbstvertrauen und die sozia-
len Kompetenzen der Jugendlichen zu fördern. Individuell 
wollen wir auf die Bedürfnisse der Jugendlichen reagieren. 
Hierzu gehören Einzelaktivitäten und gemeinsame Aktio-
nen. In vielen kleinen Schritten soll dadurch eine lebensbe-
jahende Einstellung erzielt werden. Denn vieles wird auch 
in schwierigen Situationen heute und in späteren Lebens-
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abschnitten des Jugendlichen leichter, wenn eine positive 
Grundeinstellung zum Leben besteht. Zu den Angeboten im 
freizeitpädagogischen Bereich gehören verschiedene Sport-
projekte, Kooperationstraining, gemeinsames Mittagessen, 
AIDS- Aufklärung sowie Gruppenaussprachen.

Insbesondere die täglichen gemeinsamen Mittagessen 
in den Wohngruppen tragen dazu bei, dass Betreuungsteam 
und Jugendliche Sprachbarrieren schon über das gemeinsa-
me Thema Ernährung überwinden können und sich darüber 
hinaus über wichtige Themen des gemeinsamen Zusammen-
lebens verständigen, gegebenenfalls unter Hinzuziehung ei-
nes Dolmetschers. 

Mit Hilfe des zuständigen Behandlungsteams werden 
die jugendlichen Untersuchungsgefangenen ferner befähigt, 
selbständiges Handeln über das Erlernen lebenspraktischer 
Fertigkeiten einzuüben. Zu den lebenspraktischen Fertig-
keiten gehören u.a. das gemeinsame Kochen und Backen, 
angeleitetes Putzen oder auch handwerkliche Arbeiten,  wie 
z.B. Malen und Nähen. Weitere lebenspraktische Fertigkeiten 
erlernen die Jugendlichen durch die hier geltenden Regeln 
sowie das Zusammenleben mit den anderen Jugendlichen in 
der Wohngruppe.

Aufgrund der gestiegenen Anzahl nicht Deutsch spre-
chender Untersuchungsgefangener wurde die feste Einrich-
tung regelmäßiger Dolmetschertermine notwendig. Dies ist 
sowohl für Behandlungsfragen als auch für Sicherheitsbelan-
ge sehr wichtig. Nur so können Missverständnisse zwischen 
dem Behandlungsteam und den Jugendlichen minimiert, Ge-
spräche zur Konfliktbereinigung sinnvoll geführt und somit 
eine gute Zusammenarbeit erreicht werden. Viele Informatio-
nen über die Jugendlichen sind notwendig, um auch hier den 
Förderbedarf unter Berücksichtigung ihrer Persönlichkeit 
und ihrer Lebensverhältnisse zu ermitteln. Dolmetscher ver-
schiedener Sprachen kommen wöchentlich und bei Bedarf in 
die Anstalt, um mit den Untersuchungsgefangenen und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des multiprofessionellen 
Teams (insbesondere zuständiger Sozialdienst, psychologi-

scher Dienst, Stationsdienst) Gespräche zu übersetzen. 
In gemeinsamer Kooperation mit dem Hessischen Mi-

nisterium der Justiz, der Vollzugsanstalt und dem Flied-
ner-Verein wird zukünftig neben der Möglichkeit, individuell 
Dolmetscher zu beauftragen, Videodolmetschen als Pilotpro-
jekt eingerichtet.

Der Kontakt zur hiesigen Ausländerberatung ist beson-
ders wichtig, da oft nicht klar ist, über welchen ausländer-
rechtlichen Status nicht deutschsprachige Jugendliche ver-
fügen. Sie informiert u.a. bezüglich Abschiebemodalitäten, 
erläutert den Jugendlichen Schreiben der Ausländerbehörde 
und führt Asylberatung durch. Die externe Ausländerbera-
tung bietet darüber hinaus eine Informationsgruppe bezüg-
lich verschiedener Themenbereiche an und steht für jeden 
einzelnen ausländischen Jugendlichen für wichtige Fragen 
zur Verfügung.

Trotz der hohen Belastungen, denen die Bediensteten 
im Wohngruppenvollzug der Untersuchungshaft jeden Tag 
standhalten müssen, konnte in der Untersuchungshaft ins-
gesamt ein gutes vollzugliches Klima als Voraussetzung für 
gute behandlerische Arbeit geschaffen werden. Hierzu bei-
getragen hat nicht zuletzt die in der Abteilung vorhandene 
Teamstruktur. Die Bediensteten einer Wohngruppe bilden 
ein Team. In der wöchentlich stattfindenden Teamsitzung, 
unter Beteiligung des Abteilungs- und Bereichsleiters werden 
notwendige Informationen zusammengetragen, Teamvor-
schläge und Entscheidungen vorbereitet, der Förderbedarf 
der Jugendlichen festgestellt, Ergebnisse schriftlich fixiert 
und konkrete Maßnahmen eingeleitet. Denn gerade auch in 
der Untersuchungshaft  gilt es, einen Blick auf Fehlentwick-
lungen zu richten, die Jugendlichen – ganz gleich welcher Na-
tionalität und Herkunft – in der schwierigen Situation der In-
haftierung zu stützen und Orientierungshilfen zu geben, um 
aus eingefahrenen Verhaltensmustern heraus zu kommen.

Katja Fritsche

Die Welt zu Gast bei Freunden?
Flüchtlinge im Jugendvollzug

„Die Welt zu Gast bei Freunden“ ist ein Slogan, der uns aus ei-
nem anderen Zusammenhang bekannt ist. In den letzten Wo-
chen wurde in den Medien über die Vergrößerung der Anzahl 
der Teams der Fußball Weltmeisterschaft berichtet. Die Fuß-
ball Verantwortlichen entschieden sich dafür, ab 2026 dieses 
„Mehr“ zuzulassen, ganz im Gegensatz zu der von so manchem 
Politiker geforderten „Obergrenze“ für Einwanderer. 

Auch wenn die aus ihren Heimatländern in die EU und 
Deutschland Geflüchteten auf den ersten Blick nichts mit 
Fußball oder gar einer WM zu tun haben mögen, kommt mir 
dieser Slogan immer wieder in den Kopf, wenn ich die in der 
Jugendvollzugsanstalt Adelsheim und die Berichterstattung 
über Flüchtlinge im ganzen Land verfolge. Wir haben es mit 
sehr vielen verschiedenen Nationalitäten, Mentalitäten und 
Sprachen zu tun, wir haben faktisch einen Teil der Welt hier 

in unserem Land und in unseren JVAs. Sind sie unsere Gäste? 
Sind wir ihnen gegenüber freundlich? Oder gilt das allenfalls 
für Fußballer aus aller Welt? Mit diesen – bewusst etwas pro-
vokanten – Fragen möchte ich diese Thematik beleuchten. 

Analyse

Im vergangenen Jahr waren etwa 18% der Zugänge der JVA 
Adelsheim Flüchtlinge, davon kamen etwa zwei Drittel aus 
Staaten, in denen überwiegend Arabisch gesprochen wird. 
Jeder zweite junge Flüchtling kam aus den sogenannten 
Maghreb-Staaten. In der Untersuchungshaft betrug der An-
teil der Flüchtlinge sogar 50%. Etwa 90% der Flüchtlinge be-
fanden sich vor ihrem Zugang in den Jugendstrafvollzug in 
Untersuchungshaft. Abbildung 1 gibt einen Überblick über 
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die Herkunftsländer dieser jungen Männer bezogen auf den 
Zugangszeitraum Januar bis Oktober 2016.

Aus den vorgenannten, durch den kriminologischen 
Dienst der JVA Adelsheim erhobenen Zahlen ergibt sich je-
doch gerade nicht, dass die Geflüchteten überdurchschnitt-
lich häufig straffällig werden als andere Bevölkerungsgrup-
pen. Im Gegenteil: die durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
der Inhaftierten betrug 2016 (noch) elf Monate und ist ge-
genüber dem Vorjahr um einen Monat gesunken, was auch 
aus der im selben Zeitraum gesunkenen durchschnittlichen 
Höhe der verhängten Haftstrafen resultiert. Betrug diese 
2015 etwa 20 Monate, waren es 2016 im Durchschnitt noch 
etwa 18 Monate. 

Auffällig ist hierbei auch, dass die Geflüchteten überwie-
gend nicht wegen schweren Gewaltdelikten zu unbedingten 
Jugendstrafen verurteilt werden. Sie werden etwa fünf mal 
so häufig wegen BtM-Handel verurteilt als die anderen Ju-
gendstrafgefangenen und etwa doppelt so viele von ihnen 
wegen Diebstahl und Unterschlagung. Der Anteil der „Räu-
ber“ ist hingegen deutlich geringer (13% gegen fast dreimal 
so viele unter den anderen Jugendstrafgefangenen). Insge-
samt beträgt der Anteil an Gewaltdelinquenz bei den jungen 
Flüchtlingen etwa 40%, bei den anderen Jugendstrafgefange-
nen macht dieser Anteil bezogen auf die gesamte Delinquenz 
etwa 2/3 aus. Abbildung 2 zeigt die Deliktsverteilung dieser 
jungen Männer im Zeitraum Januar bis Oktober 2016.

Da die Identität der jungen Flüchtlinge häufig ebenso un-
geklärt ist wie ihr Alter, Werdegang und ihre Herkunft, und 
sie im Bundegebiet in der Regel keinerlei soziale oder sons-
tige Bindungen haben, ist die Anordnung und der Vollzug 
der Untersuchungshaft zur Sicherung des Ermittlungs- und 
Strafverfahrens auch bei Delikten der mittleren oder teils 
auch eher leichteren Kriminalität – de lege lata – in straf(ver-
fahrens)rechtlicher Hinsicht – auch nicht zu beanstanden. 
Die fehlenden Bindungen und drohende Fluchtgefahr dürfte 
eine nicht unerhebliche Rolle dabei spielen, dass von einer 
Strafaussetzung zur Bewährung abgesehen wird.

Abschiebungen spielen in diesem Kontext im Übrigen 
praktisch keine bedeutende Rolle. 2016 wurden aus der JVA 

Adelsheim heraus insgesamt zehn Inhaftierte abgeschoben, 
davon waren fünf aus den sogenannten Maghreb-Staaten.

Herausforderungen für den (Jugend-)Vollzug

Die Überwindung der Sprachbarrieren ist die offensichtlich 
größte Herausforderung. Wir haben glücklicherweise im 
Sommer 2015 einen marokkanischen Mitarbeiter gewinnen 
können, dessen Muttersprache Arabisch ist, der weiterhin 
perfekt französisch und sehr gut Deutsch spricht. Dieser 
Sprachmittler ist viel mehr als nur ein Dolmetscher. Be-
reits durch sein äußeres Erscheinungsbild und seine ruhige, 
freundliche Art gelingt es, Spannungen zu lösen, die in einem 
derartigen Zwangskontext regelmäßig entstehen und durch 
die Sprachbarrieren und völlig ungewohnte Umgebung noch 
verstärkt werden. Deeskalation geschieht sehr häufig allein 
durch seine Präsenz, durch den kurzfristig herzustellenden 
direkten Dialog von Mensch zu Mensch. Dennoch kann eine 
einzelne Person nicht zu jeder Zeit in jeder (Krisen-)Situation 
vor Ort sein, geschweige denn sämtliche Sprachen abdecken. 
Insoweit bedarf es weiterer Anstrengungen. Das Ministerium 
der Justiz und für Europa in Stuttgart hat im Januar 2017 
eine Arbeitsgruppe zur Überwindung von Sprachbarrieren 
installiert. In diesem Zusammenhang soll der Einsatz von 
Dolmetschern per Videotechnik in fünf Vollzugsanstalten 
des Landes Baden-Württemberg erprobt und nach der Pilo-
tierungsphase in allen Anstalten eingesetzt werden, wenn 
sich dieses Modell bewährt, wovon ich ausgehe. Denn diese 
Art der Sprachmittlung wird bereits in anderen (Bundes-) 
Ländern eingesetzt, die JVA Frankfurt I zum Beispiel berich-
tet über gute Erfahrungen hiermit.  

Die Verständigung mit den Flüchtlingen zu gewährleis-
ten ist nicht nur dafür unerlässlich, den Vollzugsalltag zu 
bewältigen, sondern auch dringend notwendig, um ihnen 
die wichtigsten Grundwerte unseres Zusammenlebens (in 
Freiheit wie im Gefängnis) zu vermitteln. Hierzu bieten wir 
sogenannte Migrationskurse an, die überwiegend durch 
den pädagogischen Dienst geleistet werden. Ferner wer-
den im berufsschulischen Bereich Pädagogen eingesetzt, 

die neben Deutsch als Fremdsprache 
auch fachübergreifende Kompeten-
zen lehren. Bei den allermeisten Ge-
flüchteten besteht schulischer und 
beruflicher Qualifizierungsbedarf. 
Diesen können wir angesichts der 
durchschnittlichen Aufenthaltsdau-
er der Gefangenen und angesichts 
der primär bestehenden Notwendig-
keit, einfachste Sprachkenntnisse 
zu vermitteln, in der Regel nicht de-
cken. Dennoch liegt uns daran, erste 
Schritte in dieser Richtung zu unter-
nehmen und auch die Inhaftierung 
der jungen Flüchtlinge ein Stück weit 
dem in  § 1  Justizvollzugsgesetzbuch 
IV Baden-Württemberg normierten 
Erziehungsgedanken zu widmen. 

Eine Bearbeitung oder gar Auf-
arbeitung der bei vielen inhaftierten 
Flüchtlingen vorhandenen Traumata 
oder psychischen Problematiken ist 
nicht nur aufgrund der Sprachbarrie-
ren, sondern auch angesichts der für 
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Abbildung 2

eine Behandlung nötigen Zeiträume praktisch kaum möglich. 
Es bleibt daher bei nicht seltenen Kriseninterventionen und 
lediglich oberflächlich erkennbaren Diagnosen psychischer 
Störungen oder Problematiken. Dennoch sind auch hier häu-
fig erste Schritte und Anfänge zu verzeichnen, an die nach 
der Entlassung angeknüpft werden kann. 

Befürchtungen und Realitäten

Mit den sozio-kulturell bedingten Herausforderungen, die 
sich nicht nur in den Essensgewohnheiten, der Religion und 
dem Schamgefühl zeigen, können wir dagegen zumindest 
insoweit ausreichend umgehen, als dass wir entsprechen-
de Kost, Betreuung durch verschiedene (auch muslimische) 
Seelsorger anbieten und mit individuellen vollzuglichen Ent-
scheidungen reagieren. Auch die medizinische Versorgung 
der Flüchtlinge, die in Haft häufig zum ersten Mal entspre-
chend behandelt werden, ist ein nicht zu vernachlässigender 
Aspekt. Die Betreuung durch weibliches (nicht nur medizi-
nisches) Personal wird nicht von allen Flüchtlingen ohne 
Vorbehalte angenommen. Jedoch gelingt dies im Ergebnis 
immer. Manchmal bedarf es eines Sprachmittlers und häu-
fig schlicht der Erfahrung, dass es in Deutschland üblich ist, 
dass auch Frauen entsprechende Positionen inne haben. 

Um den Erziehungsauftrag erfüllen zu können und je-
dem Inhaftierten eine Perspektive zu vermitteln, braucht es 
eine Vernetzung und Zusammenarbeit aller mit Flüchtlingen 
befassten Einrichtungen und Behörden. Hier machen wir 
die Erfahrung, dass dies nur selten gelingt, häufig jedoch 
ernüchternd und defizitär ist. In Einzelfällen, in denen sich 
zum Beispiel der Vormund oder Betreuer eines jungen In-
sassen persönlich einbringt, gelingt es, gewisse Perspektiven 
zu entwickeln. Die sehr lange Verfahrensdauer im auslän-
derrechtlichen Bereich, die mit derartigen Massenverfahren 
verbundene Anonymität und Überlastung vieler Behörden 
stellen andererseits häufig kräftezehrende Hürden dar. Eine 
Vernetzung mit Institutionen der Flüchtlingsbetreuung, 

bzw. ein Netzwerk im Bereich Übergangsmanagement wäre 
wünschenswert und mit Blick auf jedes einzelne menschliche 
Schicksal geboten. 

Die in der Öffentlichkeit teils dramatisch dargestellten 
Befürchtungen, dass sich junge (vor allem muslimische) 
Männer im Gefängnis radikalisieren, können für die JVA 
Adelsheim nicht bestätigt werden. Auch beobachten wir 
keine besonderen subkulturellen Aktivitäten unter diesen 
Gefangenen. Hingegen ist festzustellen, dass sie arbeitswil-
lig und häufig sehr fleißig sind. Sie erhalten kein Sondergeld 
und nur sehr selten Besuch von 
Angehörigen. Für sie stellt die 
Inhaftierung auch vor diesem 
Hintergrund eine besondere 
Belastung dar. Abgesehen da-
von, dass sie ihre Heimat mit 
Sicherheit nicht in der Erwar-
tung verlassen haben, in ihrem 
Zufluchtsland inhaftiert zu wer-
den und sie in der Ungewissheit 
leben, von dort abgeschoben zu 
werden. Die häufig fehlenden 
Perspektiven für die Zeit nach 
der Entlassung aus der Haft ma-
chen die Inhaftierung für diese 
jungen Menschen freilich noch 
schwerer. Nicht selten kommt es zu Selbstverletzungen und 
ernsthaften Suizidversuchen. Sie zeigen, wie verzweifelt und 
hilflos diese jungen Menschen häufig sind. 

Fazit

Ich bin davon überzeugt, dass diese Zuflucht suchenden 
Menschen zum allergrößten Teil lediglich auf Zeit hier sind 
und insofern „zu Gast“. Und ich bin ebenso davon überzeugt, 
dass wir ihnen grundsätzlich ohne Vorbehalte gegenüber tre-
ten und sie freundlich behandeln sollten, ohne sie unter Ge-
neralverdacht zu stellen. Denn eines ist klar: die meisten sind 
aus einer großen Verzweiflung heraus geflüchtet, und viele 

von ihnen sind traumatisiert. Ein respektvoller 
Umgang mit diesen Menschen ist, gerade auch im 
Gefängnis, eine Frage der Menschlichkeit und der 
Grundhaltung, die aus unserer freiheitlich demo-
kratischen Werteordnung erwächst. 

In der JVA Adelsheim, in der sich zweitweise 
bis zu 50 verschiedenen Nationalitäten aufhalten, 
gelingt es trotz begrenzter Ressourcen in einem 
erstaunlichen Maße, die Aufgaben zu bewältigen, 
die sich in diesem Zusammenhang stellen, und 
zwar Dank des unermüdlichen Einsatzes und En-
gagements der Mitarbeitenden aus den verschie-
denen Bereichen. Der uniformierte Dienst, die 
Werkmeister und Sozialarbeiter*innen, der medi-
zinische und pädagogische sowie der psychologi-
sche Dienst tun ihr Möglichstes. Ihnen gilt mein 
ganz besonderer Dank und meine Anerkennung. 
Der Umgang gerade mit den inhaftierten Flücht-
lingen braucht diese menschliche Zuwendung und 
– nicht zuletzt – das eine oder andere Fußballspiel, 
bei dem die jungen Männer ihre Talente zeigen 
und wir ihnen das Gefühl vermitteln, dass sie un-
sere Gäste sind.

Schwerpunkt

Katja Fritsche

Leiterin der JVA Adelsheim 

Baden-Württemberg
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Sonia Bahr, Demba Buaro, Ayten Guelacti, Mali Seidi, Maryla Wellhoener

Ausländerberatung im Justizvollzug

In den Hamburger Justizvollzugsanstalten werden schon seit 
vielen Jahren Ausländerberaterinnen und -berater beschäf-
tigt. Z.Zt. sind es sechs Personen, die folgende (Mutter- und 

Fremd-)Sprachen beherrschen: 
Arabisch, Polnisch, Englisch, 
Russisch, Türkisch, Französisch, 
Italienisch, Spanisch, Portugie-
sisch, Afrika-Sprachen: Mandin-
ka, Kreolsprache, Fula. Aufgrund 
eines Anstiegs in der Population 
der ausländischen Gefangenen 
und auch Veränderungen in den 
Herkunftsländern wird jetzt eine 
weitere Person mit Fremdspra-
chenkenntnissen aus dem osteu-
ropäischen Raum gesucht. 

Warum werden überhaupt 
Ausländerberaterinnen und -be-
rater in den Justizvollzugsan-
stalten beschäftigt? Auch wenn 
die Fremdsprachenkenntnisse 
von zentraler Bedeutung sind, so 
wäre es doch falsch, Ausländer-
beraterinnen und -berater nur 
als Sprachmittler, Übersetzer 
oder Dolmetscher zu bezeichnen 
oder einzusetzen. Diese Funkti-
on könnten auch Personen erfül-
len, die die Justizvollzugsanstalt 

einzelfallbezogen für ein Gespräch von außen beauftragen 
würde.

Sie sind Berater in zwei Richtungen. Sie beraten sowohl 
die ausländischen Inhaftierten als auch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der JVAen.

Die Ausländerberaterinnen und -berater sind als Be-
schäftigte der JVA in den Hafthäusern und Abteilungen vor 

Ort. Die ausländischen Inhaftierten lernen sie meist bereits 
beim Zugangsgespräch kennen. Da in einer JVA der „Flur-
funk“ immer gut funktioniert, spricht sich bei den Neuzu-
gängen sowieso schnell herum, dass es sie gibt. Zu beobach-
ten ist, dass Inhaftierte leicht Vertrauen zu ihnen fassen und 
sie häufig als „eine oder einen von uns“ ansehen. Das kann an 
den Sprachkenntnissen und auch am Aussehen liegen. Dank 
eines ersten  Kontakts in der Muttersprache können Schock 
und viel Stress abgebaut werden, besonders bei all denjeni-
gen, die zum ersten Mal im Gefängnis sind. Die Gespräche 
entspannen, bringen Erleichterung und Ruhe. Davon profi-
tieren auch andere Bedienstete.

Die Ausländerberaterinnen und -berater haben Kenntnis 
von der Situation, in der sich die Inhaftierten befinden, von 
den Unsicherheiten, die bei ihnen bestehen. Dadurch dass sie 
Teil der JVA sind, wissen sie auch um die vollzuglichen Abläu-
fe. Sie können den Inhaftierten daher sowohl Informationen 
zu vollzuglichen wie ausländerrechtlichen Aspekten geben. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Ausländerberaterin-
nen und -berater ist – wie ihre Bezeichnung schon sagt – die 
Beratung. Ihnen obliegt die eigenverantwortliche Beratung 
und Betreuung ausländischer Inhaftierter, insbesondere bei 
Behördenangelegenheiten. Dazu gehören auch der Kontakt 
und das Einholen von Auskünften bei Botschaften oder Kon-
sulaten und der Ausländerbehörde. Die Ausländerberaterin-
nen und -berater nehmen in der JVA an allen vollzuglichen 
Besprechungen wie Aufnahmegesprächen, Vollzugsplanun-
gen oder Disziplinarverhandlungen teil. Durch ihre Kennt-
nis der Person und des kulturellen Hintergrunds können sie 
dabei wichtige Aspekte einbringen. Sie stehen als Ansprech-
personen allen ausländischen Gefangenen zur Verfügung so-
wie auch deutschen Staatsbürgern, die sich nicht so gut auf 
Deutsch verständigen können. Durch ihren Einsatz in ver-
schiedenen Sprachen können viele Fragen schnell und unbü-
rokratisch beantwortet und viele Ängste genommen werden. 

Die Ausländerberaterinnen und -berater arbeiten eng 
mit der Anstaltsleitung, den 
Vollzugsabteilungsleitungen, 
dem Allgemeinen Vollzugs-
dienst, anderen Fachdiensten, 
insbesondere dem Psycholo-
gischen Dienst, der Drogen- 
und Schuldnerberatung und 
dem medizinischen Dienst 
zusammen. Sie sorgen für 
Kontaktaufnahmen und In-
formation der Angehörigen, 
wenn dies nicht ohne weiteres 
möglich ist.

Je nach Anstaltszustän-
digkeit (Untersuchungshaft, 
Strafhaft, Zentralkranken-
haus) variieren die Schwer-
punkte in der Tätigkeit. Von 
besonderer Bedeutung ist die 
Hilfeleistung der Ausländer-
beraterinnen und -berater bei 
Gesprächen mit Ärztinnen 
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und Ärzten im Zentralkrankenhaus und in der Ambulanz 
bei Arztvorstellungen. Sehr oft wirken sie auch bei Krisenin-
tervention mit. Die medizinischen Übersetzungen sind auf-
grund des  Schwierigkeitsgrads der Fachsprache besonders 
hervorzuheben. Das erfordert ein ständiges Weiterbilden 
und dauernde Ergänzung des medizinischen Fachwissens 
(besonders in weiteren Fremdsprachen).

Die Ausländerberaterinnen und -berater wirken  auch bei 
Passersatzbeschaffung mit und nehmen Kontakt mit Konsu-
laten auf, besorgen Lehrbücher, Wörterbücher, Gebetstep-
piche, Korane, etc. Sie sind Gesprächspartnerinnen und 
-partner der Geistlichen wie beispielsweise der russisch-or-
thodoxen Kirche und der muslimischen Moschee. Sie unter-
stützen die Organisation von religiösen Festen für muslimi-
sche oder russisch-orthodoxe Inhaftierte in den Anstalten. 

Wichtig ist die Vermittlung kultureller Besonderheiten 
für ein Verständnis bei den Vollzugsmitarbeiterinnen  und 
-mitarbeitern. Welche Rückschlüsse werden beispielsweise 
gezogen, wenn eine Inhaftierte oder ein Inhaftierter in ei-
nem Gespräch zu Boden blickt und keinen Blickkontakt zu 
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter hält? Ist dieser Person der 
Gesprächsinhalt unangenehm? Fühlt sie sich unsicher? Oder 

kommt diese Person aus einem Kulturkreis, in dem es sich 
nicht schickt, die andere Person anzusehen? Dies mag eine 
Kleinigkeit sein, aber wenn daraus eine Bewertung abgelei-
tet wird, ist sie bedeutsam. Auch hier können Ausländerbe-
raterinnen und -berater hilfreiche Informationen geben. Sie 
können dabei häufig aufgrund ihres eigenen Migrationshin-
tergrundes authentischer als andere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sein.

Neben der Einzelberatung beteiligen sich die Ausländer-
beraterinnen und -berater auch an Unterrichtskursen für aus-
ländische Inhaftierte wie beispielsweise einem Deutschorien-
tierungskurs für Untersuchungsgefangene oder einem Kurs 
Deutsch für Ausländer. Diese Kurse finden teilweise während 
der Arbeitszeit der Ausländerberaterinnen und -berater, teil-
weise auch als zusätzliche Maßnahme in der Freizeit statt. 

Das Aufgabenfeld einer Ausländerberaterin oder eines 
Ausländerberaters in einer Justizvollzugsanstalt ist sehr viel-
seitig. Ihre Tätigkeit ist sowohl für Inhaftierte als auch für die 
Mitarbeiterschaft von hohem Nutzen.

„Spiel des Jahres“ fördert Jugendstrafvollzug

Spiel des Jahres fördert im kommenden Jahr 2018 mit 
seinem Schwerpunkt jene Projekte, die Spiele und Spie-
leveranstaltungen in Jugendstrafanstalten anbieten. Wir 
möchten den engagierten Helfern unter die Arme greifen, 
die sich um andere kümmern und junge Straftäter nicht 
aufgeben.

Zahlreiche Ehrenamtliche engagieren sich für Straf-
gefangene in berufsbildenden Lerngruppen, sozialem 
Training und auch Freizeitaktivitäten. Dazu gehört auch 
das Gesellschaftsspiel. Es übt den konfliktfreien Umgang 
miteinander, schult strategisches Denken und bietet eine 
willkommene Abwechslung im tristen Gefängnisalltag. 

Die Spiel des Jahres-Kritikerjury vergibt seit 1979 die-
se Auszeichnung an analoge Gesellschaftsspiele. Ihr Ad-
ressat ist das breite Publikum, das sich erfahrungsgemäß 
im riesigen Angebot an alten und neuen Spielen kaum 
mehr zurecht findet und deshalb auf eine unabhängige 
und gleichzeitig kompetente Orientierungshilfe angewie-
sen ist. Dieses Publikum hat mittlerweile den Preis mit 
seinem kleinen, lorbeer bekränzten Spielkegel (Pöppel) als 
Erkennungszeichen in hohem Maß akzeptiert. Der Verein 
ist unabhängig und nicht profitorientiert.

Spiel des Jahres vergibt aber nicht nur Preise für her-
vorragende Spiele. Seit Jahren ist es uns auch ein Anlie-
gen, Institutionen und Aktivitäten zu unterstützen, die 
das Spiel als Kulturgut in Familie und Gesellschaft fördern.

Der Verein hat eine lange Tradition darin, spieleri-
schen Projekten oder Institutionen, die in Sachen Spiel 
unterwegs sind, mit finanziellen Mitteln unter die Arme 
zu greifen. Seit 2012 läuft die Förderung für vielfältige Pro-
jekte sehr erfolgreich. Ab 2016 gibt es hauptsächlich die 
Förderung bestimmter Schwerpunktbereich für ein Jahr.

Für das Jahr 2018 gilt eine Bewerbungsfrist bis zum 
30. November 2017. 

heinecke@spiel-des-jahres.com

www.spiel-des-jahres.com
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Barbara Glowe, Gabriele Holländer

Integrationsberatung für Gefangene mit Migrationshintergrund
Eine Erfolgsgeschichte

Seit mittlerweile fast 13 Jahren gibt es in der JVA Lübeck eine 
Integrationsberatung (Träger: Rechtsfürsorge e.V. Resohilfe, 
Lübeck) für Gefangene mit Migrationshintergrund. Die Zu-

sammenarbeit der JVA mit ei-
nem freien Träger begann bereits 
im Jahr 2004. Das Angebot rich-
tete sich zunächst an russisch 
sprechende Inhaftierte und wur-
de 2006 auf polnisch sprechende 
Inhaftierte ausgeweitet. 

Aufgabe der Beratung ist in 
erster Linie, Menschen in einer 
schwierigen Lebensphase zu-
mindest das Gefühl zusätzlicher 
Unsicherheit durch Sprach- und 
Verständigungsschwierigkeiten 
zu nehmen, sie in die Lage zu 
versetzen, sich im Vollzugsalltag 
besser zurechtzufinden, sie über 
ihre Pflichten und Rechte zu in-
formieren und sie bei der Wahr-
nehmung der ihnen zustehenden 
Kontaktmöglichkeiten zu un-
terstützen. Hinzu kommt, dass 
die Beraterinnen nicht direkt im 
Strafvollzug tätig sind, sie von 
außen kommen und es den In-
haftierten oft leichter fällt, sich 
zu öffnen und ihre Probleme zu 
schildern, gerade vor dem Hin-
tergrund der sprachlichen Barri-
eren.

Zwei Beraterinnen der Re-
so-Hilfe, jeweils Muttersprachlerinnen, kommen regelmäßig 
in die Justizvollzugsanstalt, um sowohl die Inhaftierten als 
auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der JVA zu un-
terstützen, aber auch als Bindeglied für die oft im Ausland 
lebenden Angehörigen der Gefangenen zu fungieren. Dies 
bedeutet nicht nur, sich sprachlich mit den Inhaftierten 
auseinanderzusetzen, sondern auch ein  Stück weit die Le-
benssituation der Männer und Frauen zu erfassen. Die An-
forderungen an die Beraterinnen sind somit durchaus hoch. 
In vielen Fällen sind die Beraterinnen für die Untersuchungs-  
und Strafgefangenen die einzig erreichbaren Ansprechpart-
ner, mit denen sie sich in ihrer Heimatsprache unterhalten 
können. Verwandte und Bekannte leben oft weit entfernt im 
Ausland und können gar nicht oder nur sehr selten zu Besuch 
kommen. Häufig können die Inhaftierten aufgrund ihrer 
sprachlichen Probleme nach ihrer Verhaftung nicht einmal 
Kontakt zu ihren Angehörigen herstellen. Hier können die 
Beraterinnen im engen Zusammenwirken mit der JVA ver-
mittelnd tätig werden. Zu Beginn der Haft erklären sie die 
Abläufe in einer JVA, übernehmen Dolmetscherfunktionen 
z.B. bei Zugangsgesprächen, bei der Vollzugsplanerstellung, 
bei vollzuglichen Fragen an die Vollzugsabteilungsleitungen, 
bei Gesprächen mit dem Psychologen oder Arzt. Sie wirken 

mit bei der Klärung der Wohnsituation, erläutern Schreiben 
von Behörden, Gerichten oder sozialen Leistungsträgern. Oft 
sind sie auch das Bindeglied zu den Angehörigen, z.B. um 
diese über die Inhaftierung zu informieren, Fragen nach Gel-
düberweisungen für Einkauf oder bei Ersatzfreiheitsstrafen 
zum Zweck der Auslösung zu klären oder die Besuchsrege-
lungen zu erläutern. 

Vordergründig sind es Probleme im Vollzug, bei denen die 
Beraterinnen sprachlich vermittelnd tätig werden, denn häu-
fig entstehen derartige Probleme dadurch, dass man sich nicht 
versteht und sich dem anderen auch nicht mitteilen kann. Es 
sind aber auch durch die Inhaftierung entstandene, ganz per-
sönliche Probleme, über die ein Inhaftierter reden möchte. Da 
ist es einfach wichtig, dass jemand da ist, der nur zuhört. Aus 
vollzuglicher Sicht ist die Arbeit der Beraterinnen von einem 
nicht zu unterschätzenden Stellenwert. Viele Fragen und Pro-
bleme können auf unkomplizierte Art und Weise geklärt wer-
den und es gibt weniger Missverständnisse, was sich auf den 
Alltag in einer JVA positiv auswirkt. Von großem Vorteil ist 
auch, dass die Beraterinnen die Mentalität und auch die Ge-
pflogenheiten des Heimatlandes des Inhaftierten kennen. Die 
Integrationsberatung ist eine wichtige Unterstützung und auf-
grund der guten Erfahrungen wird in der JVA Lübeck derzeit 
überlegt, das Angebot auf andere Sprachen, z.B. rumänisch, 
albanisch und arabisch auszuweiten.

Gabriele Holländer

Leiterin der Aufnahmeabtei-

lung Vollzugsabteilungsleiterin 

JVA Lübeck

gabriele.hollaender@jvahl.

landsh.de

Barbara Glowe

Integrationsberaterin und Dol-

metscherin, Resohilfe Lübeck

barbara.glowe@resohilfe- 

luebeck.de

Veranstaltungshinweis

Migration, Islam, Flucht, Delinquenz - Interkulturelle 
Kompetenz in der Straffälligenhilfe

11.-12.09.2017 in Köln

Immer, wenn es in Sozialer Arbeit um Menschen mit 
Migrationsgeschichte geht, werden Kompetenzen er-
forderlich, die eine wirkliche Beziehungsarbeit erst er-
möglichen: Inter- und transkulturelle Kompetenzen. Im 
Seminar werden die besonderen Belastungen, die im 
Migrationskontext entstehen, sowie die Besonderheiten 
interkultureller Begegnung aus psychologischer Pers-
pektive nachvollziehbar und in Übungen nachfühlbar ge-
macht. Die Sozialpsychologie der Aufnahmegesellschaft 
und die Analyse typischer Zugangsbarrieren bilden weite-
re Schwerpunkte.

Seminarleitung: Dr. Dietmar Czycholl

Anmeldung unter www.dbh-online.de
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Thomas Paulsen

Deutsch lernen in Schule & Werkstatt

In der Jugendanstalt (JA) Schleswig sind Straftäter im Alter 
von 14 bis 24 Jahren untergebracht, die eine Jugendstrafe 
verbüßen müssen. Diese Strafe ist ein Freiheitsentzug nach 
dem Jugendgerichtsgesetz, der in einer Jugendstrafanstalt 
vollzogen wird. Außerdem sind in Schleswig Untersuchungs-
häftlinge bis zum 21. Lebensjahr untergebracht. 

Die Jugendlichen sind in Gruppen von 11 bis 15 Gefange-
nen in einem Hafthaus im sogenannten Wohngruppenvoll-
zug untergebracht. Hier stehen Selbständigkeit und Eigen-
verantwortung im Mittelpunkt. 

In der Jugendanstalt werden die Gefangenen im Rah-
men von Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB) 
beschult. Den Jugendlichen werden Grundkenntnisse in den 
Berufsfeldern Holz, Metall, Malerei, Küche, Gebäudereini-
gung sowie Garten- und Landschaftsbau (in Kombination 
mit Maurerarbeiten) vermittelt und sie können erproben, 
welcher Bereich ihren Fähigkeiten und Interessen entspricht. 
Neben den praktischen Erfahrungen sollen geeignete Teil-
nehmer auch einen Schulabschluss erlangen können, da 
dieser den Zugang zum Dualen Ausbildungssystem erleich-
tert. Zudem werden die Teilnehmer, sofern sie dies möchten, 
durch die Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 
unterstützt, die sie im Bewerberverfahren und die erste Zeit 
in Arbeit und Ausbildung begleitet. Diese Unterstützung be-
ginnt noch während des Vollzuges und soll ca. 6 Monate dar-
über hinaus andauern.

Die Zielgruppe der BvB zeichnet sich durch eine beson-
dere Ausbildungs- und Arbeitsmarktferne aus. Hinzu kommt 
die Inhaftierung, die den Zugang zum Arbeits- und Ausbil-
dungsmarkt noch weiter erschwert, da gegenüber Haftent-
lassenen in der Regel bei den Arbeitgebern eine Vielzahl von 
Bedenken bestehen, die einer Einstellung entgegenstehen. 
Da eine Verbesserung des Bildungsstandes und die Beherr-
schung ausbildungs- und arbeitsweltrelevanter Schlüssel-
qualifikationen den Zugang zum Arbeitsmarkt grundsätzlich 
erleichtern, soll in der BvB die Berufsreife verbessert werden.

Die meisten Teilnehmer einer BvB-Maßnahme absolvie-
ren vor Einsatz in einem Werkbereich ein Einstiegsprakti-
kum im justizeigenen Betrieb Produktionsschule mit beglei-
tendem Profiling. In der Produktionsschule werden einfache 
Auftragsarbeiten für Unternehmen ausgeführt; zugleich 
dient die Produktionsschule als Praktikumsbetrieb für die 
anstaltseigenen Werkbetriebe. Neu inhaftierte Gefangene 
gehen zunächst einmal in die Produktionsschule, in der sie 
ungefähr vier Wochen verbleiben, bevor sie dann nach durch-
laufenem Profiling in den Werkbetrieben eingesetzt werden. 
Die ausländischen Gefangenen, die oftmals nur über unzurei-
chende Sprachkenntnisse verfügen und somit nicht am Fach-
unterricht der Werkbetriebe teilnehmen können, verbleiben 
oftmals länger in der Produktionsschule. In den letzten bei-
den Jahren war, analog zum Bundestrend, ein steigender An-
teil von ausländischen Gefangenen zu verzeichnen.

Dieser deutlich gestiegene Ausländeranteil lässt sich 
grob in zwei große Gruppen einteilen: zum einen in die Grup-
pe osteuropäischer Gefangener (Albanien, Bosnien-Herzego-
wina, Kroatien, Litauen und die Slowakei), zum anderen in 
die immer größer werdende Gruppe der nordafrikanischen 
Gefangenen aus Ländern wie Marokko, Syrien und Libyen. 

Jugendliche Gefangene verfügen zumeist über einen nur 
geringen Bildungsstand, was sich deutlich in der Tatsache wi-
derspiegelt, dass 66,5%, entsprechend 97 Teilnehmern, ohne 
Schulabschluss sind.

Die Gruppe der ausländischen Gefangenen jedoch weist 
niemanden mit einem Schulab-
schluss aus, sei es im Heimat-
land, sei es in Deutschland.

Speziell die Gruppe der 
Nordafrikaner ist gekennzeich-
net durch eine doppelseitige 
Halbsprachlichkeit, das heißt, 
sie haben niemals systematisch 
ihre Heimatsprache erlernt; die 
wenigen Brocken Deutsch, mit 
denen sie ihr Dasein bestreiten, 
haben sie auf der Straße erlernt.

Für genau diese Zielgruppe 
der 14- bis 24-jährigen Auslän-
der wurde ein Sprachkurs konzi-
piert, der den sprunghaft ange-
stiegenen Bedarfen Abhilfe verschaffen soll.

Die zumeist sich in Untersuchungshaft befindlichen 
Jugendlichen werden, wie bereits oben erwähnt, in der Pro-
duktionsschule eingesetzt, in der sie einfache handwerkli-
che Arbeiten verrichten, die zumeist selbsterklärend sind, 
sodass lediglich ein Minimum an deutscher Sprachbeherr-
schung notwendig ist. Gleichwohl befinden sich die auslän-
dischen Gefangenen in einer deutschen Sprachumgebung; 
die sprachliche Barriere wird daher zunehmend als Hemmnis 
empfunden. Aus dieser Notsituation heraus findet der ange-
botene anstaltseigene Sprachkurs eine hohe Akzeptanz. Zum 
einen werden für ausländische Jugendliche im Rahmen der 
Bildungsplan- und Aufnahmekonferenzen sprachliche Bil-
dungsangebote vorgeschlagen, zum anderen aber stellen die 
Jugendlichen frühzeitig aus eigenem Antrieb den Antrag, am 
Sprachkurs teilnehmen zu können. Auf Grund dieser Situati-
on ist es gelungen, alle vorhandenen Bedarfe in der Anstalt 
abdecken zu können.

Ursprünglich war die Zielsetzung, einen Vollzeit-Sprach-
kurs ins Leben zu rufen, um den sprachlichen Bedürfnissen 
der Gefangenen – nicht wenige sind „Null-Anfänger“ – ge-
recht zu werden. Auf Grund knapper zeitlicher und personel-
ler Ressourcen war dies aber nicht umsetzbar und man ent-
schied sich daher, einen Sprachkurs ins Leben zu rufen, der 
zwar werktäglich stattfindet, jedoch nur eine Doppelstunde 
pro Tag umfasst.

Der Sprachkurs orientiert sich in seinem Curriculum an 
den Vorgaben der Integrationskurse des BAMF, so dass die 
ausländischen Schüler nach einer gewissen Zeit befähigt sind, 
an den geltenden Prüfungen (Zertifikat Deutsch, Deutsch-
test für Zuwanderer) teilzunehmen. Diese Koppelung an be-
stehende Normen erscheint zwingend notwendig, wenn man 
nach der Haft einen möglichst hohen Grad der (sprachlichen) 
Integration erreichen will. 

Die Schüler erlernen im Kurs systematisch Wortschatz 
und grammatische Strukturen sowie typische Übungs- und 
Prüfungsformen, die später einmal im Rahmen der abzule-
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genden Prüfungen notwendig werden. Jeder der Kursteilneh-
mer erhält sein persönliches Lehr- und Arbeitsbuch, das nach 
Gebrauch in seinem Besitz verbleibt. Auf diese Weise wird 
erreicht, das teilweise sehr rudimentäre, auf der Straße an-
geeignete sprachliche Inselwissen der ausländischen Schüler 
zu systematisieren.

Anfangs schien der Kurs eine Notlösung zu sein; Unbe-
hagen herrschte darüber, dass nur wenig Unterrichtszeit pro 
Tag zur Verfügung gestellt werden konnte. Nach relativ kur-
zer Zeit jedoch stellte sich heraus, dass genau diese Situation 
des vermeintlichen Mangels ein Optimum für die jugendli-
chen Sprachlerner darstellt:

Bildungsferne Jugendliche sind oftmals nicht in der 
Lage, einen ganzen Schultag lang dem Unterricht zu folgen; 
nach bereits kurzer Zeit schalten sie ab. Insofern stellt die 
dargebotene Doppelstunde pro Tag keine Überforderung 
dar, sondern wird im Gegenteil als Bereicherung des sonst 
handwerklich geprägten Arbeitstages empfunden. Zugleich 
besteht eine enge Wechselwirkung zwischen der Arbeit im 
deutsch geprägten Umfeld und dem Sprachunterricht. So 
werden sprachliche Fragen des Alltags mit in den Unterricht 
gebracht und dort erörtert, seien es nun grammatische Erklä-
rungsbedürfnisse, Fragen des Wortschatzes oder aber For-
mulierungshilfen. Die Ausbilder hingegen äußern verstärkt, 
dass sie verblüfft sind, wie schnell ihre einstmals „wortlosen“ 
Arbeiter der deutschen Sprache mächtig werden und wie ge-
zielt sie auch im handwerklichen Alltag Fragen zur Sprach-
bewältigung stellen. Der vormals unsystematische Spracher-
werb der ausländischen Gefangenen wird somit nicht nur auf 
ein systematisches Fundament gestellt, sondern es wird ein 
Sprachbewusstsein geschaffen, das neue Herausforderungen 
zielgerichtet zu meistern sucht. Es ist daher gelungen, die 
ausländischen Jugendlichen schneller in die Werkbetriebe zu 
integrieren, da sie nun besser in der Lage sind, komplexere 
Arbeitsanweisungen zu verstehen und dem Fachunterricht 
folgen können.

Vergleicht man nun den sprachlichen Fortschritt dieses 
anfangs aus der Not geborenen Teilzeitkurses mit dem von 
Vollzeitkursen, so lässt sich kein Nachteil erkennen; im Ge-
genteil, es ist der Eindruck entstanden, als ob die Integration 
eines systematischen (Teilzeit-)Kurses in den allgemeinen 
Arbeitsprozess bessere Ergebnisse zustande bringt, als ein 
Vollzeitkurs, in dem die Teilnehmer weite Teile des Tages mit 
ebenfalls nicht-deutschsprachigen Gefangenen kommunizie-
ren. Sicherlich ist die sprachliche Not mitentscheidend, die 
sich den Teilnehmern jeden Tag offenbart und die für eine 
hohe intrinsische Motivation den Anlass bietet. Auch darf 
nicht unerwähnt bleiben, dass Jugendliche im Alter von 14 
bis 24 Jahren beste Voraussetzungen für das Erlernen einer 
neuen Sprache mit sich bringen. Mit steigendem Alter wird 
der Sprachlernprozess zunehmend erschwert. Die geringe 
Gruppengröße – der Kurs umfasst maximal fünf Teilnehmer 
– tut ein Übriges, um den Lernprozess zu intensivieren.

Das geplante Ziel, dass jeder Teilnehmer nach einem 
Jahr Verbleib im Sprachkurs am Deutsch-Test für Zuwande-
rer (DTZ) teilnehmen kann, ist somit realistisch. Die in Aus-
sicht gestellte Prüfung ist für die Sprachschüler ein erstre-
benswertes Ziel, da jedem Gefangenen, der in Deutschland 
verbleiben möchte, klar ist, dass ohne ein sprachliches Zerti-
fikat eine Integration in die deutsche Gesellschaft, respektive 
in den Arbeitsmarkt, aussichtlos erscheint. Dieses gleich zu 
Beginn des Kurses formulierte Ziel erscheint daher sinnvoll 
und erstrebenswert.

Das Weniger an Unterrichtsstunden wurde durch das 
Mehr an sprachlicher Verzahnung mit der deutschsprachigen 
Realität mehr als wettgemacht. Auch in diesem eng gesteck-
ten Rahmen eines systematischen Unterrichtes ist es mög-
lich, im gleichen Zeitraum eines Vollzeitkurses Sprachschüler 
zu einer Prüfung zu befähigen, die sie nach der Haft in die 
Lage versetzt, sich in den Arbeitsmarkt und in die Gesell-
schaft zu integrieren.

Schwerpunkt

Veranstaltungshinweis

Fachtagung (De-)Radikalisierung: Perspektiven und 
Strategien im Umgang mit radikalisierten, straffällig 
gewordenen Menschen in der Bewährungs- und Straf-
fälligenhilfe

09.-10.10.2017 in Berlin

In der Kriminalpolitik wird vermehrt auf eine zunehmen-
de Anzahl radikalisierter Menschen hingewiesen. Was be-
deutet dies für den Umgang mit straffällig gewordenen 
Personen, die sich in einem sozialen Prozess befinden, 
der zu einer extremen Polarisierung von Gefühlen, Über-
zeugungen und Verhaltensweisen führt, die mit der ge-
sellschaftlichen Norm inkonsistent sind? Wie lässt sich 
der Prozess der Radikalisierung erkennen? Welche Hand-
lungsstrategien und -Kompetenzen sind im Umgang mit 
radikalisierten, straffällig gewordenen Menschen erfor-
derlich? Diese und weitere Fragen sind Gegenstand der 
Fachtagung. Neben Fachvorträgen haben die Teilneh-
merinnen und Teilnehmern die Möglichkeit, sich in Ar-
beitsgruppen auszutauschen.

Anmeldung unter www.dbh-online.de

Umgang mit straffälligen/inhaftierten Schuldnern

13.-15.11.2017 in Köln 

Ein überdurchschnittlich hoher Anteil straffällig geworde-
ner Menschen weist eine Verschuldungsproblematik auf. 
Überschuldung stellt ein großes Wiedereingliederungs-
hemmnis dar. In diesem Seminar werden Grundkenntnis-
se der Schuldnerberatung vermittelt, um Klient*innen bei 
ihrer Wiedereingliederung zu helfen, die eigene Verschul-
dung zu erkennen, zu akzeptieren und eigenständig daran 
zu arbeiten. Es gilt, verschuldete Klienten zu befähigen, 
die belastende Situation durch die Aktivierung der eige-
nen Selbsthilfepotentiale zu verändern, damit sie zukünf-
tig in geordneten wirtschaftlichen, beruflichen und sozia-
len Verhältnissen ein Leben ohne Straffälligkeit gestalten 
können. 

Seminarleitung: Daniela Dahmen

Anmeldung unter www.dbh-online.de
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Mustafa Doymuș, Luay Radhan

Aufgaben und Arbeit der Islamwissenschaftler im Justizvollzug

Die Islamwissenschaftler in der Justiz erforschen die Gefah-
ren einer möglichen Radikalisierung von Gefangenen und 
entwickeln Konzepte und Lösungen, wie Gefangene musli-
mischen Glaubens noch besser in den Haftalltag und in die 
Gesellschaft integriert werden können. Dadurch kann einer 
Radikalisierung auch für die Zeit nach der Inhaftierung vor-
gebeugt werden.

Wie kann verhindert werden, dass Gefangene für radika-
le Ideen empfänglich werden? Wie werden die Werte unserer 
Gesellschaft überzeugend vermittelt? Der Kern der Arbeit 
der Islamwissenschaftler ist Präventionsarbeit. 

Vermeidung von Konflikten im Haftalltag – Respektvol-
ler gegenseitiger Umgang
Einige muslimische Gefangene stammen aus Herkunftsländern, 
in denen sie ein stark autoritäres Verhalten der Sicherheitskräf-
te gewohnt sind und negative Erfahrungen mit der Staatsmacht 
gemacht haben. Sie erfahren im Justizvollzug in NRW einen 
respektvollen Umgang, bei dem die Bediensteten die jeweilige 
kulturelle Herkunft und religiöse Prägung mitberücksichtigen. 
Andererseits müssen die Gefangenen die Regeln im Justizvoll-
zug selbstverständlich einhalten. Diskriminierendes Verhal-
ten jeglicher Art (z.B. Frauen gegenüber) wird nicht toleriert, 
und mit Drohungen oder Erpressungen erreichen sie ebenfalls 
nichts. Klare Regeln und respektvoller Umgang vermeiden nicht 
nur Konflikte und Missverständnisse, sondern schaffen auch 
Vertrauen und verschaffen Zugang zu den Gefangenen.

Wissensvermittlung an Bedienstete des Justizvollzugs
Damit die Bediensteten kulturelle oder religiöse Besonder-
heiten der jeweiligen Gefangenengruppe einschätzen kön-
nen, werden alle Bediensteten im Justizvollzug von den Is-
lamwissenschaftlern geschult:

 ¡ Was schreibt der Glauben Muslimen vor, und wo wird er 
nur als Mittel zum Zweck vorgeschoben?

 ¡ Welche Strömungen im Islam gibt es? Was sind extre-
mistische Auslegungen des Korans? 

 ¡ Was ist bei betenden Gefangenen oder der Haftraum-
kontrolle zu beachten?
Die Islamwissenschaftler haben seit Aufnahme ihrer Ar-

beit im Justizvollzug bereits knapp tausend Bedienstete ge-
schult. Die Bediensteten gewinnen Sicherheit und Erfahrung 
im Umgang mit muslimischen Gefangenen, was ihnen die 
tägliche Arbeit erleichtert.

Wertevermittlung: Aufklärung und gesellschaftspoliti-
sche Bildung
Viele muslimische Gefangene sind religiöse Analphabeten 
und wissen nicht, was Inhalt ihrer Religion ist. Den Gefange-
nen wird in Einzel- und Gruppenangeboten vermittelt, dass 
der Islam eine friedliche Religion ist und jede Form von Ge-
walt einen Irrweg darstellt.

Neben dieser religiösen Aufklärung werden die Werte 
von Demokratie und Rechtsstaat vermittelt und Vorurteile 
gegenüber anderen abgebaut. Gefangene lernen in Gruppen, 
sich mit anderen Gefangenen zu gesellschaftspolitischen Fra-
gen auszutauschen, sich eine Meinung zu bilden und Position 
zu beziehen. Andererseits geht es darum, die Ansichten und 

Werte anderer zu tolerieren. In den Gruppenangeboten, in 
denen auch Gefangene anderer Gefangenengruppen einbe-
zogen werden können, werden so Rede- und Meinungsfrei-
heit eingeübt, das Selbstvertrauen gestärkt und die Toleranz 
gegenüber anderen geschult.

Stärkung des ehrenamtlichen 
Engagements der muslimi-
schen Gemeinden im Justiz-
vollzug
Die Gefangenen wollen reden 
und brauchen einen Raum da-
für. Sie wollen ihre Geschichte 
mitteilen und andere an ihrem 
persönlichen Schicksal teilneh-
men lassen. Deshalb sind sie in 
der Haft für Präventionsarbeit 
erreichbar!

Neben den Gruppen- und 
Einzelangeboten von Bediens-
teten werden aus dem Kreis der 
jeweiligen muslimischen Gemeinde ehrenamtliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter gewonnen, die in einen Dialog mit 
den Gefangenen eintreten und ihnen ein Vorbild für eine ge-
lungene Integration in die Gesellschaft sind. Mit ihnen kön-
nen sich die Gefangenen über ihre persönliche Situation, aber 
auch zu religiösen Fragestellungen austauschen.

Religionsbetreuung für muslimische Gefangene
An dieser Stelle sollte deutlich betont werden, dass der Be-
reich der „Prävention“ zunächst einmal klar abgegrenzt wer-
den muss vom Bereich der „Religionsbetreuung/Seelsorge“. 
Selbst wenn vernünftige Religionsbetreuer*innen indirekt 
auch präventiv wirksam sind, gehört „Religionsbetreuung/
Seelsorge“ bekanntlich zur Religionsfreiheit, die ja auch im 
Justizvollzug gewährleistet wird (mit den üblichen vollzugli-
chen Einschränkungen).

In den muslimischen Gemeinschaften und bei den Mo-
scheevereinen Deutschlands wächst erst langsam das Be-
wusstsein, dass es mittlerweile einen Bedarf an speziell 
ausgebildeten muslimischen Gefängnisseelsorger*innen 
gibt, deren Ausbildung sich hierzulande erst gerade noch 
entwickelt und deren rechtliche Rahmenbedingungen sich 
erst noch entwickeln müssen. Daher bezeichnet der Begriff 
„Islamische Seelsorge“ das mittelfristige Ziel und nicht den 
Istzustand. 

Viele Gefangene haben ein Bedürfnis nach religiöser Un-
terweisung und nach einem Gesprächspartner, mit dem sie 
religiöse Fragen zu ihrer privaten Lebensführung in vertrau-
ten Gesprächen erörtern können. Die Islamwissenschaftler 
beraten über die mögliche Kontaktaufnahme mit Moschee-
vereinen und Migrantenselbstorganisationen. Sie werben für 
die Bedeutung der Religionsbetreuung für muslimische Ge-
fangene und beraten die Anstalten bei der Auswahl der mus-
limischen Religionsbetreuer*innen.

Mustafa Doymuș

Islamwissenschaftler an der 

Justizvollzugsanstalt Remscheid 
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jva-remscheid. nrw.de 

Dr. Luay Radhan
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Einschätzung des Radikalisierungspotentials von 
  Gefangenen
Gemeinsam mit den Justizvollzugsbediensteten und den 
Integrationsbeauftragten identifizieren die Islamwissen-
schaftler Gefangene, die Radikalisierungspotential haben. 
Das Augenmerk richtet sich hier vor allem auf jugendliche 
und heranwachsende Gefangene, so dass insbesondere die 
fünf Anstalten des Jugendstrafvollzugs in die Arbeit der Is-
lamwissenschaftler einbezogen werden. Letztere entwickeln 
– gemeinsam mit den Integrationsbeauftragten – Maßnah-
men, um jungen Gefangenen Orientierung zu geben und bei 
Radikalisierungsgefährdeten ein Nachdenken und Umden-
ken zu bewegen.

Damit die Bediensteten vor Ort eine qualifizierte Ein-
schätzung über einen Gefangenen abgeben können, werden 
sie von den Islamwissenschaftlern darin geschult, Radika-
lisierungstendenzen zu erkennen: Ist der Gefangene stabil 
oder orientierungslos? Ist er für radikale Lehren aufgeschlos-
sen bzw. sucht er die Nähe zu gefährlichen Strömungen? In 
Einzelfällen gehen die Islamwissenschaftler in die Anstalten 
und sprechen mit den Gefangenen, die ein auffälliges Islam-
verständnis zeigen. 

Umgang mit radikalisierten Gefangenen
Nur ein sehr kleiner Teil der Gefangenen kann als radikal ein-
gestuft werden. Sie befinden sich wegen (mutmaßlicher) ter-
roristischer Straftaten in Straf- oder Untersuchungshaft und 
werden nicht mit anderen Gefangenen zusammengelegt. Sie 
stehen unter ständiger Beobachtung der Bediensteten. Kon-
takte werden überwacht und die Freistunde getrennt von den 
anderen Gefangenen durchgeführt.

Für den Justizvollzug arbeiten die Islamwissenschaftler 
an einem eigenen Programm zur Deradikalisierung von Ex-
tremisten. Dazu zählen u.a. mit Psychologen abgestimmte, 
spezielle Behandlungsprogramme. Einige Extremisten sind 
als „Mitläufer“ einzustufen, die sich oft aus Orientierungs-
losigkeit dem IS oder anderen Terrororganisationen ange-
schlossen haben. Sie distanzieren sich im Justizvollzug häufig 
von ihren einstigen extremistischen Ansichten und können 
erfolgreich in Aussteigerprogramme vermittelt werden.

Allgemeine Beratung der Justizvollzugs bediensteten
Aufgrund ihrer sprachlichen Fähigkeiten können die Islam-
wissenschaftler die Justizvollzugsbediensteten darin unter-
stützen, bei Haftraumkontrollen aufgefallene (arabische, 
türkische oder kurdische) Texte einzuschätzen. Dazu gehö-
ren auch die Einschätzung von religiösen Texten (u.a. Ko-
ranübersetzungen) und Autoren, von (religiösen) Symbolen 
sowie Unterstützung bei der Einschätzung, ob das Verhalten 
eines aufgefallenen Gefangenen auf religiöse Einstellungen, 
kulturelle Prägung oder auf individuelle Persönlichkeit und 
Erfahrungen zurückzuführen ist.
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Peter Schulte 

Zwischen den Kulturen erfolgreich agieren
Vermittlung interkultureller Kompetenz in Niedersachsen

Das Thema „Radikalisierung“ rückt im Zusammenhang mit 
dem ISLAM oder dem Islamismus politisch zunehmend in den 
Vordergrund. Im Justizvollzug erkennen wir in Niedersachsen 
lediglich eine einstellige Anzahl von Inhaftierten, die wir als „ge-
fährlich“ oder gefährdend im Sinne von einer Rekrutierung von 
Mitinhaftierten einschätzen. Dennoch gilt es, sich mit dem The-
ma ISLAM und eine möglichen Radikalisierung in diesem Zu-
sammenhang auseinanderzusetzen, um einerseits auch bereits 
Einzelfällen begegnen zu können, negativen Tendenzen vorzu-
beugen und bei entstehenden Gefahren vorbereitet zu sein.

Im niedersächsischen Justizvollzug geschieht dies auf 
mehreren Ebenen:

 ¡ In der Ausbildung zur Justizvollzugsfachwirtin und zum 
Justizvollzugsfachwirt (früher: Allgemeiner Vollzugs-
dienst) werden die Anwärterinnen und Anwärter bereits 
sensibilisiert und geschult. 

Im Rahmen der Laufbahnausbildung des allgemei-
nen Justizvollzugsdienstes arbeitet das Bildungsinstitut 
des nds. Justizvollzuges eng mit der Präventionsstelle 
Politisch Motivierter Kriminalität (PPMK) des Landes-
kriminalamtes Niedersachsen zusammen.

Seit 2015 bietet das LKA eine ganztägige Blockveran-
staltung für alle Lehrgänge im letzten Abschnitt der theore-
tischen Ausbildung an. Ziel dieser Veranstaltung ist jeweils 
eine zielgerichtete Sensibilisierung für die Gefahren des 
politischen Extremismus jeglicher Couleur, um die Radika-
lisierungsprävention und -früherkennung zu optimieren.

Es kommen bei diesen Veranstaltungen jeweils Ex-
perten und Expertinnen der Präventionsstelle (PPMK) 
sowie externe Extremismus-Fachleute zu Wort.

Inhaltliche Schwerpunkte dieser Veranstaltungen 
sind die Darstellung der Gefährdungslagen im jeweiligen 
Phänomenbereich (Links-, Rechtsextremismus und dem 
Islamismus).

Darüber hinaus wird ein weiterer Schwerpunkt den 
praktischen Aspekten der Arbeit im Justizbereich gewid-
met, wie z.B. die strafrechtliche Bewertung rechtsextre-
mistischer Musik sowie Abzeichen und Symbolen.

Beim Thema Islamismus geht es auch um die ge-
schichtliche Entwicklung des Islamismus und Verbrei-
tungsentwicklungen des IS.

Daneben werden Informations- und Präventions-
materialien vorgestellt, die u.a. bei der täglichen Arbeit 

zur Bewertung von Sachverhalten weiterhelfen können.
Die Methodik der Referentinnen und Referenten 

ist so gewählt, dass es keine reine Vortragstätigkeit ist, 
sondern auch vollzugsprak-
tische Fragen der Auszubil-
denden aufgegriffen und 
thematisiert werden.

Aufbauend auf die-
se Blockveranstaltungen 
in der Ausbildung werden 
in verschiedenen Fortbil-
dungsveranstaltungen die 
Themen vertieft behandelt. 
(vgl. dazu weiterer Artikel 
in dieser Heftausgabe)

 ¡ Das Bildungsinstitut hat 
20 Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren ausgebildet, 
die in den Vollzugseinrich-
tungen Erfahrungen und  
Wissen über das erfolgreiche Arbeiten zwischen unter-
schiedlichen Kulturen weitergeben können. Hierfür ha-
ben sie vier Ausbildungsbausteine besucht:

 ¡ Ein kulturallgemeines Training, um eigene Werte 
und Normen bewusst zu machen, Unterschiedlich-
keiten zu anderen Kulturen herauszuarbeiten, Kom-
munikationsunterschiede zu erkennen. Darüber 
hinaus wurden Übungen zur Vertiefung und Praxis-
anbindung durchgeführt.

 ¡ Ein kulturspezifisches Training, das Kenntnissen 
über den islamischen Kulturkreis und Unterschied-
lichkeiten vermittelt.

 ¡ Ein methodisch-didaktisches Modul, in dem Übungen 
und Methoden erarbeitet wurden, interkulturelle Sen-
sibilität in den Vollzugseinrichtungen weiterzugeben.

 ¡ Ein vollzugsspezifischer Baustein, der die Problema-
tik aus Sicht des Verfassungsschutzes beleuchtet, die 
Schnittstellen von Vollzug zur Polizei und dem Verfas-
sungsschutz aufgezeigt und Möglichkeiten für einen 
Ausstieg aus einer Radikalisierung vorgestellt hat.

 ¡ Im Fortbildungsprogramm des niedersächsischen Jus-
tizvollzuges wird ein ähnliches Bausteinmodell für alle 
Bediensteten angeboten: 

Interkulturelle Kompetenz im niedersächsischen Justizvollzug

Modul 1 Modul 2 Modul 3

Kulturallgemeines Training

Ziel:
• Bewusstmachung eigener 

Werte und Normen
• Unterschiedlichkeiten
• Kommunikationsunter-

schiede
• Übungen zur Vertiefung und 

Praxisanbindung

Kulturspezifisches Training, 
Schwerpunkt: „Islam“

Ziel:
• Vermittlung von Kenntnis-

sen über den islamischen 
Kulturkreis

• Unterschiedlichkeiten
• Übungen zur Vertiefung und 

Praxisanbindung

Kulturspezifisches Training, 
Schwerpunkt: „Russland-

deutsche“

Ziel:
• Vermittlung von Kenntnis-

sen über den russischen 
Kulturkreis

• Unterschiedlichkeiten
• Übungen zur Vertiefung und 

Praxisanbindung

Vollzugsspezifische Beson-
derheiten im Umgang mit 

unterschiedlichen Kulturen

Ziel:
• Alltagssituationen analysieren
• Praktische Tipps: Wor-

auf bei Durchsuchungen, 
Schriftverkehr, Umgang 
usw. achten?

• Islamismus im Fokus von 
Polizei und Verfassungs-
schutz

• Aussteigerhilfe

Schwerpunkt

Peter Schulte

Psychologieoberrat am 

Bildungsinstitut des nds. 

Justizvollzuges  

peter.schulte@justiz. 

niedersachsen.de
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Sabine Hohmann-Fricke, Jörg-Martin Jehle 

Legalbewährung Strafentlassener
Ergebnisse aus der bundesweiten Legalbewährungsuntersuchung 

Fragestellung

Verurteilte Straftäter werden nicht deshalb in den Strafvoll-
zug geschickt, damit sie dort resozialisiert werden, vielmehr 
weil sie Straftaten begangen haben, die nach dem Schuld-
prinzip mit Freiheitsstrafe beantwortet werden, und weil 
man bei ihnen mit weiteren Straftaten rechnen muss, so dass 
eine Bewährungsaussetzung nicht in Frage kommt. Wenn 
sie aber eine Freiheitsstrafe verbüßen müssen, dann sieht 
sich der Strafvollzug vor das Ziel bzw. die Aufgabe gestellt, 
die Gefangenen zu befähigen, künftig ein Leben in sozialer 
Verantwortung (§  2  StVollZG sowie gleichlautende Landes-
vorschriften) zu führen.

Will man die Erreichung des Vollzugsziels der Resoziali-
sierung erfassen und misst dies an der Legalbewährung bzw. 
der Rückfälligkeit Strafentlassener, so lassen sich die Daten 
der bundesweiten Legalbewährungsuntersuchung heranzie-
hen. Zeigen sich hier Indizien dafür, dass der Strafvollzug 
sein spezialpräventives Ziel der Resozialisierung verfehlt? 
Der vorliegende Aufsatz1 zeichnet anhand einer speziellen 
Auswertung der für die bundesweite Legalbewährungsun-
tersuchung erhobenen Daten ein genaueres Bild, indem er 
Rückfälle nach dem Schweregrad differenziert und auf Rück-
falltaten abhebt, die zu einer Wiederkehr in den Strafvollzug 
führen, sowie gefährliche Rückfälle im Sinne neuer Gewalt- 
und Sexualdelikte betrachtet. Ferner werden die Entlasse-
nen nach der Dauer der Freiheitsstrafe differenziert und die 
etwas günstigeren Rückfallraten der länger Inhaftierten dis-
kutiert. Hierbei darf man plausibel vermuten, dass hier auch 
Maßnahmen des Vollzugs wirken, die vorzugsweise bei län-
ger Inhaftierten durchgeführt werden. 

Resozialisierungsauftrag und seine Hemmnisse

Das heutige Strafrecht zählt zu seinen wichtigsten Aufga-
ben, spezialpräventive Wirkungen zu erzielen, also drohende 
Straffälligkeit oder Rückfälligkeit zu verhindern.2 Mit dieser 
spezialpräventiven Aufgabe dient das Strafrecht zugleich der 
Sicherheit, dem Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten. 
Vorrang hat dabei die positive Spezialprävention, d.h. der 
verfassungsrechtlich zu beachtende Gedanke der Resoziali-
sierung bzw. der (Re)Integration in die Gesellschaft.

Legalbewährung in Freiheit hängt eng mit sozialer Integra-
tion zusammen. Dort wo soziale oder persönliche Defizite beste-
hen, welche die Betreffenden immer wieder in die Straffälligkeit 
führen, soll spezialpräventiv eingewirkt und betreuerische Hil-
festellung geleistet werden – mit dem Ziel, sie zu befähigen, aus 
freien Stücken in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straf-
taten zu führen. Soweit Freiheits- oder Jugendstrafe vollstreckt 
werden muss, kommt es darauf an, spezialpräventiv günstige 
Bedingungen für die spätere Entlassung zu schaffen. 

1 Es handelt sich um eine auf der Grundlage der neuesten Datenerhebung aktu-
alisierte, teils gekürzte, teils erweiterte Fassung des Aufsatzes: Jehle in: Koop/
Kappenberg, 2016, 70-89.

2 Statt vieler Roxin, Strafrecht, 2006, 64 ff.; vgl. auch Jehle, Rückfallforschung, 
2003, 289 ff.

Der Strafvollzug als Institution für die Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe bildet ein wesentliches Element der spezial-
präventiven Aufgabe des Strafrechts. Soweit es um die Zeit 
nach der Entlassung geht, fallen das Vollzugsziel der Reso-
zialisierung bzw. Legalbewährung und die Sicherheit für die 
Allgemeinheit in eines zusammen, wie schon das Bundesver-
fassungsgericht3 mehrfach festgestellt hat. Denn der Schutz 
der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten der Entlassenen ist 
nur dann gewährleistet, wenn sie in der Tat fähig (geworden) 
sind, in Freiheit ein Leben ohne Straftaten in sozialer Verant-
wortung zu führen.4

Freilich bestehen erhebliche Hemmnisse für die Errei-
chung des Vollzugsziels, denn der Vollzug kann sich seine 
Gefangenen nicht aussuchen. Nach vorherrschendem Straf-
verständnis bemessen die Gerichte die Strafe nach dem Maß 
der Schuld, das auch die Dauer der Freiheitsstrafe bestimmt, 
und nicht nach Resozialisierungsbedarf. So werden bei we-
niger schweren Straftaten kurze Freiheitsstrafen auch gegen 
Personen mit erheblichen persönlichen und sozialen Defizi-
ten verhängt, obwohl eine sinnvolle Einwirkung längere Zeit 
beanspruchen würde. Umgekehrt werden bisweilen lange 
Freiheitsstrafen gegen Personen ohne solche Defizite ausge-
sprochen, bei denen es also vorrangig darum gehen muss, im 
Sinne der Gegensteuerung (§ 3 Abs. 2 StVollzG) Haftschäden 
zu vermeiden.

Bei Freiheitsstrafen bis zwei Jahren entscheiden die 
Gerichte nach erwarteter Legalbewährung: Personen mit 
günstiger Prognose bleiben im Rahmen der Strafaussetzung 
zur Bewährung in Freiheit, solche mit schlechter Prognose 
kommen in den Vollzug. Systembedingt handelt es sich also 
hier um eine „negative Auslese“ in Bezug auf das Rückfall-
risiko. Dies zeitigt Folgen für die Zusammensetzung der 
Vollzugspopulation: gehäuft finden sich Personen mit Ver-
haltensstörungen, sozialen Belastungen, unvollständigen 
Berufsbiografien und mit Alkohol- oder Drogenproblemen 
sowie Migranten, die nicht oder unzureichend in unsere Ge-
sellschaft integriert sind.

Ein zweites Hemmnis besteht darin, dass der Vollzug 
für die interne Sicherheit und den externen Schutz der Allge-
meinheit sorgen muss. So ist das Gesetz des Bundes wie der 
Länder durchzogen von dem zu beachtenden Gesichtspunkt 
der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung der An-
stalt. Die damit notwendig werdenden einschränkenden 
Vorgaben bedeuten eine weitgehende Fremdbestimmung der 
Gefangenen, was in einem natürlichen Spannungsverhältnis 
zu dem Lernziel steht, die Gefangenen zu einem Leben in so-
zialer Verantwortung zu befähigen.

Am schärfsten erweist sich ein Zielkonflikt im Hinblick 
auf die Vollzugsaufgabe (in manchen Bundesländern auch 
als Vollzugsziel bezeichnet), die Allgemeinheit zu schützen. 
Nach dem Bundesstrafvollzugsgesetz war die Resozialisie-
rung vorrangig vor dem Schutz der Allgemeinheit, nach den 

3 Z.B. Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 01.07.1998, BVerfGE 98, 200; 
116, 85.

4 S. Jehle in Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, 2013, § 2 Rn. 12 ff., 21ff.
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meisten Landesgesetzen sind beide jedenfalls gleichrangig. 
Gleichwohl dominieren Sicherheit und Schutz der Allgemein-
heit das Vollzugsgeschehen. Dieser Vorrang zeigt sich bei den 
Lockerungen bereits in der gesetzlichen Ausformung. Locke-
rungen dürfen bei Missbrauchsgefahr nicht gewährt werden 
(§ 11 Abs. 2 StVollzG); im Hinblick auf Wiedereingliederung 
besteht dagegen Ermessen (§ 11 Abs.1).

Die Praxis neigt dazu, das in erster Linie zu verfolgende 
Vollzugsziel durch die in zweiter Linie zu beachtende Siche-
rungsaufgabe übermäßig einzuengen und zu behindern5 – 
mit der Konsequenz, dass trotz günstiger Verhältnisse, was 

5 S. Jehle in Schwind/ Böhm/Jehle/Laubenthal. 2013, § 2 Rn. 19,20 mit Beispielen. 

Lockerungsversagen angeht, die Zahlen für Lockerungen seit 
vielen Jahren weithin zurückgehen.6 Wenn der Satz zutrifft, 
dass Erziehung zur Freiheit in (totaler) Unfreiheit nicht 
funktionieren kann, wirkt sich die mangelnde Einübung in 
Freiheit (in Form von Lockerungen) ungünstig auf die Wie-
dereingliederung und Legalbewährung aus.

Nimmt man all diese Hemmnisse zusammen, so erschei-
nen die Voraussetzungen für das Erreichen des Vollzugsziels 
eher ungünstig, wie steht es aber in Wirklichkeit? Es stellt 
sich also die Frage, ob der Strafvollzug dieses Ziel der Spezi-
alprävention auch tatsächlich erreicht, ob er seinen rückfall-

verhindernden Zweck erfüllt.

Was ist der Erfolg des Strafvoll-
zugs und wie können wir ihn 
messen?

Zu einer wohlverstandenen Wiederein-
gliederung in die Gesellschaft gehört si-
cher mehr, als keine Straftaten mehr zu 
begehen. Inwieweit Strafentlassenen 
mittel- oder gar langfristig die Integra-
tion gelingt, ist schwer in einem umfas-
senden Sinn zu untersuchen. Deshalb 
sind solche prospektiven Studien, die 
die Probanden über viele Jahre wei-
terverfolgen, außerordentlich selten; 
dazu gehört die Fortuntersuchung der 
Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersu-
chung7. So wichtig derartige umfassen-
de Untersuchungen sind, so zulässig 
ist es gleichwohl, als wesentliches Kri-
terium auf die Legalbewährung, also 
ein Leben ohne Straftaten, im Sinne 
des Vollzugsziels abzustellen8. Natür-
lich sind auch hier einer Untersuchung 
Grenzen gesetzt. Es lässt sich nicht 
positiv feststellen, ob keine weiteren 
Straftaten (im Dunkelfeld) geschehen 
sind, vielmehr lässt sich nur mit Hil-
fe des Bundeszentralregisters negativ 
erfassen, dass der Betreffende wegen 
einer erneuten Straftat gerichtlich be-
langt worden ist.

Im öffentlichen Raum ist häufig 
von der hohen Rückfälligkeit Strafent-
lassener die Rede. Zumeist bezieht man 
sich auf Daten aus der Strafvollzugs-
statistik, woraus abzulesen ist, dass in 
der Tat rund 90% der Strafgefangenen 
Vorstrafen aufweisen. Diese Zahl darf 
freilich nicht verwundern, werden doch 
jedenfalls im Bereich der bis zu zwei-
jährigen Freiheitsstrafen zunächst nur 
Straffällige in den Vollzug geschickt, 
die keine günstige Prognose aufweisen, 
was insbesondere von der strafrechtli-

6 S. Dünkel/Pruin, Wandlungen im Strafvollzug, 
2015, 30 ff.

7 Stelly/Thomas, Kriminalität im Lebenslauf, 
2005; s. schon Göppinger, Der Täter in seinen 
sozialen Bezügen 1983.

8 Kritisch dazu Obergfell-Fuchs/Wulf, in Forum Strafvollzug, 2008, 231ff.

Abbildung 1: Entwicklung der Freiheitsstrafen ohne Bewährung nach Strafdauer 1993-2015 (seit 

2007 beziehen sich die Darstellungen der StVS auf das gesamte Bundesgebiet)

Quelle: Strafverfolgungsstatistik der jew. Jahrgänge, hrsg. vom Statistischen Bundesamt Wiesba-

den Fachserie 10, Reihe 3, Tabelle 3.1).

Abbildung 2: Entwicklung vollstreckter Freiheitsstrafen nach voraussichtlicher Strafdauer 1993 

- 2016 (Einschl. Jugendstrafe bei Verurteilten, die gemäß § 89b JGG aus dem Jugendstrafvollzug 

ausgenommen sind.)

Quelle: Strafvollzugsstatistik der jew. Jahrgänge, hrsg. vom Statistischen Bundesamt  

(Fachserie 10, Reihe 4.1, Tabelle 3), Stichtag 31.03.
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chen Vorbelastung abgeleitet wird. Mit dieser retrospektiven 
Sicht ist freilich nichts darüber ausgesagt, wie sich die Ge-
fangenen nach ihrer Entlassung verhalten werden. Für die 
Erfassung von Straftaten nach strafrechtlichen Sanktionen, 
insbesondere nach dem Strafvollzug, bieten die Statistiken, 
die ja nur den Querschnitt eines Jahres abbilden können, 
naturgemäß keine Daten. Dafür bedarf es eines anderen 
Ansatzes. Die einzige Datenquelle, die über personenbezoge 
Informationen zu Strafsanktionen im zeitlichen Verlauf ver-
fügt, bildet das Bundeszentralregister. Deshalb hat das Bun-
desjustizministerium eine bundesweite Untersuchung zur 
Legalbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen in Auftrag 
gegeben, die – nach einer Vorläuferuntersuchung9 – nunmehr 
von den Forschungsteams Hans-Jörg Albrecht, Freiburg, 
und Jörg Martin Jehle, Göttingen, zunächst in drei Wellen 
durchgeführt wurde. Diese Untersuchungswellen beziehen 
sich jeweils auf einen dreijährigen Rückfallzeitraum für die 
Bezugsjahre 2004-2007, 2007-2010 und 2010 bis 2013.10 Auf 
letztere bezieht sich die folgende Darstellung von Rückfall-
zahlen. Die Fortführung der Legalbewährungsuntersuchung 
in einer vierten Erhebungswelle wird nach Auslaufen der För-
derung durch das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz nunmehr mit Unterstützung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft betrieben; mit Ergebnissen ist Mit-
te 2019 zu rechnen. 

Mit dem Design der Legalbewährungsuntersuchung kön-
nen repräsentative Aussagen über die Legalbewährung bzw. 
Rückfälligkeit nach vollstreckten Freiheitsstrafen – etwa im 
Vergleich zu Bewährungsstrafen – getroffen werden; und es 
können Differenzierungen zum Beispiel nach dem Alter der 
Gefangenen oder nach dem zugrunde liegenden Delikt oder 
der strafrechtlichen Vorbelastung vorgenommen werden. 
Dagegen enthält das Bundeszentralregister keinerlei Anga-
ben über das, was innerhalb einer Vollzugsanstalt geschieht, 
zum Beispiel ob die Strafgefangenen in eine sozialtherapeu-
tische Einrichtung verlegt werden, ob sie sonstige Behand-
lungsmaßnahmen durchlaufen oder sich im geschlossenen 
oder offenen Vollzug befunden haben. Insofern erlaubt die 
Legalbewährungsuntersuchung, die sich ausschließlich auf 
Registerdaten stützt, nur einen relativ groben Blick auf die 
Resultate des Strafvollzugs und kann keine Grundlage für die 
Bewertung unterschiedlicher Vollzugsformen bzw. Behand-
lungsmethoden bieten.

Entwicklung der Freiheitsstrafen und der 
 Vollzugsinsassen

Der Strafvollzug kann seine Klientel nicht selbst bestimmen, 
vielmehr bekommt er sie durch die Strafzumessungspraxis 
der Gerichte zugewiesen, sei es, dass diese von vornherein 
unbedingte Freiheitsstrafen verhängen, sei es, dass sie eine 
ursprüngliche Aussetzung der Vollstreckung einer Freiheits-
strafe widerrufen. Auch die Dauer der Freiheitsstrafe ist ge-
richtlich bestimmt, zunächst durch die im Urteil festgelegte 
Straflänge und dann durch die richterliche Entscheidung über 
die Strafrestaussetzung. Daher lohnt es sich, einen Blick auf 
die richterliche Sanktionspraxis zu werfen. Dabei werden nur 
die unbedingten Freiheitsstrafen berücksichtigt, da der späte-
re Widerruf in der Strafverfolgungsstatistik nicht erfasst ist.

9 Jehle/Heinz/Sutterer., Legalbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen, 2003.
10 Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtlichen 

Sanktionen, 2016.

Betrachtet man die Anzahl der zu einer unbedingten Frei-
heitsstrafe verurteilten Personen (nach Strafverfolgungssta-
tistik), zeigt sich ein uneinheitlicher Verlauf. Zunächst sind 
deren Zahlen in den 1990er Jahren, wie die Verurteiltenzah-
len allgemein, angestiegen, und zwar in allen Dauergruppen 
(vgl. Abbildung 1).

Seit Ende der 1990er Jahre nimmt die Anzahl von Verur-
teilungen zu unbedingten Freiheitsstrafen ab. Dies gilt in be-
sonderem Maße für kurze Freiheitsstrafen bis einschließlich 
einem Jahr. Freiheitsstrafen von einem bis einschließlich zwei 
Jahren gehen tendenziell ebenfalls leicht zurück. Dagegen 
verbleiben die längeren Freiheitsstrafen zwischen zwei und 
fünf Jahren sowie über fünf Jahre zunächst auf dem Ende der 
1990er Jahre erreichten Niveau und gehen erst in den letzten 
Jahren wieder etwas zurück. Der leichte bis erhebliche Rück-
gang in den Dauergruppen der verhängten Freiheitsstrafen 
steht in Zusammenhang mit dem allgemeinen Rückgang der 
Verurteiltenzahlen;11 betrachtet man das relative Gewicht der 
Straflänge, zeigt sich allerdings, dass innerhalb der Freiheits-
strafen die kurzen Freiheitsstrafen (bis sechs Monate bzw. 
einem Jahr) erheblich zurückgehen und die Anteile längerer 
Dauergruppen sich verstärken.

Zieht man die Belegungszahlen der Strafvollzugsstatis-
tik heran und differenziert nach voraussichtlicher Strafdauer, 
so zeigt sich eine ähnliche Entwicklung (siehe Abbildung 2): 
Der in der Strafverfolgungsstatistik bis Ende der 90er Jahre 
festzustellende Anstieg von Verurteilungen zu Freiheitsstra-
fe wirkt im Vollzug noch Anfang der 2000er Jahre nach. Seit 
2003 bzw. 2008 ist aber in nahezu allen Dauergruppen  mit 
der Ausnahme der lebenslangen Freiheitsstrafen  ein leichter 
(Strafen bis einschließlich fünf Jahre) bis deutlicher (mehr 
als fünf bis einschließlich 15 Jahre) Rückgang der inhaftier-
ten Personen zu verzeichnen, so dass im Strafvollzug ins-
gesamt eine leichte Entspannung eingetreten ist. Auch zwi-
schen 2015 und 2016 zeigen sich noch keine Anzeichen für 
eine Trendwende.

Verglichen mit der Strafverfolgungsstatistik ist im Vollzug 
freilich das relative Gewicht der langen Freiheitsstrafen grö-
ßer, weil hier nicht der Input, sondern der Querschnitt gemes-
sen wird. Auch ist zu beachten, dass bei den Freiheitsstrafen 
bis zu zwei Jahren die Bewährungsprobanden hinzukommen, 
die nach einem Widerruf ihre Strafe verbüßen müssen. 

Allgemeiner Rückfall nach Entlassung aus dem 
Strafvollzug

Zur Evaluation der Rückfallraten nach Strafvollzug sollen hier 
die bereits erwähnten Daten der Legalbewährungsuntersu-
chung (Jehle et al., 2016) herangezogen werden. In dieser vom 
Bundesministerium der Justiz beauftragten Studie werden 
alle Personen erfasst, die im Zentralregister bzw. Erziehungs-
register eingetragen sind, wenn sie im Basisjahr 2010 entweder 
mit einer zur Bewährung ausgesetzten Jugend- oder Freiheits-
strafe, einer Geldstrafe, einer anderen jugendstrafrechtlichen 
Reaktion oder einer – isolierten – Maßregel sanktioniert oder 
nach einer freiheitsentziehenden Strafe oder Maßregel aus der 
Haft entlassen worden sind. Die so erfassten Personen werden 
individuell über einen Folgezeitraum von drei Jahren (hier bis 
Ende 2013) darauf überprüft, ob weitere Eintragungen wegen 
einer Freiheits-, Jugend- oder Geldstrafe, wegen sonstiger 

11 Vgl. Jehle, Strafrechtspflege in Deutschland, 2015, 31.
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Entscheidungen nach JGG und/oder wegen Maßregeln bzw. 
Nebenstrafen erfolgen. Insgesamt wurden Eintragungen zu 
939.251 Probanden in die Analyse des Basisjahrs 2010 einbe-
zogen. 

Für diesen Aufsatz werden nur die Rückfälle nach Frei-
heitsstrafen betrachtet. Um den ‚Erfolg‘ des Strafvollzugs zu 
messen, wird auf die Strafentlassenen abgestellt. Hierzu ge-
hören einerseits die aus dem Vollzug unbedingter Freiheits-
strafen Entlassenen und andererseits auch die Gefangenen, 
die nach Widerruf einer Aussetzung zur Bewährung im Be-

zugsjahr aus der Haft entlassen wurden.12 Die widerrufenen 
Bewährungsstrafen werden hier also mit den ebenfalls am 
Vollstreckungsende erfassten unbedingten Freiheitsstrafen 
zusammengenommen. Insgesamt werden 38.751 Personen 
aus dem Vollzug einer Freiheitsstrafe entlassen (36% nach 
Strafrestaussetzung und 64% nach Vollverbüßung), wobei in 
etwa jedem dritten Fall der Widerruf einer Strafaussetzung 
vorausgegangen ist (Abbildung 3). 

Von dieser Gesamtzahl werden im Folgenden – anders 
als im Gesamtbericht13  die nichtdeutschen Inhaftierten ab-

gezogen.14 Da nach dem Aufenthaltsgesetz (§ 53 
i.V.m. § 54) nichtdeutsche Straftäter, die zu einer 
Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt wurden, un-
ter bestimmten Umständen ausgewiesen werden 
müssen, ist insbesondere für die Untersuchung der 
Rückfälligkeit von aus dem Vollzug entlassenen Per-
sonen eine Konzentration auf deutsche Verurteilte 
sinnvoll.15 Denn wenn Nichtdeutsche sich nicht 
mehr in Deutschland aufhalten, werden mögliche 
neue Straftaten im Beobachtungszeitraum nicht 
im deutschen Bundeszentralregister erfasst, d.h. 
die Rückfallraten nichtdeutscher Personen werden 
unterschätzt.16 

Abbildung 4 zeigt die Häufigkeiten und die 
Sanktionsart der (schwersten) Wiederverurteilung 
für ausgesetzte, restausgesetzte und vollverbüßte 
Freiheitsstrafen bei deutschen Straftätern. Dabei 
wird der Übersicht halber die Sanktionsart der Fol-
geentscheidung in drei Großgruppen17 erfasst: Die 
erste Gruppe umfasst die sonstigen „ambulanten“ 
Folgeentscheidungen, also alle Sanktionen, die 
nicht eine Freiheitsstrafe betreffen, insbesondere 
Geldstrafen und Verwarnungen mit Strafvorbehalt. 
Es handelt sich hier – mit Ausnahme der wenigen 

12 Insgesamt werden für das Bezugsjahr 2010 
86.615 ursprünglich bedingte Freiheitsstrafen 
erfasst, davon 73.288 mit Entscheidungsdatum 
im Bezugsjahr. Die übrigen 13.327 Fälle sind 
Fälle, die nach widerrufener Strafaussetzung 
im Bezugsjahr entlassen worden sind, entweder 
mit Strafrestaussetzung (5.116 Fälle) oder nach 
Vollverbüßung (8.211 Fälle).

13 Vgl. Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Le-
galbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen, 
2016 (siehe FN 10).

14 Dagegen wird davon abgesehen, zwischen Män-
nern und Frauen zu differenzieren. Da Frauen 
nur rund 5% der Vollzugspopulation ausmachen, 
fallen sie statistisch nicht ins Gewicht, so dass 
Gesamtzahlen maßgeblich von den männlichen 
Gefangenen geprägt sind. 

15 Darüber hinaus kann nicht gewährleistet werden, 
dass alle aus dem Vollzug entlassenen und direkt 
abgeschobenen Nichtdeutschen in der Legalbe-
währungsuntersuchung erfasst werden können, 
da nicht ganz eindeutig geklärt ist, ob und wie 
die Meldung zum Bundeszentralregister in diesen 
Fällen erfolgt.

16 Von 38.751 Personen, die nach im Bezugsjahr 
2010 aus der Haft entlassen sind, sind 25% 
nichtdeutsch. Ihre Rückfallrate liegt mit 25% 
deutlich unter der deutscher Entlassener (52%). 

17 Im Bericht zur Legalbewährung (vgl. Jehle/Alb-
recht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung 
nach strafrechtlichen Sanktionen, 2016 40ff., 
siehe FN 10) werden die Entscheidungen gem. 
§§ 45,47 JGG separat erfasst. Da diese in der 
Folge von Freiheitsstrafen aber keine empirische 
Rolle mehr spielen, wird diese Kategorie hier 
nicht gesondert ausgewiesen.

Abbildung 3: In der Rückfalluntersuchung erfasste Fälle mit Freiheitsstrafen nach 

Art der Vollstreckung – Bezugsjahr 2010

Abbildung. 4: Rückfallrate bei Freiheitsstrafen mit und ohne Bewährung nach Dauergruppen – nur 

Deutsche; Bezugsjahr 2010
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isolierten Maßregeln – um durchweg nicht freiheitsentzie-
hende Sanktionen. Die beiden anderen Gruppen sind die zur 
Bewährung ausgesetzten und unbedingten Freiheitsstrafen.

Nach Strafaussetzung liegt die Rückfallrate bei 39%18 
und ist somit deutlich geringer als nach Strafrestaussetzung 
(48%19). Personen, die nach Vollverbüßung einer bis einschl. 
zweijähringen Strafe aus der Haft entlassen werden, weisen 
jedoch mit 62%20 eine wesentlich höhere Rückfallrate aus. Bei 
Personen, die nach einer mehr als zweijährigen Freiheitsstrafe 
entlassen werden, liegt die Rückfallrate nach Strafrestausset-

18 Von insgesamt 51.825 Personen mit Strafaussetzung nach einer Verurteilung 
zu einer bis einschl. 2jährigen Freiheitsstrafe im Bezugsjahr 2010 werden 
22.692 Personen rückfällig.

19 Von insgesamt 7.237 Personen mit Strafrestaussetzung nach einer Verurtei-
lung zu einer bis einschl. 2jährigen Freiheitsstrafe im Bezugsjahr 2010 werden 
3.501 Personen rückfällig.

20 Von insgesamt 14.708 Personen mit Vollverbüßung nach einer Verurteilung zu 
einer bis einschl. 2jährigen Freiheitsstrafe im Bezugsjahr 2010 werden 9.095 
Personen rückfällig.

zung sogar lediglich bei 29%21, nach Vollverbüßung bei 47%22. 
Doch nicht bei allen Rückfällen handelt es sich um schwere Ta-
ten. Ein wichtiger Indikator für die Schwere des Rückfalls ist 
sicher, ob der Betreffende (wieder) zu einer unbedingten Frei-
heitsstrafe verurteilt wird. Diese sogenannte Rückkehrrate ist 
erheblich niedriger als die allgemeine Rückfallrate: Selbst bei 
Vollverbüßern von weniger als zweijährigen Freiheitsstrafen 
kehrt nur knapp jeder Dritte – im gemessenen Dreijahreszeit-
raum – wieder in den Strafvollzug zurück.

Bei den Personen mit Strafrestaussetzung und Strafaus-
setzung ist eine Wiederverurteilung zu 
unbedingter Freiheitsstrafe sogar noch 
seltener (12% nach Strafaussetzung, 
18% bei Strafrestaussetzung nach bis 
zweijähriger Freiheitsstrafe und 11% 
bei Strafrestaussetzung von Freiheits-
strafe über zwei Jahre). 

Aus diesen Unterschieden lässt 
sich aber nicht ohne weiteres schließen, 
dass die erlebte Vollstreckung einen 
negativen Effekt auf die Legalbewäh-
rung hat. Vielmehr finden sich unter 
den Entlassenen gehäuft Tätertypen, 
die entweder aufgrund des vom Rich-
ter antizipierten Rückfallrisikos oder 
aufgrund eines – zumeist mit einer 
erneuten Tat einhergehenden – Wi-
derrufs der Strafaussetzung im Vollzug 
landen. Für die Frage, warum Strafaus-
setzungen und Strafrestaussetzungen 
erfolgreicher sind als Vollverbüßungen, 
spielt damit die Prognose der Richter 
eine entscheidende Rolle: Nur wessen 
Rückfallrisiko vom Richter günstig 
eingeschätzt wird, gelangt überhaupt 
zur Straf(rest)aussetzung. Es könnte 
aber auch so sein, dass Straf- und Straf-
restaussetzung mit Bewährungsaufla-
gen und Bewährungshelfer eine bessere 
Wiedereingliederungschance bieten als 
die Entlassung nach Vollverbüßung.23 

Gefährlicher Rückfall

Spezifischer ist die Frage zu stellen, wie 
es mit der Gefährlichkeit des Rückfalls 
im Sinne schwerer Wiederholungsdelik-
te bestellt ist. Wie häufig es zu gefährli-
chen Rückfällen, also zu Rückfällen mit 
(erneuten) Gewalt- oder Sexualdelikten 
kommt, lässt sich ebenfalls anhand des 
Datenmaterials der Rückfallstatistik 
untersuchen. Gefährlicher Rückfall ist 
hier definiert als neuerliche Verurtei-
lung wegen eines gefährlichen Delikts 
(Sexuelle Nötigung und Missbrauch; 

21 Von insgesamt 3.954 Personen mit Strafrestaussetzung nach einer Verurtei-
lung zu einer mehr als 2jährigen Freiheitsstrafe im Bezugsjahr 2010 werden 
1.144 rückfällig.

22 Von insgesamt 2.989 Personen mit Vollverbüßung nach einer Verurteilung 
zu einer mehr als 2jährigen Freiheitsstrafe im Bezugsjahr 2010 werden 1.395 
rückfällig.

23 Jehle/Weigelt, in Bewährungshilfe, 2004, 149.

Abbildung 5: Anteil gefährlicher und nichtgefährlicher Rückfälle bei Freiheitsstrafen mit und ohne 

Bewährung nach Dauergruppen – Bezugsjahr 2010

Abbildung 6: Art des Rückfalldelikts der Folgeentscheidung bei Strafentlassener nach drei, sechs 

und neun Jahren nach vollstreckter Freiheitsstrafe (Entlassungsjahrgang 2004) – nur Deutsche
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Mord und Totschlag, gefährliche und schwere Körperverlet-
zung, Raub und Erpressung). Wiederverurteilungen wegen 
derartiger Delikte sind generell selten (für alle Verurteilten 
unter 3%). Die Personen, die nach Vollverbüßung entlassen 
werden, sind in dieser Hinsicht etwas ‚gefährlicher‘. Unge-
fähr jeder 17. Vollverbüßer (knapp 6%) verübt im Rückfall-
zeitraum eine schwere Straftat (952 von 17.697 Personen). Bei 
Personen, die nach Strafrestaussetzung entlassen oder eine 
Strafaussetzung erhalten haben, ist dieser Anteil noch gerin-
ger (3%24). Wie für den allgemeinen Rückfall gilt auch für den 
gefährlichen Rückfall, dass das Risiko bei Strafen, deren Rest 
ausgesetzt wird, geringer ist als bei vollverbüßten.25 

24 374 von insgesamt 11.191 nach Strafrestaussetzungen erfassten Personen und 
1.516 von insgesamt 67.825 nach Strafaussetzung erfassten Personen weisen 
einen gefährlichen Rückfall auf.

25 Im Gegensatz zum allgemeinen Rückfall verändert sich das Risiko des gefährli-
chen Rückfalls jedoch kaum in Abhängigkeit von der Dauer der Strafe, vielmehr 
bleibt es durchweg vergleichsweise niedrig.

Rückfälligkeit nach drei, sechs und neun Jahren

Soweit hier zunächst ein dreijähriger Beobachtungszeitraum 
zugrunde gelegt worden ist, entspricht dies der Zeitspanne, die 
für viele Rückfalluntersuchungen, aber auch für Rückfallsta-
tistiken im Ausland verwendet wird. Der Dreijahreszeitraum 
ist aber auch deshalb sinnvoll, um sicher zu gehen, dass in der 
Zwischenzeit keine Tilgungen der Ausgangsentscheidung im 
Bundeszentralregister erfolgt sind.26 Das besondere Design 
der deutschen Legalbewährungsuntersuchung ermöglicht es 
indessen, längere Rückfallzeiträume zu beobachten, indem die 
verschiedenen Erhebungswellen miteinander verknüpft wer-
den. Infolgedessen kann hier – bezogen auf den Entlassungs-

jahrgang 2004 – ein neunjähriger Rück-
fallzeitraum überblickt werden.27 

Abbildung 6 zeigt, dass in der zwei-
ten und dritten Dreijahresperiode  also 
im vierten bis sechsten bzw. im siebten 
bis neunten Jahr nach Entlassung  die 
Rückfallraten noch einmal deutlich wach-
sen: So steigt der allgemeine Rückfall von 
rund 56% in den nächsten drei Jahren um 
13 Prozentpunkte auf rund 69% und in 
den folgenden drei Jahren sogar auf 73%; 
umgekehrt liegt der Anteil der nicht Wie-
derverurteilten nach Ablauf des neun-
jährigen Beobachtungszeitraums unter 
einem Drittel. Wie bereits betont, ist 
es aber entscheidender, auf die Wieder-
kehrrate abzustellen; diese liegt deutlich 
niedriger: Sie steigt von rund einem Vier-
tel (26%) um sieben Prozentpunkte auf 
zunächst 33% nach sechs und um weitere 
drei Prozentpunkte nach neun Jahren 
auf 36% an. Das heißt mit anderen Wor-
ten: Auch neun Jahre nach der Entlas-
sung bleibt der Großteil der ehemaligen 
Gefangenen in Freiheit; nur etwas mehr 
als jeder Dritte begeht eine so erhebliche 
Straftat, dass sie das Gericht mit einer 
unbedingten Freiheitsstrafe ahndet, und 
deshalb kehrt nur eine Minderheit in den 
Strafvollzug zurück.

Stellt man schließlich auf den gefähr-
lichen Rückfall, also auf Wiederverurtei-
lungen wegen Gewalt- oder Sexualdelikten 
(s.o. 6), ab, so sind davon auch nach neun 
Jahren insgesamt nur ca. 10% der entlas-
senen Inhaftierten betroffen. Im ersten 
Abschnitt des Beobachtungszeitraums 
(bis drei Jahre) liegt der Anteil gefährlicher 
Rückfälle bei 5% und steigt im zweiten und 
dritten Abschnitt jeweils um drei Prozent-
punkte auf 8% bzw. 11%. Gleichwohl hat 
sich dieses spezifische Risiko einer erneu-
ten gefährlichen Straftat  von einem sehr 
niedrigen Ausgangsniveau aus doch klar 
gesteigert, so dass sich der verlängerte Be-
obachtungszeitraum ‚lohnt‘.

26 Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtlichen 
Sanktionen, 2016, 169ff. (siehe FN 10).

27 Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtlichen 
Sanktionen, 2016, 169ff. (siehe FN 10).

Abbildung 7: Rückfallrate nach Strafrestaussetzung und Vollverbüßung nach Dauer der Freiheits-

strafe – Entlassungsjahrgang 2010

Abbildung 8: Zugrundeliegendes Delikt bei deutschen Entlassenen nach Dauer der Freiheitsstrafe 

– Bezugsjahr 2010
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Rückfallraten nach Dauer der Strafe, Deliktart, 
Alter und Vorstrafenbelastung

Rückfallraten nach Dauer der Strafe
Für die Frage nach der Dauer der Sanktion offenbart sich eine 
klare Beziehung: Je länger eine Freiheitsstrafe dauert28, desto 
niedriger ist die Rückfallrate, besonders dann, wenn es zur 
Restaussetzung kommt. Dies gilt nicht nur für die allgemeine 
Rückfallrate, sondern auch für das Risiko, erneut inhaftiert 
zu werden. Wie Abbildung 7 zeigt, sinken die Rückfallraten 
also mit der Dauer der Strafe. Deutlich wird aber auch, dass 
die Vollverbüßer in allen Dauergruppen die höchsten Rück-
fall- und vor allem auch Wiederinhaftierungsraten haben. 
Diese Unterschiede bzgl. der Rückfallraten nach Strafrestaus-
setzung und Vollverbüßung sind aber bei den kurzen Strafen 
geringer als bei den längeren. 

Bisher hat sich ein empirischer Zusammenhang zwi-
schen Länge der Freiheitsstrafe und Rückfallrate gezeigt. 
Dieser darf aber nicht kausal interpretiert werden – in dem 
Sinne, dass lange Freiheitsstrafen per se eine bessere Legal-
bewährung bewirken. Vielmehr unterscheiden sich Personen 
mit kurzen und langen Freiheitsstrafen deutlich; dies gilt vor 
allem für drei kriminologisch bedeutsame und messbare Fak-
toren, nämlich Deliktart, Alter und Vorstrafenbelastung.

Rückfallraten in Abhängigkeit vom Delikt
Für die Frage, warum Entlassene nach langen Freiheitsstra-
fen sich eher legal bewähren als Entlassene nach kürzeren 
Strafen, dürften unter anderem deliktsspezifische Aspekte 
relevant sein. Z.B. haben Mörder und Totschläger bereits 
deshalb schon eine geringere Rückfallwahrscheinlichkeit, 
weil es sich oft um Konflikttaten bzw. situationsbezogene 
Delikte handelt. Da für die unterschiedlichen Delikte darü-
ber hinaus unterschiedliche Strafrahmen vorgesehen sind ist 
zu erwarten, dass Delikte mit hoher und niedriger Rückfall-
wahrscheinlichkeit in den einzelnen Dauergruppen unter-
schiedlich häufig vertreten sind.

Ganz allgemein ergeben sich je nach zugrunde liegendem 
Delikt recht unterschiedlich hohe Rückfallraten.29 Um diesen 
Einfluss zu überprüfen, werden im Folgenden die einzelnen 
Delikte drei Gruppen zugeordnet: Delikte mit hoher, mittle-
rer oder niedriger Rückfallrate. Für die Abbildung 5 wurden 
die Deliktgruppen bei deutschen Verurteilten/Entlassenen 
im Bezugsjahrgang 2010 ihrer empirischen Rückfallrate ent-
sprechend in die Kategorien Delikte mit niedrigen Rückfall-
raten (Verkehrsdelikte mit oder ohne Alkoholeinfluss, Mord 
und Totschlag, sexuelle Nötigung und sexueller Missbrauch 
sowie Betrug), Delikte mit mittleren Rückfallraten (Fahren 
ohne Fahrerlaubnis, sonstige Delikte, einfache Körperverlet-
zung und einfacher Diebstahl) sowie Delikte mit hohen Rück-
fallraten (gefährliche Körperverletzung, Raub und Erpres-
sung sowie besonders schwerer und qualifizierter Diebstahl 
und Delikte gegen das BtmG) zusammengefasst.

Ein Vergleich des Anteils von Delikten mit niedriger, mitt-
lerer und hoher Rückfallrate in den einzelnen Dauergruppen 
zeigt, dass der Anteil von Delikten mit niedrigeren Rückfall-

28 Da die tatsächliche Dauer einer Freiheitsentziehung anhand der Bundeszen-
tralregisterdaten nicht ermittelt werden kann – Informationen zum Inhaftie-
rungsdatum, zur Dauer der angerechneten Untersuchungshaft und z.T. auch 
zum tatsächlichen Entlassungsdatum (Strafrestaussetzung) fehlen – wird hier 
an die im Urteil festgelegte Haftdauer angeknüpft.

29 Vgl. Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtli-
chen Sanktionen, 2016, 89 (siehe FN 10).

raten mit zunehmender Dauer steigt (Abb. 8): bei Freiheits-
strafen bis zu zwei Jahren machen diese Delikte nur 15%, bei 
solchen zwischen zwei und fünf Jahren schon 22% und bei 
Freiheitsstrafen über fünf Jahren 40% aus. Umgekehrt ist der 
Anteil von Delikten mit mittleren und hohen Rückfallraten bei 
Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren deutlich höher als bei län-
geren Freiheitsstrafen. Schon aus diesem Grund ist eine höhe-
re Rückfallrate bei kürzeren Freiheitsstrafen zu erwarten.

Rückfallraten in Abhängigkeit vom Alter
Einen weiteren wichtigen Einflussfaktor bildet das Alter der 
entlassenen Täter. Dass die Wahrscheinlichkeit, straffällig zu 
werden, generell mit steigendem Alter abnimmt, gilt auch 
für die Rückfälligkeit.30 Die Rückfallraten unterscheiden sich 
in den verschiedenen Altersgruppen deutlich: Die höchste 
Rückfallrate erreichen die 21-24jährigen Entlassenen. In den 
folgenden Altersgruppen nehmen die Rückfallraten kontinu-
ierlich ab.

Das Alter bei der Entlassung ist natürlich nicht ganz un-
abhängig von der Dauer einer Freiheitsstrafe. So variiert der 
Anteil jüngerer und älterer Personen in den einzelnen Dauer-
gruppen deutlich. Für Abbildung 7 wurden die Altersgruppen 
stärker zusammengefasst in die Kategorien 18- bis 29jährige, 
30- bis 44jährige und Personen, die über 44 Jahre alt sind. Der 
Vergleich der Dauergruppen zeigt, dass mit zunehmender 
Dauer der Anteil junger Entlassener (18-29 Jahre) kontinuier-
lich abnimmt, während der Anteil von Personen über 44 Jahre 
ansteigt. Es ist also zu erwarten, dass die Rückfallraten in den 
kurzen Dauergruppen, in denen vermehrt rückfallgefährdete 
junge Täter vertreten sind, höher sind (Abbildung 9).

Rückfallraten in Abhängigkeit von der strafrechtlichen 
Vorbelastung
Besonders bedeutsam für die Rückfälligkeit ist die Be-
rücksichtigung der strafrechtlichen Vorgeschichte. Täter, 
die bereits verurteilt wurden, haben generell eine höhere 
Rückfallrate als Täter, die noch keine Eintragung aufwei-
sen.31 Dabei lässt sich weiter differenzieren nach der Art der 
schwersten Voreintragung: Je schwerer die bisher erlebte 
Sanktion, desto höher liegt auch die Rückfallrate für die Be-
zugsentscheidung.

30 Vgl. Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtli-
chen Sanktionen, 2016, 45 (siehe FN 10).

31 Jehle/Albrecht/Hohmann-Fricke/Tetal, Legalbewährung nach strafrechtlichen 
Sanktionen, 2016, 82 (siehe FN 10).

Tabelle 1 Ergebnisse der logistischen Regression

Nagelkerkes R2 0,162

Konstante  0,018

Dauer der 
Freiheits-
strafe

bis einschl. 2 Jahre 2,461

mehr als 2 bis einschl. 5 Jahre 1,474

mehr als 5 Jahre Referenzkategorie

Delikte mit 
diff. Rück-
fallrate

niedrige Rückfallrate Referenzkategorie

mittelschwere Rückfallrate 1,449

hohe Rückfallrate 1,492

Alter bei 
Entlassung

18-29 Jahre 2,448

30-44 Jahre 1,677

>=45 Jahre Referenzkategorie

Art der 
schwersten 
Vorstrafe

keine Referenzkategorie

Ambulante Sanktion o. 
bedingte Freiheitsstrafe

2,796

unbedingte Freiheitsstrafe 5,619
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Abbildung 10 zeigt, dass der Anteil von Personen, die 
eine Voreintragung mit einer unbedingten oder bedingten 
Freiheits- oder Jugendstrafe aufweisen, in der Gruppe der 
bis einschließlich zweijährigen Freiheitsstrafen etwas höher 
ist als in den übrigen Dauergruppen. Entsprechend nimmt 
der Anteil von nicht vorbestraften Personen mit steigender 
Dauer der Bezugssanktion deutlich zu. So sind 24% der Ent-
lassenen nach einer über fünfjährigen Freiheitsstrafe nicht 
vorbestraft. In der Gruppe der bis einschließlich zweijährigen 
Strafen trifft dies nur auf 3% der Entlassenen zu. Es ist also 
auch hier zu erwarten, dass die Rückfallraten bei kürzeren 
Freiheitsstrafen erhöht sind.

Was beeinflusst die Rückfallrate von Strafent-
lassenen?

Die vorliegende Studie beruht auf Bundeszentralregisterda-
ten, die keinerlei Angaben zur Art und Durchführung des 
Strafvollzugs enthalten. Daher kann nicht untersucht wer-
den, ob Sozialtherapie, offener Vollzug oder bestimmte Be-

handlungsmaßnahmen eine günstigere Legalbewährung der 
Strafentlassenen nach sich ziehen. Das einzige Kriterium, 
das sich auf den Strafvollzug selbst bezieht, ist die Dauer der 
Strafverbüßung.

Hier konnte in einem ersten Schritt festgestellt werden, 
dass Strafdauer und Rückfälligkeit miteinander korrelieren, 
d.h. dass Entlassene nach langen Freiheitsstrafen ein gerin-
geres Rückfallrisiko haben als solche nach kurzen Freiheits-
strafen. In einem zweiten Schritt wurde dargelegt, dass die 
bedeutsamen Einflussfaktoren für die Rückfälligkeit, näm-
lich Alter, Delikt und Vorstrafenbelastung, je nach Strafdauer 
unterschiedlich verteilt sind. Deshalb stellt sich die Frage, ob 
der Effekt der Strafdauer noch erhalten bleibt, wenn man die 
Einflüsse der genannten Faktoren ‚herausrechnet‘, oder ob 
die ungleiche Verteilung der weiteren Einflussfaktoren die 
günstigere Rückfallrate nach längeren Freiheitsstrafen voll-
ständig erklären kann.

Um zu prüfen, inwiefern sich unter Berücksichtigung der 
o.g. Einflussfaktoren tatsächlich auch der Einfluss der Straf-
dauer auf das Rückfallrisiko zeigen lässt, wird eine logistische 

Regression durchgeführt. In einem ers-
ten Modell wird zunächst lediglich der 
Zusammenhang zwischen dem Risiko, 
rückfällig zu werden, und der Dauer der 
verbüßten Freiheitsstrafe untersucht. 
Als rückfällig werden hier alle Personen 
betrachtet, die aufgrund einer erneuten 
Straftat nach dem Eintritt in den Risi-
kozeitraum einen weiteren Eintrag ins 
Bundeszentral- oder Erziehungsregister 
erhalten. Es wird nicht mehr differen-
ziert, um welche Art von Folgeentschei-
dung oder -delikt es sich hierbei han-
delt. Wie die Ergebnisse zeigen, sind die 
Chancen, einen Rückfall zu begehen, bei 
Personen mit kurzen Freiheitsstrafen 
gegenüber Personen mit über fünfjäh-
rigen Freiheitsstrafen deutlich (um 284 
bzw. 82%) erhöht. Die Dauer der Strafe 
alleine ist aber kein ausreichendes Kri-
terium, um die unterschiedlichen Werte 
für Rückfälligkeit zu erklären, denn die 
Devianzreduktion des Modells beträgt 
lediglich 5%.

In einem zweiten Modell werden 
das Delikt, die Art der schwersten Vor-
entscheidung und das Alter bei Entlas-
sung zusätzlich in das Modell einbezo-
gen. 

Dieses Modell erreicht durch die 
Einführung weiterer erklärender Merk-
male eine deutlich bessere Modellanpas-
sung (der Erklärungsgehalt des Modells 
liegt bei 15%). Erwartungsgemäß zeigt 
sich, dass zugrunde liegende Delikte mit 
hoher Rückfallrate und das Vorliegen 
freiheitsentziehender Vorstrafen einen 
negativen Einfluss auf die Chancen für 
einen Rückfall haben und dass das hö-
here Alter einen positiven Einfluss hat. 
Der messbare Einfluss der Dauer der 
Freiheitsstrafe verringert sich durch die 
Einführung der zusätzlichen Merkmale 

Abbildung 9: Alter bei Entlassung nach Dauer der Freiheitsstrafe

Abbildung 10: Art der schwersten Vorentscheidung bei Entlassenen nach Dauer der Freiheitsstrafe
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deutlich, bleibt aber signifikant.32 Es wird also nur ein gewis-
ser Teil des deutlichen Rückgangs der Rückfallraten bei lan-
gen Freiheitsstrafen (vgl. Abb. 6) durch die unterschiedliche 
Verteilung rückfallrelevanter Merkmale wie Alter, kriminelle 
Vorgeschichte und Delikt in den unterschiedlichen Dauer-
gruppen erklärt; auch die Dauer der Strafe selbst erweist sich 
als bedeutsamer Einflussfaktor.

Mehr ist mit den verfügbaren Daten nicht aufzuklären. 
Indessen lassen sich die Ergebnisse durchaus plausibel deu-
ten. Während es bei kürzeren Freiheitsstrafen, insbesondere 

solchen unter einem Jahr, kaum 
gelingt, schulische Ausbildung 
nachzuholen, geschweige denn 
eine Berufsausbildung abzu-
schließen, können längere Haft-
aufenthalte dafür genutzt wer-
den; daneben kommen dort auch 
zeitintensivere behandlerische 
Programme und insbesondere 
eine Verlegung in die Sozialthe-
rapie in Betracht.

Fazit

Entlassene Gefangene werden zu 
einem deutlich höheren Anteil 
wieder verurteilt als Verurteil-
te mit einer Bewährungsstrafe, 
wobei die Entlassenen mit Straf-
restaussetzung besser abschnei-
den als Vollverbüßer. Damit 
bestätigt sich letztlich die mit 
Bewährungsentscheidungen ver-
knüpfte richterliche Prognose. 

Insgesamt schneidet der 
Vollzug besser ab, als man ihm 
in der Öffentlichkeit gemeinhin 
zutraut. Zwar ist die Rückfallrate 
der deutschen33 Strafentlassenen 
mit rund 52% nach drei Jahren 
(und mit 73% nach neun Jahren) 
beträchtlich, jedoch kehrt inner-
halb von neun Jahren nur etwas 
mehr als jeder Dritte der Entlas-
senen infolge einer erneuten un-

bedingten Freiheitsstrafe in den Strafvollzug zurück. Noch 
geringer sind die Anteile, wenn man auf die Gefährlichkeit 
des Rückfalls abstellt; nur ca. 5% (nach drei Jahren) bzw. 11% 
(nach neun Jahren) der Entlassenen werden wegen eines Se-
xual- oder Gewaltdelikts wieder verurteilt. 

Differenziert man nach der Dauer der Freiheitsstrafe, so 
zeigt sich: Die Langzeitgefangenen sind weniger rückfallge-
fährdet, und »gefährliche« Rückfälle sind bei ihnen selten. 
Dies liegt zu einem Teil daran, dass sich die kürzer von den 
länger Inhaftierten im Hinblick auf das Alter, das zugrunde  lie-
gende Delikt sowie die strafrechtliche Vorbelastung deutlich 
unterscheiden. Freilich erklären diese Faktoren die Unter-

32 Ein weiteres Modell, bei dem die Merkmale Alter und Deliktschwere weniger 
stark kategorisiert (als intervallskalierte Merkmale) aufgenommen werden, 
zeigt eine etwas bessere Modellanpassung. Aber auch hier bleiben die Effekte 
für die Dauer der Freiheitsstrafe erhalten.

33 Nichtdeutsche sind wegen der Ausweise- und Abschiebepraxis untererfasst 
(s.o. 5).

schiede nicht vollständig. Man darf plausibel annehmen, dass 
hier auch Maßnahmen des Vollzugs wirken, die vorzugswei-
se bei länger Inhaftierten durchgeführt werden. Dazu kann 
die vorliegende Untersuchung nichts Gesichertes aussagen. 
Es erscheint an der Zeit, dass wieder einmal repräsentative 
bundesweite Untersuchungen zur Wirksamkeit von Vollzugs-
maßnahmen durchgeführt werden.

Die große Mehrzahl der Gefangenen, die den Vollzug 
durchlaufen, verbüßt kürzere Freiheitsstrafen und weist zu-
gleich eine höhere Rückfallrate auf. Dies dürfte auch daran 
liegen, dass hier nur wenig behandlerische Einwirkung und 
Entlassungsvorbereitung geschieht. Die nachrangige Be-
handlung der Kurzstrafigen ist in manchen Bundesländern 
vom Gesetzgeber ausdrücklich bestimmt: in Anlehnung an 
die alte zum Bundesgesetz erfolgte Verwaltungsvorschrift 
soll oder kann eine Behandlungsuntersuchung und der dar-
auf gegründete Vollzugsplan bei einer Vollzugsdauer bis zu ei-
nem Jahr unterbleiben oder nur eingeschränkt durchgeführt 
werden34. Insbesondere werden hier oft keine Lockerungen 
und Restaussetzungen gewährt, damit bleibt der Übergang 
in die Freiheit prekär.

Bei zeitigen Freiheitsstrafen gibt es keine vernünftige 
Alternative zum Wiedereingliederungsziel. Denn die sichere 
Verwahrung schließt lediglich für die Zeit der Inhaftierung 
Gefahren aus, birgt aber nach Entlassung größere Risiken, 
als wenn eine sorgfältige Entlassungsvorbereitung ein-
schließlich Vollzugslockerung geschieht und nach Entlassung 
eine Betreuung und Kontrolle durch die Bewährungshilfe 
stattfindet. Es kommt also darauf an, dem legitimen Sicher-
heitsbedürfnis der Gesellschaft Rechnung zu tragen, indem 
insbesondere bei kürzeren Freiheitsstrafen mit verstärktem 
Behandlungsansatz und Übergangsmanagement die Chan-
cen der Legalbewährung erhöht und bei Langstrafigen die 
prognostischen Instrumente verbessert werden, die zuver-
lässig die (wenigen) unbehandelbaren gefährlichen Gefange-
nen von der Mehrheit der nicht (mehr) gefährlichen Gefange-
nen zu trennen vermögen.
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Forschung & Entwicklung

Silvia Kochel

Behandlung von Suchtkranken im Zwangskontext
Eine empirische Überprüfung des Behandlungsbedarfs von Suchtkranken bei Inhaftierten mit  
angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung im Land NRW.

Bereits vor Inkrafttreten des aktuellen StVollzG NRW ent-
stand im Juni 2013 das Konzept eines behandlungsorientier-
ten Strafvollzuges für Strafgefangene mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung in Nordrhein-West-
falen, welches auf die Notwendigkeit der Motivationsarbeit 
hinweist und als Grundlage für weitere Behandlungsangebo-
te dient. Das Konzept sieht vor, dass diesen Gefangenen in-
dividuell zugeschnittene Maßnahmen zu unterbreiten sind, 
wenn standardisierte Angebote nicht ausreichen oder keinen 
Behandlungserfolg versprechen.

Der Bedarf an suchtspezifischen Angeboten wird bei der 
Behandlung von diesen Gefangenen nicht ausreichend be-
rücksichtigt. In Bezug auf suchtkranke oder suchtgefährdete 
Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung wird im Konzept zwar auf Substitution, psycho-
soziale Betreuung, Präventions- und Informationsangebote 
verwiesen, differenzierte Vorgaben finden sich jedoch nicht.1 

Aus den Datenerhebungen aller Justizvollzugsanstal-
ten des Landes NRW lässt sich ableiten, dass am Stichtag 
30.04.2015 insgesamt 54% aller Gefangenen in den Vollzugs-
anstalten des Landes NRW suchtkrank waren. Der Anteil der 
suchtkranken Männer betrug am 30.04.2015 51,3%. Hierbei 
unberücksichtigt blieb die Dunkelziffer der betroffenen Ge-
fangenen, die aus unterschiedlichen Gründen ihre Sucht-
krankheit nicht offenlegten. 

Auffällig bei der Betrachtung der statistischen Erhebung 
seit dem Jahr 2005 ist die Tatsache, dass sich die Zahl der 
Suchtkranken im Vollzug des Landes NRW nur minimal ver-
änderte. Trotz Modifizierung und Optimierung der Suchtar-
beit bleiben die Zahlen konstant, es gibt nur geringe Abwei-
chungen zwischen den Erhebungen. Zusammen mit der nicht 
erfassten Dunkelziffer ist davon auszugehen, dass die Zahl 
der Suchtkranken in den Justizvollzugsanstalten des Landes 
NRW dauerhaft mehr als 50% beträgt.2 

Im Folgenden wird über Ergebnisse einer Arbeit berich-
tet, deren Ziel es war, den Anteil der Suchterkrankten unter 
der genannten Gruppe von Gefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung empirisch zu er-
fassen und festzustellen, wie viele der Gefangenen ihrer eige-
nen Einschätzung nach abhängig sind, schädlichen Gebrauch 

1 Justizministerium des Landes NRW. Konzept eines behandlungsorientierten 
Strafvollzuges für Strafgefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung in Nordrhein-Westfalen vom 01.06.2013 (Az.: 4400 – IV.440).

2 Fachbereichsleitung Sucht im Justizvollzug NRW (2015).

oder missbräuchlichen Konsum aufweisen. Weiteres Ziel war, 
das vorgenannte Konzept anhand der Ergebnisse im Bereich 
der Suchtarbeit zu überprüfen und gegebenenfalls Anregun-
gen für eine Neuausrichtung zu geben. Eine Bestandsauf-
nahme der befragten Gefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung sollte Aufschluss dar-
über geben, bei wie vielen der Befragten eine Behandlungs-
bedürftigkeit und ein Bedarf an spezifischer Suchttherapie 
besteht. Durch die Auswertung lassen sich Rückschlüsse dar-
auf ziehen, ob das Angebot zusätzlicher Suchtbehandlung die 
Gefährlichkeit und Rückfälligkeit der Inhaftierten reduzieren 
kann. 

Des Weiteren wurde untersucht, ob aus Sicht der Betrof-
fenen die bisher erfolgte Behandlung die Suchterkrankung 
ausreichend berücksichtigt. Es wurde erforscht, welche Vor-
stellungen die Gefangenen von einer Suchtbehandlung haben 
und ob es einen Zusammenhang zwischen der Suchterkran-
kung und der Straffälligkeit gibt. Anhand der Ergebnisse und 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Fragestellungen 
wird diese Hypothese kontrovers betrachtet. 

Die Beantwortung der Forschungsfragen erfolgte unter 
Verwendung des Instrumentariums der empirischen Sozial-
forschung. Die Studie ist eine quantitative Studie. Die Daten-
erhebung erfolgte mit einem papierbasierten Fragebogen, 
der vorher mittels eines Pretests überprüft wurde.

Die Studie bezieht sich ausschließlich auf Strafgefangene 
mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
in NRW. Die Datenerhebung wurde in den Justizvollzugs-
anstalten Aachen, Bochum, Werl, der Sozialtherapeutischen 
Abteilung der Justizvollzugsanstalt Siegburg sowie der So-
zialtherapeutischen Anstalt Gelsenkirchen durchgeführt. Es 
wurden alle Probanden befragt, die ihre Bereitschaft zur Teil-
nahme an der Studie erklärten. Die Erhebung fand im Zeit-
raum Januar und Februar 2015 statt. An der durchgeführten 
Studie haben insgesamt 55 Gefangene teilgenommen. Da die 
Datenerhebung ausschließlich im männlichen Strafvollzug 
erfolgte, bleibt der Genderaspekt in der vorliegenden Studie 
unberührt. 

Behandlungsbedarf von Suchtstörungen 

Da der Arbeit ausschließlich die Selbstwahrnehmung der Ge-
fangenen zugrunde liegt, handelt es sich bei den Ergebnissen 
um eine Teildiagnostik nach dem ICD-10, die nicht valide ist.  
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Nach den Kriterien des ICD-10 sind 50% der Befragten 
abhängig. Schädlichen Gebrauch weisen 7,5% der Probanden 
auf. Riskanter Konsum ist bei 20% der Befragten zu verzeich-
nen. 22,5% der Probanden haben keine Diagnose nach den 
Kriterien des ICD-10. 

Das Ergebnis der Befragung zeigt, dass bei mehr als drei 
Viertel der Probanden davon auszugehen ist, dass Suchtmit-
tel in ihrem Leben eine Rolle spielen. 

Ausgehend von der Ursprungsfrage, ob zusätzlich zu der 
sonst intensiven und auf die Bedürfnisse des Individuums 
zugeschnittenen Behandlung eine spezifische Suchtbehand-
lung erforderlich ist, zeigt das Ergebnis der Zahl der abhängi-
gen Gefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung einen deutlichen Bedarf.

In einem weiteren Schritt wurde nach der Unterbrin-
gungsform bei den Befragten differenziert, die eine Teil-
diagnose nach den ICD-10 Kriterien aufweisen. 12,9% der 
Probanden mit einer Abhängigkeitsdiagnose sind in einer 
Sozialtherapie untergebracht. 51,6% der abhängigen Befrag-
ten befinden sich auf speziellen Behandlungsabteilungen für 
diese Gefangenen. Keiner der Probanden, die das Kriterium 
des schädlichen Gebrauchs aufweisen, ist in einer sozialthe-
rapeutischen Einrichtung untergebracht. 9,7% der Befragten 
mit der Diagnose eines schädlichen Gebrauchs befinden sich 
in einer speziellen Behandlungsabteilung für diese Gefange-
nen. Das Merkmal eines riskanten Konsums weisen 6,5% der 
Befragten, die sich in einer sozialtherapeutischen Einrich-
tung befinden, auf. In einer speziellen Behandlungsabteilung 
für diese Gefangenen sind 19,4% der Probanden mit der Dia-
gnose des riskanten Konsums untergebracht.

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen einen sehr 
deutlichen Unterschied zwischen den Befragten mit einer 
Teildiagnose nach den Kriterien des ICD-10, die sich in einer 
sozialtherapeutischen Einrichtung befinden, und denen, die 
sich in einer speziellen Behandlungsabteilung für Gefangene 
mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
befinden. Dies kann dem Umstand geschuldet sein, dass eine 
sozialtherapeutisch ausgerichtete Unterbringungsform zwar 
einem gewissen Zwang unterliegt, für den Untergebrachten 
aber dennoch die Möglichkeit besteht, die Behandlung abzu-
brechen. Dagegen ist für die Gefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung in der für sie vor-
gesehenen speziellen Behandlungsabteilung die Freiwillig-
keit und Wahlmöglichkeit nicht gegeben.

Auch eine Erklärung für die hohe Anzahl der Suchtkran-
ken in der speziellen Behandlungsabteilung könnte sein, dass 
die Behandlung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung 
bei fehlender Mitarbeitsbereitschaft und Motivation sowie 
bei wiederholtem Konsum beendet werden kann. Das wie-
derum hat zur Folge, dass diese Probanden in die spezielle 
Behandlungsabteilung verlegt werden. 

Gemäß der Diagnostik des ICD-10 weisen 15,4% der 
Befragten eine Abhängigkeit auf und befinden sich in einer 
Substitutionsbehandlung. Dem gegenüber stehen 35,9% der 
Befragten, die gemäß ICD-10 ebenfalls abhängig sind, jedoch 
kein Substitut erhalten. 23,1% der Probanden weisen keine 
Diagnostik nach ICD-10 auf und befinden sich auch nicht in 
einer Substitutionsbehandlung. Ein schädlicher Gebrauch 
gemäß ICD-10 und nicht vorhandene Substitution liegt bei 
7,7% der Befragten vor. Die Teildiagnose „riskanter Konsum“ 
nach den Kriterien des ICD-10 und nicht vorhandene Subs-
titutionsbehandlung trifft auf 17,9% der Probanden zu. Bei 
der Auswertung der Studie wiesen acht der Befragten einen 

riskanten Konsum auf. Von diesen acht Probanden haben 
sieben angegeben, nicht in einer Substitutionsbehandlung zu 
sein. Einer der Befragten mit der Teildiagnose des riskanten 
Konsums hat zur Frage nach einer Substitution keine Anga-
ben gemacht. Insgesamt haben bei der Befragung sieben Pro-
banden angegeben, sich in einer Substitutionsbehandlung zu 
befinden. Sechs der Befragten haben eine Abhängigkeitsdia-
gnose. Von den sieben Substituierten hat einer der Befragten 
zur Frage der Diagnostik keine Angaben gemacht. 

Die Auswertung dieser Ergebnisse zeigt eine sehr geringe 
Zahl von Substituierten. Dies erscheint im Hinblick auf das 
oben genannte Konzept als eines, welches die Möglichkeit 
der Substitution und der damit verbundenen psychosozialen 
Betreuung als eines der wenigen Angebote der Suchtarbeit 
vorgibt, überraschend. Die Substitution, die sich im Justiz-
vollzug NRW als fester Bestandteil der Suchtarbeit etabliert 
hat, scheint bei Strafgefangenen mit angeordneter oder vor-
behaltener Sicherungsverwahrung kaum Berücksichtigung 
zu finden. Die Tatsache, dass bei den Vorschlägen zu den 
Angeboten der Suchtbehandlung im Vollzug von drei der Be-
fragten ein Bedarf an Substitution benannt wurde, bekräf-
tigt diese Vermutung. Der Wunsch, ein Substitut zu erhalten, 
könnte auch auf fehlenden Informationen über alternative 
Behandlungsmöglichkeiten basieren. 

Die weiteren Vorschläge der Befragten über die künfti-
gen Angebote der Suchtberatung und Behandlung sprechen 
für einen klaren Bedarf und für eine konzeptionelle Neuaus-
richtung der Suchtarbeit für diese Gefangenen.

Suchtberatung und Suchtbehandlung

In einem weiteren Schritt wurde nach der Diagnostik gemäß 
ICD-10 differenziert und der Kontakt zur Suchtberatung ab-
gefragt. 

Insgesamt 17,9% haben weder eine Teildiagnose nach 
den Kriterien des ICD-10 noch Kontakt zur Suchtberatung. 
5,1% der Probanden haben keine Teildiagnose nach ICD-10, 
stehen jedoch in Kontakt mit der Suchtberatung. Diese Tat-
sache kann darauf hindeuten, dass die Anzahl der Suchter-
krankten noch höher liegt. Die Zahl der Probanden, die die 
Teildiagnose riskanten Konsums aufweisen und gleichzeitig 
Kontakt zur Suchtberatung haben, liegt bei 7,7%. Riskanten 
Konsum als Teildiagnose und keinen Kontakt zur Suchtbera-
tung weisen 10,3% der Befragten auf. Die Zahl derer, die ge-
mäß ICD-10 die Teildiagnose des schädlichen Gebrauchs auf-
weisen, sich jedoch nicht in Kontakt mit der Suchtberatung 
befinden, liegt bei 7,7%. 12,8% der Befragten sind abhängig 
und haben Kontakt zur Suchtberatung. 38,5% der Probanden, 
die Abhängigkeitsmerkmale des ICD-10 aufweisen, befinden 
sich dagegen nicht in Kontakt mit der Suchtberatung. 

Bei der Betrachtung der Ergebnisse der Befragten, bei 
denen eine Abhängigkeit nach ICD-10 vorliegt, fällt auf, dass 
lediglich 12,8% von insgesamt 50% jemals Kontakt zur Sucht-
beratung hatten. Wohingegen fast die Hälfte der Probanden, 
bei denen gemäß ICD-10 riskanter Konsum teildiagnostiziert 
ist, Kontakt zur Suchtberatung hat. Daraus resultiert die 
Annahme, dass je höher der Grad der Suchterkrankung ist, 
desto geringer die Anzahl derjenigen, die Kontakt zur Sucht-
beratung haben.

Der fehlende Kontakt der abhängigen Strafgefangenen 
zur Suchtberatung kann dem Umstand geschuldet sein, dass 
der Fokus dieser Probanden auf der Beschaffung, dem Konsum 
und der Reduzierung ihres Suchtdrucks oder Verringerung der 
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Entzugssymptomatik liegt. Eine weitere Erklärung könnte die 
konzeptionelle Ausrichtung sein. Das Konzept eines behand-
lungsorientierten Strafvollzuges für Strafgefangene mit ange-
ordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung in NRW 
sieht für die Behandlung von Suchtkranken Substitution, 
psychosoziale Betreuung, Präventions- und Informationsan-
gebote vor, die Angebote anderer Behandlungsansätze wur-
den spezifiziert und im Konzept ausführlich dargelegt. Diese 
offensichtliche Unverhältnismäßigkeit bietet Raum dafür, die 
Behandlung der Suchterkrankung als nachrangig zu bewerten. 

Die Bewertung der Suchtbehandlung erfolgte unter Be-
rücksichtigung der speziellen Abteilungen, auf denen sich 
die Befragten befinden. Hier wurde unterschieden, ob die 
Probanden die Suchtbehandlung in der jeweiligen Unterbrin-
gungsform als ausreichend oder nicht ausreichend bewerten. 
34,2% der Probanden, die sich in der Behandlungsabteilung 
für Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung befinden, werten die Suchtbehandlung als 
ausreichend berücksichtigt. Dagegen bewerten 50% der Be-
fragten, die sich auf der für sie vorgesehenen speziellen Be-
handlungsabteilung befinden, die Suchtbehandlung als nicht 
ausreichend berücksichtigt. Von den Befragten, die sich in 
einer sozialtherapeutischen Einrichtung befinden, bewerten 
5,3% die Suchtbehandlung als ausreichend berücksichtigt. 
Dagegen gaben 10,5% der Probanden an, dass die Suchtbe-
handlung nicht ausreichend berücksichtigt wird. 

Die Annahme, dass die Behandlung der Suchterkran-
kung im Rahmen des Konzeptes einer Modifizierung bedarf, 
kann durch die Bewertung der Probanden zusätzlich gestützt 
werden. Von den Probanden, die die Behandlung bewertet 
haben, gaben 61,5% an, dass die Suchtbehandlung nicht aus-
reichend berücksichtigt wird.

Bei der Komorbidität wurde ebenfalls nach der Unter-
bringungsform differenziert. Bei 28,9% der Befragten, die 
sich in einer Behandlungsabteilung für Gefangene mit an-
geordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung be-
finden trifft es nicht zu, dass ein Zusammenhang zwischen 
Suchtmittelkonsum und Straffälligkeit besteht. 

Bei der Betrachtung der Komorbidität zwischen Sucht-
mittelabhängigkeit und Straffälligkeit ist festzustellen, dass 
die Hälfte der Befragten diesen Zusammenhang für sich er-
kennt. Dies untermauert die Notwendigkeit der Neuakzentu-
ierung der Suchtarbeit bei Strafgefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung.

Der durch die Untersuchung aufgezeigte Bedarf an 
Suchtbehandlung für die Strafgefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung wird demnach bei 
dem Konzept für diese Gruppe aus Sicht der Befragten nicht 
ausreichend berücksichtigt.

Ausgehend von dem gesetzlichen Auftrag, die Gefähr-
lichkeit dieser Straftäter durch Motivations- und Behand-
lungsangebote bereits zu Beginn des vorangegangenen Straf-
vollzugs zu minimieren, kann nicht verkannt werden, dass 
eine nicht umfassend therapeutisch bearbeitete Suchterkran-
kung durchaus ein zusätzliches Hindernis bei der Umsetzung 
der gesetzlich verankerten Vorgaben darstellt. 

Die Auswertung der empirischen Studie weist alarmie-
rende Zahlen auf, die ernst zu nehmen sind und die Diskus-
sion über die Schaffung spezieller suchttherapeutischer Be-
handlungsangebote unabdingbar machen. 

Auch wenn die Hypothese durch die Ergebnisse der empiri-
schen Untersuchung nicht widerlegt werden konnte, zeigen sich 
in der Studie durchaus Gesichtspunkte, die kritisch zu betrach-

ten und bei möglichen weiteren Untersuchungen zu berücksich-
tigen sind. Bei der Durchführung der Untersuchung erfolgte die 
Befragung im Rahmen von Gruppensettings und orientierte 
sich an den Vorgaben der jeweiligen Anstalten. Sowohl die Be-
fragung innerhalb der Gruppe als auch die unterschiedlichen äu-
ßeren Rahmenbedingungen können dazu geführt haben, dass 
die Bereitschaft, differenzierte Fragen zu stellen, eingeschränkt 
war und somit Einfluss auf das Ergebnis der Studie hatte. Bei 
der Beantwortung der Fragebögen im Rahmen einer Gruppe 
sind zudem gruppendynamische Prozesse nicht außer Acht zu 
lassen, die dazu führen, dass ein gewisser „Gruppenzwang“ ent-
steht und somit die Freiwilligkeit, an der Studie teilzunehmen, 
verloren gehen kann. Eine Befragung im Einzelkontakt hätte 
diese Einflüsse reduzieren können. 

Die vorliegende Studie gibt keinen Aufschluss darüber, 
ob und wie das Alter der Betroffenen, die Aufenthaltsdauer 
in den speziellen Unterbringungsformen und das Ende der 
Freiheitsstrafe die Suchterkrankung und die Motivation, an 
spezifischen Behandlungen teilzunehmen, beeinflussen. Ein 
zusätzlicher Querschnitt im Rahmen einer Folgestudie könn-
te diese Variablen berücksichtigen. 

Vor dem Hintergrund, dass die Gefangenen mit angeordne-
ter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung, die sich in einer 
speziellen Behandlungsabteilung 
befinden, nicht ohne weiteres 
verlegt werden können, ergibt 
sich ein zusätzlicher Gesichts-
punkt, der die Notwendigkeit der 
Überprüfung der Suchtarbeit bei 
dieser Gefangenengruppe unter-
streicht. Somit müssen Angebote 
geschaffen werden, die die betrof-
fenen Gefangenen in den für sie 
vorgesehenen Unterbringungs-
formen erreichen.

Ausblick

Auch wenn die tatsächliche Zahl 
der Abhängigen bei den Gefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung nicht abschließend 
empirisch untersucht ist, lässt sich schlussfolgern, dass min-
destens aus Sicht der Betroffenen ein Bedarf an Suchtange-
boten besteht. 

Die Überlegungen und Vorschläge, die im Hinblick auf 
die Suchtbehandlung mögliche Lösungen darstellen, basieren 
auf den subjektiven Angaben der Betroffenen. Auch wenn 
die Ergebnisse somit nicht valide sind, deuten sie dennoch 
darauf hin, dass von einer nicht zu unterschätzenden Zahl 
Suchtkranker bei den Gefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung auszugehen ist. Das 
bedeutet, dass sich die Behandlungsteams zusätzlich mit 
dem Aspekt Sucht auseinandersetzen müssen. 

Es ist zu überlegen, wie die Gefangenen mit angeord-
neter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung von dem 
Angebot bereits im Vollzug existierender abstinenzorien-
tierter Abteilungen profitieren könnten. Hier bietet sich die 
zentrierte Unterbringung der Betroffenen an und bedeutet 
die Schaffung einer abstinenzorientierten Behandlungsab-
teilung für suchtkranke Gefangene mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung. Ein Konzept müsste 
unter Berücksichtigung der speziellen Situationen dieser Ge-
fangenen erstellt werden. Die zentrierte Unterbringung der 

Silvia Kochel 

Leiterin des Sozialdienstes der 

JVA Bochum

silvia.kochel@jva-bochum.

nrw.de



128 FS 2|2017Forschung & Entwicklung

suchtkranken Gefangenen mit angeordneter oder vorbehal-
tener Sicherungsverwahrung hätte den Vorteil, dass die Kos-
ten für die notwendigen Fortbildungsmaßnahmen nur für 
ein Behandlungsteam aufgebracht werden müssten. Des Wei-
teren käme es zu einer Entlastung der Behandlungsteams der 
anderen Anstalten, weil das Thema Sucht in der behandleri-
schen Arbeit keine wesentliche Rolle mehr spielen würde. Der 
gesetzliche Auftrag, den Gefangenen eine individuell auf sie 
zugeschnittene Behandlung und Betreuung zuteilwerden zu 
lassen, würde damit erfüllt. Die Behandlungsschritte und Be-
handlungsziele könnten noch wirksamer ineinandergreifen. 
Eine weitere Entlastung läge darin, dass die Behandlungs-
teams sich auf die Arbeit mit den nicht suchtkranken Klien-
ten konzentrieren und somit die Behandlung noch effizienter 
für diese gestalten könnten. Die suchtkranken Gefangenen 
bringen möglicherweise durch ihr konsumorientiertes Ver-
halten eine gewisse Unruhe oder Stagnation in gruppendy-
namische Prozesse, die durch eine zentrierte Unterbringung 
dieser Klienten aufweichen würden. 

Für die Klienten hätte eine spezielle Behandlungsabtei-
lung für Suchtkranke mit angeordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung den Vorteil, dass sie ein Angebot 
erhalten, das auf ihre speziellen Belange, Bedürfnisse, Er-
fordernisse und Ressourcen abzielt. Zielgerichtet könnten 
die Betroffenen alternative Strategien erarbeiten und somit 
langfristig Distanz zu den Suchtmitteln erlangen. 

Auch die Gefangenen, die noch nicht entschieden ha-
ben, sich mit dem Thema Sucht zu befassen, könnten in einer 
solchen Abteilung weiter motiviert werden. Die Betroffenen 
selbst könnten voneinander profitieren und sich gegensei-
tig als Vorbild dienen. An die Stelle der zunächst vielleicht 
vorhandenen extrinsischen Motivation, sich ausschließlich 
mit der Sucht zu befassen, um die Sicherungsverwahrung 
zu umgehen, könnte durch spezifische suchttherapeutische 
Angebote eine intrinsische Motivation treten. In Anbetracht 
der erwähnten Vorteile, die die Schaffung einer speziellen Be-
handlungsabteilung für suchtkranke Gefangene mit angeord-
neter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung sowohl für 
den Vollzug als auch für die Klienten mit sich bringt, wäre die 
Vertiefung dieses Gedankenansatzes eine zusätzliche Säule, 
den wichtigen gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. 

Hohlforum
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Christine Morgenstern

„Offender Supervision in Europe“ – punitive Tendenzen auch im 
Bereich ambulanter Sanktionen? 

Erkenntnisse eines europäischen Forschungsnetzwerks

Ausgangsüberlegungen

Viel ist – in Deutschland und anderswo –  geschrieben wor-
den über die punitive Wende, über steigende Gefangenen-
raten oder „mass incarceration“,1 aber auch über protektive 
Faktoren, die die Inhaftierungsquoten im Zaum halten,2 oder 
über Gefangenenrechte.3

Deutlich weniger Aufmerksamkeit wurde dem Bereich 
ambulanter Strafen zuteil, d.h. der Anordnung und Vollstre-
ckung von Bewährungssanktionen und vergleichbaren Sank-
tionsformen sowie den  mit ihnen verbundenen Auflagen 
und Bedingungen, obwohl auch sie erhebliche Eingriffe in 
die Rechte und Freiheiten der Betroffenen bedeuten können. 
Das ist umso erstaunlicher, als sie vielerorts – und auch dort, 
wo Gefangenenzahlen zurückgehen – quantitativ wesentlich 
bedeutsamer sind als Gefängnisstrafen:

 ¡ In Deutschland standen Ende 2011 nach Angaben der Be-
währungshilfestatistik des Statistischen Bundesamtes in 
den alten Bundesländern (ohne Hamburg) rund 182.000 
Menschen unter Bewährungsaufsicht.4 Hinzu kamen be-
reits Ende 2011 über 31.000 Unterstellungen unter Füh-
rungsaufsicht, Ende 2014 waren es fast 37.000.5 Beide Wer-
te steigen seit Jahren deutlich an. Dem steht eine Abnahme 
der Zahl der Strafgefangenen gegenüber – ihre Zahl betrug 
Ende November 2011 rund 55.500, inzwischen ist sie unter 
50.000 gefallen6 – auf einen Strafgefangenen kommen mit-
hin vier bis fünf Probanden der Bewährungshilfe.

 ¡ In England/Wales waren im Frühjahr 2016 mit mehr als 
251.000 Probanden rund drei Mal so viele Personen dem 
National Offender Management System unterstellt wie 
in Gefängnissen inhaftiert.7

 ¡ In Spanien standen Ende 2015 rund 73.000 Bewährungs-
hilfeunterstellte rund 55.000 Gefangenen gegenüber.

 ¡ In Belgien waren es zum selben Zeitpunkt  rund 43.000 
Probanden und 13.000 Gefangene – die Liste ließe sich 
fortsetzen.8

1 Vgl. international z. B. Pratt u.a. (Hrsg) 2005; für Deutschland Sack 2004.
2 Z.B. Snacken 2010 oder Heinz 2011. 
3 In Deutschland ist Strafvollzugsrecht an den juristischen Fakultäten ein Lehr-

fach, das Strafvollstreckungsrecht bei ambulanten Sanktionen als weiterer 
Bestandteil einer umfassend verstandenen „Pönologie“ wird hingegen kaum 
gelehrt. Die Bewährungshilfe spielt immerhin beim Studium der Sozialen 
Arbeit und vergleichbaren, teilweise spezialisierten Studiengängen, eine Rolle.

4 Neuere Daten sind nicht erhältlich und eine neue Ausgabe der Statistik auch 
nicht geplant (auch dies ist ganz anders als bei den regelmäßig aktualisierten 
Daten der Strafvollzugsstatistik).

5 Diese Zahlen stellt der Fachverband Soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpo-
litik aus den Angaben des Bundesländer zusammen, http://www.dbh-online.
de/fa/FA-Zahlen-Bundeslaender-2014.pdf.

6 Am 30. 11.2016 waren es ausweislich der Strafvollzugsstatistik („Bestand der Gefan-
genen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten“) rund 48.500.

7 Ministry of Justice, https://www.gov.uk/government/statistics/offender-ma-
nagement-statistics-quarterly-january-to-march-2016, Juni 2016: 85.134 
Inhaftierte bzw. März 2016: 251.000 “total probation caseload”; auch hier sind 
die Zahlen in den letzten Jahren gestiegen.

8 Daten für Spanien ohne Katalonien. Council of Europe, Annual Penal Statistics 
(SPACE) – SPACE I für die Gefangenenzahlen, SPACE II für ambulante Sanktio-

In Anbetracht der Tatsache, dass auch die ehemaligen 
Strafgefangenen sehr häufig als vorzeitig Entlassene oder 
auch als Vollverbüßer, etwa in Deutschland in Führungsauf-
sichtsfällen, noch in Kontakt mit den Sozialen Diensten der 
Justiz kommen, kann man davon ausgehen, dass die Vollstre-
ckung strafrechtlicher Sanktionen sich „überwiegend, aber 
oft unbemerkt in Bewährungshilfebüros, in den Wohnungen 
der Probanden und weit weniger in Haftanstalten abspielt“.9 
Zur Punitivitätsthese passt dabei, dass es nicht nur mehr 
Betroffene gibt, sondern auch die Intensität und Reichweite 
ambulanter Sanktionen oft zugenommen hat, die über tradi-
tionelle Formen sozialarbeiterisch geprägter Bewährungshil-
fe hinausgehen und den Kontrollaspekt verstärken.10

Das Projekt „COST Action Offender Supervision in 
Europe“ 

Vor diesem Hintergrund entstand die Idee zu einem großen 
europäischen Verbundprojekt, das sich als Forschungsnetz-
werk vornahm „den Kenntnisstand über Offender Supervisi-
on in Europa insgesamt zu verbessern, ihre Entwicklung und 
Konsequenzen im sozialen Kontext zu verstehen und sich über 
diese Erkenntnisse grenzüberschreitend auszutauschen,“ wie 
es im Antrag zusammenfassend hieß. Der untechnische (und 
nur schwer zu übersetzende) Begriff der Offender Supervision 
war dabei bewusst gewählt, um alle ambulanten Sanktions-
formen, die Überwachung, Kontrolle und/oder Unterstützung 
von Straffälligen beinhalten, einzuschließen und den verschie-
denen Möglichkeiten in Europa Rechnung zu tragen. Zumeist 
handelt es sich dabei um Bewährungssanktionen – als ausge-
setzte Freiheitsstrafen unter bestimmten Bedingungen oder 
als selbständige Bewährungsstrafen (probation) – sowie For-
men der bedingten Entlassung (parole). Daneben spielt auch 
die gemeinnützige Arbeit eine wichtige Rolle.

Das Projekt wurde 2012 bis 2016 als sog. COST Action 
mit Mitteln vor allem der Europäischen Union11 gefördert 
und hatte 64 aktive Mitglieder aus 23 europäischen Staaten, 
zumeist aus Universitäten und Fachhochschulen, aber auch 
aus staatlichen Forschungseinrichtungen, und in Gestalt der 
Europäischen Bewährungshilfeorganisation CEP auch aus 
dem Bereich der Praxis bzw. Kriminalpolitik.

nen (http://wp.unil.ch/space/2017/03/space-i-and-space-ii-2015/). Bei den Da-
ten für England/Wales, Spanien und Belgien sind Untersuchungsgefangene bzw. 
solche unter ambulanter Überwachung im Ermittlungsverfahren mitgezählt.

9 Robinson/McNeill/Maruna 2012, S. 321 ff. (324).
10 Stichworte sind z. B.: Führungsaufsicht unbestimmter Dauer in Deutschland; 

elektronische Überwachung nahezu überall in Europa; weitreichende Auflagen 
zur Vermeidung von Untersuchungshaft (conditional bail) und die Umgestal-
tung von gemeinnütziger Arbeit zu deutlich intensiverem community payback 
in England/Wales; vgl. hierzu z. B. McNeill 2013, S. 171 ff.

11 IS1106 Offender Supervision in Europe, die website mit umfangreichen Infor-
mationen und Materialien ist noch geschaltet: www.offendersupervision.eu. 
Der Forschungsträger COST (European Cooperation in Science and Research) 
ist eine Initiative zur europäischen Zusammenarbeit im Bereich der wissen-
schaftlichen und technischen Forschung; http://www.cost.eu/about_cost.
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Für die tatsächliche Arbeit wurden die skizzierten Aus-
gangsüberlegungen nochmals erheblich erweitert: Zum einen 
war klar, dass durch die jeweils eingebrachten Erfahrungen 
zwischen den Heimatländern – also horizontal – verglichen 
werden würde und dabei vergleichbare Probleme, aber auch 
grundsätzliche Unterschiede zu berücksichtigen sein würden: 
traditionsreichen, großen Bewährungshilfesystemen  (etwa in 
den Niederlanden oder England/Wales) standen solche in den 
Kinderschuhen gegenüber (Rumänien, Litauen oder Kroatien); 
es gab Staaten mit besonders hohem Professionalisierungs-
grad und starker Programmgebundenheit (Schweden, Eng-
land/Wales) und solche, die einen höheren Verrechtlichungs-
grad aufzuweisen haben (Deutschland, Spanien). 

Hinzu kam der europäische 
Aspekt, der Vergleiche in vertika-
ler Richtung notwendig macht: 
auf der Ebene des Europarats ist 
nicht nur die Europäische Men-
schenrechtskonvention bei der 
Anordnung und Vollstreckung 
aller Sanktionen zu berücksich-
tigen, es gibt auch eine Reihe 
spezialisierter Empfehlungen, 
die die Rechte der Betroffenen 
im Auge haben und/oder gute 
Praxis etablieren wollen.12 Als zu-
nehmend wichtiger Akteur muss 
inzwischen außerdem die Eu-
ropäische Union berücksichtigt 
werden – hier geht es um die Fra-
ge, wie mit EU-Ausländern (also 

etwa Deutschen in Österreich oder Briten in Spanien) umge-
gangen wird, wenn sie straffällig werden, und wie in diesem 
Zusammenhang EU-Rechtssetzung, z.B. ein Rahmenbeschluss 
zur grenzüberschreitenden Vollstreckung von Bewährungs-
sanktionen zu verstehen und implementieren ist.

Schließlich machte diese Gemengelage deutlich, dass 
nicht nur Internationalität, sondern auch Interdisziplinarität 
gefragt sein würde – sie ergab sich schon daraus, dass in ver-
schiedenen Staaten die relevanten Diskussionen um Offender 
Supervision in verschiedenen Disziplinen geführt werden, 
von Juristinnen, Kriminologen, Psychologen, Sozialwissen-
schaftlerinnen und Sozialpädagogen oder Sozialarbeitern, 
die auch sämtlich im Projekt vertreten waren. 

Die Projektarbeit

COST Actions werden nicht mit konkreten Forschungsvor-
haben gefördert, sondern es geht allein um die Vernetzung, 
d.h. nur Treffen und die notwendigen Reisekosten werden fi-
nanziert. Was uns einerseits schöne Aufenthalte an schönen 
Orten (in Bratislava, Lund, Malta und an einem schottischen 
Loch, um nur einige zu nennen) und allein dadurch eine Ho-
rizonterweiterung bescherte, entpuppte sich andererseits als 
anspruchsvoll: Angetreten mit dem Anspruch, über interes-
sante Gespräche hinaus etwas zu erreichen und unseren For-
schungsbereich auch methodisch voranzubringen, mussten 
wir konkrete Ideen mit Bordmitteln der einzelnen Beteiligten 
operationalisieren, denn am Ende einer solchen „Action“ sind 
auch Resultate vorzuweisen.

12 Hierzu ausführlich Morgenstern 2012, S. 213 ff.

Hierzu wurden zunächst – noch eher klassisch – Arbeits-
gruppen (working groups, WG) gebildet, die verschiedene Per-
spektiven berücksichtigten:

 ¡ zur Betroffenensicht die WG Experiencing supervision
 ¡ zur Sicht der Entscheidenden (namentlich derjenigen, 

die die Sanktionen verhängen, aber auch derjenigen, die 
über Ausgestaltung und Modifikationen entscheiden) 
die WG Decision-making and supervision

 ¡ zur Sicht derjenigen, die tatsächlich mit den Probandin-
nen und Probanden arbeiten, die WG Practising supervi-
sion

 ¡ und zur Berücksichtung des europäischen Kontexts die 
WG European norms, policy and practice.

Deren erste Schritte waren jeweils, ebenfalls eher tradi-
tionell, Bestandsaufnahmen bisheriger Forschung und ihrer 
Ergebnisse und Methoden.13 Sie förderten erwartungsgemäß 
beachtliche Unterschiede in der wissenschaftlichen Abde-
ckung  zutage, mit quantitativen und qualitativen Schwer-
punkten in der anglophonen Literatur, in den Niederlanden 
und Belgien und in den nordischen Ländern. 

Die eigentliche Arbeit begann damit im zweiten Jahr – 
das bisher Gefundene zu analysieren und daraus neue For-
schungsansätze und Methoden zu entwickeln. Dabei war vor 
allem anhand der anglophonen Forschung deutlich gewor-
den, dass der strafende Gehalt ambulanter Sanktionen – die 
Übelszufügung – lange zu wenig beachtet worden war, ob-
wohl sie sich gerade in England/Wales zu kontrollintensiven 
Sanktionen entwickelt haben, die den unterstützenden Cha-
rakter mitunter vollkommen eingebüßt haben. Daher wurde 
in Fallstudien, die nach einem gemeinsamen Analyseschema 
gegliedert wurden, für elf der Teilnehmerstaaten geprüft, 
welche Narrative in Bezug auf die ambulanten Sanktionen 
dominieren bzw. wie sie sich im Zeitverlauf entwickelten – 
der Band wurde bewusst „Community Punishment. European 
Perspectives“ getauft.14 Die vier zu überprüfenden Narrative 
oder Leitmotive für Verhängung und Vollstreckung ambulan-
ter Sanktionen waren punitive, resozialisierende (rehabilita-
tive), vollstreckungs- und programmorientierte (managerial) 
oder wiedergutmachende (reparative). In einigen der Beiträ-
ge wurde deutlich, dass auch präventive Themen eine erheb-
liche Rolle spielten – die Autoren ordneten sie teilweise dem 
punitiven, teilweise dem vollstreckungsorientierten Narrativ 
zu. Insgesamt fiel es am Ende schwer ein „europäische Fazit“ 
zu ziehen, zu unterschiedlich war die Dominanz bestimmter 
Aspekte in den verschiedenen Staaten – Legitimationsbedarf 
und die Notwendigkeit der Kontrolle staatlicher Machtbefug-
nisse auch im Bereich ambulanter Sanktionen, ggf. vermittelt 
durch europäische Organe, waren jedoch häufig zu findende 
Themen. Und auch das Resozialisierungsnarrativ gaben die 
Autorinnen und Autoren nicht auf (mit Ausnahme des Bei-
trags von Robinson aus England/Wales, der nicht umsonst 
„three narratives and a funeral“ überschrieben war).

Parallel dazu wurden in den Arbeitsgruppen verschiede-
ne Pilotprojekte entwickelt, um die diskutierten und entwor-
fenen Methoden zu testen:

 ¡ Die Arbeitsgruppe, die sich mit dem Erleben der Betroffe-
nen beschäftigte, wählte zum einen einen traditionellen 
quantitativen Ansatz und entwickelte einen Fragebogen. 

13 Veröffentlicht in McNeill/Beyens (Hrsg.) 2013, mit Überblickskapiteln, die 
jeweils auf Länderberichten der teilnehmenden Forscher beruhen.

14 Robinson/McNeill (Hrsg.) 2016.
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Dieses Eurobarometer getaufte Instrument fragt in gut 
50 Fragen, die (ggf. nach leichteren Anpassungen) zum 
Einsatz in allen europäischen Staaten geeignet sind, die 
subjektiven Erfahrungen der Bewährungshilfeunterwor-
fenen ab. So sollen vor allem Erkenntnisse über deren 
Fairnesserleben (z.B. in Bezug auf Informationen über 
das Erwartete und ggf. Konsequenzen bei Auflagenver-
stößen) und die Beziehungsqualität zu den Bewährungs-
helfern gewonnen werden. Ihn flächendeckend einzu-
setzen würde erhebliche Forschungsmittel und Zeit 
benötigen – in den durchgeführten Pilotbefragungen 
funktionierten die Fragebögen jedoch trotz der schwie-
rigen Erreichbarkeit der Klientel gut,15 so dass es sich ge-
rade für kriminalpolitisch bedeutsame Fragestellungen 
nach compliance und Rückfallvermeidung lohnen würde, 
ein größeres Projekt zu planen.

 ¡ Ebenfalls aus dieser Arbeitsgruppe stammt eine innova-
tive und für einen Einsatz in verschiedenen Staaten be-
sonders geeignete Methode, die nicht mit Sprache, son-
dern mit Bildern arbeitet – das Supervisible-Projekt wird 
in diesem Heft von Christine Graebsch näher beschrieben.

 ¡ In der Arbeitsgruppe, die sich mit den Entscheidungen 
und ihren Trägerinnen und Trägern beschäftigte, hatte 
sich besonderer Erkenntnisbedarf mit Blick auf Aufla-
genverstöße und ihre Konsequenzen ergeben. Um hier 
vergleichende Erkenntnisse zu gewinnen, wurden ge-
meinsam zwei Szenarien (sog. Fallvignetten) entwickelt, 
die Praktikerinnen und Praktikern vorgestellt werden, 
um ihre Reaktionen vergleichbar, aber unabhängig von 
der Darstellung der konkreten Rechtsgrundlagen erfas-
sen zu können.16 Auch sie wurden in zwölf Staaten getes-
tet, die Ergebnisse in ihrem jeweiligen nationalen recht-
lichen und rechtskulturellen Kontext  bilden zusammen 
mit länderübergreifenden thematischen Kapiteln (z.B. 
zu europäischen menschenrechtlichen Anforderungen 
an ein angemessenes Widerrufsverfahren) die Grundla-
ge für ein drittes Buchprodukt, das im Herbst 2017 er-
scheinen wird.17

 ¡ Schließlich entwickelte die Arbeitsgruppe zur Praxis der 
Bewährungshilfe und -überwachung gleich drei innova-
tive Methoden zur empirischen Forschung. Die Ideen 
enstanden, nachdem die Sichtung bisheriger Ergebnisse 
ergeben hatte, dass vor allem erforscht ist, wie die Praxis 
arbeiten soll und wie die Praxis in Selbsteinschätzungen 
(in Interviews) mündlich bzw. schriftlich über ihre Arbeit 
berichtet. Die Beobachtung (observation) tatsächlicher 
Bewährungshilfearbeit in Büros oder bei Hausbesuchen 
bzw. die Begleitung von Praktikerinnen und Praktikern 
(shadowing) kann hier Abhilfe schaffen.18 Selbsteinschät-
zungen, aber in freien Formen und unabhängig von Vor-
gaben durch die Forschenden, spielten für die beiden 
anderen Methoden eine Rolle: Durch das Führen eines 
Praxistagebuchs19 bzw. durch die Visualisierung der Ar-
beit durch eigene Photographien und ihre Interpretati-
on20 lassen sich wichtige Erkenntnisse für die Wahrneh-
mung der Wirksamkeit der Arbeit gewinnen – sie wurden 

15 Sie fanden in Serbien, Rumänien und Italien statt, vgl. das WG Briefing Paper 
2016, http://www.offendersupervision.eu/documents-and-resources.

16 Maguire u.a. 2015, S. 241 ff.
17 Boone/Maguire (Hrsg.) 2017.
18 Boxstaens u.a. 2015, S. 218 ff.
19 Rokkan u.a. 2015, S. 201 ff.
20 Carr u.a. 2015, S. 179 ff.

ebenfalls mit Praktikern getestet, sind allerdings in der 
Genehmigung und Durchführung aufwändig. 

Was haben wir gelernt?

Sehr unmittelbar haben wir gelernt, dass die Tatsache, dass 
wir uns alle mehr oder minder gut auf Englisch verständigen 
konnten, noch lange nicht bedeutet, dass man sich „versteht“. 
Was eine banale Erkenntnis sein mag, muss in gemeinsamer 
Forschungsarbeit (ebenso wie in der Kriminalpolitik) sinn-
voll verarbeitet werden: Dazu gehört, dass man sich grund-
sätzlich zunächst verstehen will (also keine Wortklaubereien 
oder Sophismen versucht, die allenfalls in der eigenen Spra-
che funktionieren). Es gehört ebenfalls dazu, dass man auch 
nach vielen Treffen bereit ist, noch einmal zu diskutieren, ob 
wirklich alle sich dasselbe unter einem Begriff vorstellen – es 
brauchte z.B. einige Anläufe um zu verstehen, dass „breach“ 
sowohl einen Auflagenverstoß als auch das Verfahren zur 
Feststellung eines Auflagenverstoßes und sogar den Wider-
ruf selbst bedeuten kann. Wir haben aber auch gelernt, dass 
die Verständnisprobleme zwischen einer französischen und 
eine deutschen Juristin unter Umständen auch nicht grö-
ßer sind als die zwischen einer deutschen Juristin und einer 
deutschen Psychologin, denn auch hier gibt es unterschiedli-
che (Fach-)Sprachen.

In Bezug auf die Betroffenenperspektive ergab sich, dass 
das Thema der Fairness der Behandlung ein außerordentlich 
wichtiges ist – nur wer in angemessenem Umfang über seine 
Rechte und Pflichten informiert ist und sich auf bestimmte 
(aber nicht zu rigide) Verfahren verlassen kann, wird die Be-
dingungen seiner ambulanten Sanktion einhalten können, 
was sich nicht nur auf die aktuelle compliance, sondern auch 
auf die Rechtstreue insgesamt  auswirken kann. In manchen 
Staaten ergab sich aber auch ein ganz dringendes Bedürfnis 
nach praktischer Hilfe durch die Bewährungshilfe oder die 
anderen vollstreckenden Organisationen. Waren wir schon 
zu Beginn des Projekts davon ausgegangen, dass es in man-
chen Staaten etwas relativ Neues und offenbar auch schwie-
rig zu Akzeptierendes ist, dass auch ambulante Sanktionen 
„Strafen“ im Wortsinne sind, verfestigte sich diese Einschät-
zung: für die betroffenen Institutionen bleibt es eine Grat-
wanderung zwischen Punitivität, Paternalismus (und sei er 
auch wohlwollend) und sozialer Unterstützung.

Für die Entscheiderperspektive ergab sich zunächst, dass 
bestimmte Gruppen von Straffälligen von vornherein kaum 
von der Option ambulanter Sanktionen profitieren können 
– namentlich sozial Marginalisierte, die auch für die Sozial-
behörden nur schwer zu erreichen sind, sprachunkundige 
Ausländer und bestimmte psychisch kranke Strafttäter, die 
allesamt in das normale Angebot ambulanter Sanktionen 
nicht passen, landen eher im Gefängnis. Das ist ein Prob-
lem der Verteilungsgerechtigkeit. In Bezug auf die Reaktion 
auf enttäuschte Erwartungen, wenn also die Betroffenen ge-
gen Auflagen und Weisungen verstoßen, sind Probleme der 
Verfahrensgerechtigkeit bereits geschildert worden. Hier ist 
es für die Entscheidenden auf den verschiedenen Ebenen 
schwierig, eine Balance zwischen Flexibilität und Transpa-
renz, zwischen Ermessen und Vorhersehbarkeit der Reaktion 
zu finden. Wichtig ist für uns in jedem Fall, dass Ermessen 
zugestanden wird: vorgegebene Reaktionsformen und Mel-
depflichten, die den unmittelbar mit den Betroffenen Zusam-
menarbeitenden keinen Raum zum Manövrieren lassen, sind 
abzulehnen.
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Für die Praxis ergibt sich in Europa ein sehr heteroge-
nes Bild, dennoch lässt sich bestätigen, dass eine sklavische 
Orientierung an Programmen ohne die Möglichkeit der Be-
ziehungsarbeit nicht nur in Bezug auf den Erfolg einer Maß-
nahme fragwürdig ist, sondern auch den Ansprüchen der 
Praktikerinnen und Praktiker an ihre Arbeit und ihre Verant-
wortung nicht gerecht wird.

Ausblick

Ist nun die Praxis der ambulanten Sanktionen in Europa insge-
samt punitiver geworden? Nach allem, was wir in den vier Jah-
ren voneinander erfahren haben, muss man dies wohl bejahen: 
Zwar ist nahezu überall in der europäischen Kriminalpolitik die 
Erkenntnis durchgedrungen, dass überfüllte Gefängnisse und 
eine harsche Einsperrungspolitik teuer und ungeeignet sind, 
Kriminalitätprobleme zu beherrschen. Andererseits scheint 
die Alternative oftmals zu sei, ebenso harsche Ansätze bei den 
ambulanten Sanktionen zu wählen – und diese ersetzen wohl 
manchmal, aber bei weitem nicht immer die Gefängnisstrafen, 
sondern oftmals weniger einschneidende, sozial konstrukti-
vere Sanktionen.21 Das gilt für viele europäische Staaten, und 
voneinander lernen kann hier durchaus bedeuten, dass sich die 
Kriminalpolitik am punitiven Lösungsvorrat bedient (wie dies 
vielerorts an der Begeisterung für die elektronische Fußfessel 
zu sehen ist). Es scheint aber doch auch so zu sein, dass auch 
Stimmen für eine freiheitsschonende, rationale Strafpolitik 
Rückenwind erhalten, wenn sie auf Modelle anderer Staaten 
verweisen können. Diese Entwicklungen kritisch zu begleiten 
ist auch nach dem Ende der Förderphase unser Anliegen, denn 
die einmal genüpften Forschungskontakte haben Bestand. Mit 
zwei Projekten zur Elektronischen Überwachung22 und zur 
Untersuchungshaftvermeidung23, die im Laufe der COST Acti-
on beantragt und genehmigt wurden, haben wir diesen Faden 
aufgenommen.
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Veranstaltungshinweis

Körpersprache verstehen und Eskalation verhindern 

15.-17.11.2017 in Bonn

Ob beruflich oder privat – wir kommunizieren unablässig 
mit unserer Umwelt. Doch verpassen wir oftmals eine un-
geheure Menge an kommunizierten Informationen, sind 
blind für das Ausdrucksverhalten des Anderen und igno-
rieren eindrückliche Mitteilungen der Personen, welche 
uns umgeben. Gerade im Bereich der Aggressionen kann 
dies besonders gravierende Folgen haben. 

Ein Fokus des Seminars ist es, den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern zu vermitteln, wie sie Aggressionen recht-
zeitig erkennen, aber auch nachvollziehen können, wor-
auf diese sich beziehen und welche deeskalativen Mittel 
zur Verfügung stehen. Für die Soziale Arbeit ergibt sich 
aus der Auseinandersetzung mit den Phänomenen der 
Körpersprache die Möglichkeit, den Umgang mit Klien-
ten und Klientinnen weiter zu schulen und Konflikte zu 
vermeiden, welche durch Missverstehen oder Übersehen 
entstehen können.

Seminarleitung: Dr. Dietmar Czycholl und Aaron Czycholl

Anmeldung unter www.dbh-online.de
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Christine Graebsch

Beobachtet, aber nicht beachtet
Bericht über die Photovoice-Studie SUPERVISIBLE mit Menschen unter strafrechtlicher Aufsicht

In der vorgestellten Studie ging es darum, 
strafrechtliche Sanktionen im wörtlichen 
Sinne sichtbar zu machen. Bei starker vi-
sueller Präsenz von Gefängnissen ist am-
bulante strafrechtliche Kontrolle nämlich 
bislang weitgehend unsichtbar.1

Vorstellung des Forschungs-
projekts

Europäischer Kontext der Studie
Für einen Zeitraum von vier Jahren (2012-
2016) traf sich der von der EU geförderte 
Forschungsverbund „Offender Supervisi-
on in Europe“ (COST IS 11062) regelmä-
ßig.3 Es ging dabei um wissenschaftlichen 
Austausch zu einem in der Kriminologie 
erstaunlich wenig beachteten Thema: der 
ambulanten strafrechtlichen Kontrolle – in 
Deutschland etwa im Rahmen der Bewäh-
rung und Führungsaufsicht unter Mitwir-
kung der Bewährungshilfe. Einen ausführ-
lichen Bericht über die COST-Action gibt 
Christine Morgenstern in diesem Band.
Obwohl die Zahl der ambulant überwach-
ten Personen in den meisten europäischen Ländern die der 
Inhaftierten um ein Mehrfaches übersteigt und weiter im 
Ansteigen begriffen ist4, so auch in Deutschland5, stehen 
freiheitsentziehende strafrechtliche Sanktionen dennoch 
stärker im Fokus des wissenschaftlichen Interesses. In beson-
derem Maße ausgeblendet war seither, ebenfalls europaweit, 
die Wahrnehmung ambulanter Sanktionen durch die von ih-
nen Betroffenen selbst.6 Die wenigen vorhandenen und eher 
kleinen Studien zeichnen dabei zumeist ein positives Bild 
von der – noch am ehesten erforschten – Bewährungshilfe. 
Allerdings wurden die zugrundeliegenden Daten regelmä-
ßig aus Interviews gewonnen, für die der Kontakt zwischen 
Forschenden und Befragten über die Bewährungshilfe selbst 
vermittelt wurde.

Anlage der Pilotstudie
Unsere in Deutschland, England und Schottland durchge-
führte Studie7 sollte in mehrfacher Hinsicht über die bishe-
rige Forschungspraxis hinausgehen: Die Teilnahme sollte 
auf anderem Weg als über die Bewährungshilfe angebahnt 
werden und wir wählten einen anderen Zugang als den über 
eine Befragung, nämlich eine Fotostudie mit Gruppendis-
kussionen. Der uns interessierende Personenkreis verfügt 

1 Fitzgibbon, Graebsch, McNeill 2017.
2 www.offendersupervision.eu Die hier vorgestellte Studie wurde von COST und 

der FH Dortmund (HIFF und AreSo) gefördert.
3 Zu Ergebnissen McNeill & Beyens 2013; Robinson & McNeill 2016.
4 McNeill 2013.
5 Graebsch & Burkhardt 2015.
6 Durnescu, Enengl & Grafl 2013.
7 Dazu Fitzgibbon, Graebsch & McNeill 2017 und www.howardleague.org. 

nämlich vielfach bereits über eine eingehende Praxis des Be-
fragtwerdens, man denke nur an polizeiliche und richterliche 
Vernehmungen oder auch die Bewährungshilfe selbst. An-
stelle einer möglicherweise bereits vielfach ‚abgespulten‘ Ge-
schichte wollten wir einen authentischeren Zugang eventuell 
auch zu Perspektiven, die die Befragten zuvor selbst noch nie 
eingenommen hatten. Dafür setzten wir Fototechniken im 
Spektrum8 von ‚Photo-elicitation‘ und Photo-Voice ein. Pho-
to-Voice ist über die rein wissenschaftliche Verwendung der 
Ergebnisse hinaus auch darauf angelegt, den an der Studie 
Mitwirkenden ein Forum zu geben, in dem ihre Stimme mehr 
Gehör finden soll als es im medialen und wissenschaftlichen 
Diskurs bislang der Fall ist. Ihnen war eine aktivere Rolle 
zugedacht als in der Sozialforschung überwiegend üblich, 
indem sie selbst Fotografien aufnehmen und diese dann in 
einer anschließenden Gruppendiskussion vorstellen sollten. 

Durchführung der Pilotstudie
Mit der Pilot-Studie sollte das Potential dieses For-
schungsansatzes getestet und es sollten mögliche Prob-
leme identifiziert werden. Das Resultat soll nachfolgend 
insbesondere bezogen auf den deutschen Teil der Studie 
vorgestellt werden. Dieser wurde von der Verfasserin ge-
meinsam mit Wendy Fitzgibbon, Kriminologin an der Uni-
versity of Leicester, und der Künstlerin Carolyne Kardia, 
ebenfalls aus England, durchgeführt.9 Dies geschah in den 
Räumen einer Beratungsstelle der freien Straffälligenhil-
fe, einer Wohneinrichtung für Haftentlassene und einer 

8 Pauwels 2015.
9 Weitere Beteiligte waren Caroline Peters und Anne Holzkämper.

Bild 1; Dennis
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Anstalt des offenen Vollzugs – letzteres beruhend auf der 
Annahme, dort Bewährungsversager zu finden und sie 
über ihre vorangegangenen Erfahrungen mit der Bewäh-
rungshilfe zu befragen. Wir händigten Digitalkameras aus 
und die Künstlerin gab eine kurze Einführung, die keine 
Technik des Fotografierens vermitteln, sondern zu einem 
spielerischen Umgang mit der Kamera ermutigen sollte. 
Die Teilnehmenden hatten etwa eine Stunde Zeit Fotos 
aufzunehmen, die ihre Situation unter Bewährung oder 
Führungsaufsicht (symbolisch) zum Ausdruck bringen 
sollten, wobei die einzige Vorgabe darin bestand, keine 
identifizierbaren Personen abzulichten. Die Bilder präsen-
tierten sie anschließend in der Gruppe, wobei sie erläuter-
ten, weshalb sie die Fotos aufgenommen haben und was 
sie damit verbinden. Dies wurde von den anderen kom-
mentiert, die Deutungen und sich anknüpfenden Assozi-
ationen über die Realität des Strafrechtssystems wurden 
eingehend in der Gruppe diskutiert. Daran beteiligten sich 
auch die anwesenden Forscherinnen sowie die Künstlerin 
und es wurde in beide Richtungen übersetzt. 

Eignung der methodischen Herangehensweise
Vor Durchführung der Studie war geplant, 20 Personen über 
eine Einrichtung der freien Straffälligenhilfe für die Teilnah-
me zu gewinnen. Deshalb haben wir dort die entsprechende 
Zahl Einwegkameras und eine Projektbeschreibung hinter-
legt und alle dort Beratenen, die unter Bewährung oder Füh-
rungsaufsicht standen, wurden angesprochen. Die Kameras 
liegen dort allerdings heute noch, da auf diese Weise nicht 
eine einzige Person gewonnen werden konnte. Ebenso ver-
hielt es sich bei einer Vielzahl weiterer Träger, die ihre Klien-
ten darauf ansprachen, wobei wir gegen Ende sogar entgegen 
unserer Überzeugung, dass sich die Auswahl dann einseitig 
auf das Ergebnis auswirken könnte, über die Bewährungshil-
fe selbst gingen. Obwohl die Ablehnung vielfach damit be-
gründet wurde, „keine Zeit“ zu haben oder Ähnliches, setzte 
sich bei uns der Eindruck durch, dass es auf diese indirekte 
Weise nicht möglich war, das notwendige Vertrauen für eine 
Teilnahme zu gewinnen und der methodische Ansatz über 
Fotos entgegen der Intention von Photovoice eher noch mehr 
Misstrauen verursacht haben dürfte, als es bei gängigen Fra-
gebogenstudien der Fall ist. 

Schließlich hatten wir dann doch an einigen Stellen Er-
folg. Deren Gemeinsamkeit bestand darin, dass der Zugang 
über eine Person hergestellt wurde, zu der die Teilnehmen-
den ein ganz besonderes Vertrauensverhältnis hatten, Sozi-
alarbeiter(in) in der Wohneinrichtung für Haftentlassene, 
Rechtsanwältin oder langjährige Drogenberaterin. Im offe-
nen Vollzug war es einfacher eine Gruppe zusammenzube-
kommen.

Auf diese Weise hatten wir schließlich 11 Männer und 
eine Frau in drei Gruppen, in eine davon holten wir im An-
schluss an die Fokusgruppen mit selbst Betroffen auf den 
ausdrücklichen Wunsch auch der letzteren noch zwei Sozial-
arbeiter mit hinzu, die ebenfalls Fotos erstellt hatten und die 
die Betroffenen gewissermaßen als ihr Sprachrohr akzeptier-
ten. Selbst bei den Personen, die sich schließlich mitzuwirken 
entschlossen hatten, war ein tief sitzendes Misstrauen fest-
stellbar. Bei der Gruppe der unter Führungsaufsicht stehen-
den Haftentlassenen äußerte sich dies auch optisch in einer 
eisig erstarrten Haltung als wir (fünf Frauen) unser Vorha-
ben vorstellten. Dies änderte sich erst, als wir verdeutlichten, 
dass es darum gehe, die seither oft nicht wahrgenommene 

Sichtweise der Betroffenen zur Geltung zu bringen. Dann 
könnten wir beobachten, wie sich die Anspannung mit einem 
Mal in ein gemeinsames Lachen auflöste mit dem Satz: „Wir 
dachten schon, wir sollen schon wieder begutachtet und ka-
tegorisiert werden.“

Einbezogen waren Personen mit langjährigen Reisen 
durch das Strafrechtssystem, einige mit Drogengeschichte, 
aber auch viele, bei denen dies nicht im Vordergrund stand. 
Die zentrale Gemeinsamkeit aller Teilnehmenden bestand 
darin, dass sie über vorherige Hafterfahrungen verfügten. 
Die Erfahrungen mit strafrechtlicher Überwachung und Be-
währungshilfe, über die sie sprachen, betrafen daher durch-
gehend Konstellationen nach einer Inhaftierung, insbeson-
dere bei Aussetzung einer Reststrafe zur Bewährung oder bei 
Führungsaufsicht nach vollständig verbüßter Freiheitsstrafe. 
Bei Auswahl von Personen, die erstmals unter Bewährung 
stehen und noch nie inhaftiert waren, würden sich die Er-
gebnisse voraussichtlich anders darstellen. Auch wenn es 
bei einer qualitativen Studie wie dieser nicht darauf ankom-
men kann, ob die einbezogenen Personen repräsentativ für 
die Grundgesamtheit der unter ambulanter strafrechtlicher 
Überwachung Stehenden sind, war der Umfang der Studie 
viel zu klein um mehr als nur höchst vorläufige erste Ergeb-
nisse hervorzubringen. Schließlich war die Pilotstudie auch 
nur darauf ausgerichtet, die methodische Herangehenswei-
se für zukünftige Forschung zu erproben. Die Studie war al-
lerdings aus Sicht aller Beteiligten ein so durchschlagender 
Erfolg, dass wir es für lohnend halten, neben ihren metho-
dischen Vorteilen auch die ableitbaren Ergebnisse einer Be-
trachtung zu unterziehen.

Einige (vorläufige) Ergebnisse

Eigenverantwortlichkeit
Es wurden Bilder von Wegweisern, Weichen usw. erstellt und 
präsentiert, die ein starkes Bewusstsein davon zeigen, dass die 
unter Überwachung stehenden Personen die Verantwortung 
für die Zukunft zuallererst bei sich selbst sehen.

Dennis10 sagte dazu (Bild S. 133) beispielsweise:
„Genau, das ist auch das was mich am meisten irgendwie beschäf-
tigt, jeden Tag jederzeit. Ja, die Entscheidung selbst zu tragen.“

Während unter anderem im Strafvollzug viel Wert auf 
die Verantwortungsübernahme betreffend Straftaten gelegt 
wird, konnten wir feststellen, dass die Teilnehmenden ein 
Bewusstsein eigener Verantwortlichkeit äußerten, das sich 
sowohl auf die Straftat als auch auf die eigene Zukunft bezog. 
Das kam beispielsweise auch in einem riesigen Schuttberg 
nebst Bagger zum Ausdruck, der die Arbeit am eigenen Selbst 
ausdrücken sollte.11

Selbstbild
Obwohl die Teilnehmenden nicht andere für ihre Situation 
verantwortlich machten, kam die Schwere der Last, die sie 
selbst zu tragen haben, durchgehend zum Ausdruck. Sie spie-
gelte sich in Rucksäcken und anderem schweren Gepäck. In 
herausragender Übereinstimmung wurde der tiefe Einschnitt 
in das Selbstwertgefühl verdeutlicht, den die Inhaftierung 
darstellte und von dem man sich auch Jahre später erst nach 

10 Die Teilnehmenden konnten sich einen Namen aussuchen, der für Publikatio-
nen über die Studie Verwendung finden sollte. Bei den vorliegend genannten 
Namen handelt es sich um diese Künstlernamen.

11 Unsere Ergebnisse decken sich dabei teilweise mit denjenigen von Schlosser 
(2015) über die Wirkung kognitiv-behavioraler Programme im Strafvollzug.
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und nach erholen könne. Die Haft wurde als traumatisieren-
des Ereignis beschrieben, an dessen mögliche Wiederholung 
zu denken stark angstauslösend war.

„Ja, das Foto ist zum Beispiel mit dem Kopf nach unten laufen, 
ne? Nach der Haft…Ich mag mich selber nicht mehr…Ja, ich hab 
auch kein Selbstwertgefühl mehr… Das was ich am meisten sehe 
sind meine Füße.“ (Stephan)

Es gab zudem eine Vielzahl an Bildern, die Dreck, Fäka-
lien oder Müll zeigten, wobei sich die Teilnehmenden jeweils 
selbst darin repräsentiert sahen. 

Perspektivlosigkeit
Die Zeit unter Führungsaufsicht oder Bewährung wurde als 
Stillstand, als tote Zeit wahrgenommen, was sich etwa in ei-
ner auf Null gestellten Uhr ausdrückte, in einem Sackgassen-
schild oder in diesem Bild:

„Ich hab die Schuhe da nur als ein Symbol, als ein Kreis, dass man 
im Kreis zurzeit läuft.“ (Vivaldi)

Dabei wurde ein Bezug zu den mangelnden Chancen auf ge-
sellschaftliche Integration hergestellt. Die Teilnehmenden drück-
ten Hilf- und Perspektivlosigkeit sowie tiefe Einsamkeit aus.

Strafkontinuum
Ein bemerkenswertes und unerwartetes Ergebnis der Studie 
war, dass Bewährung und Führungsaufsicht in den Augen der 
Betroffenen nicht eine Sache war, die sich vorrangig in den 
Amtsstuben der Bewährungshilfe oder vielleicht noch auf 
dem Weg dorthin abspielte. Wir erhielten stattdessen eine 
Vielzahl von Bildern, die Schlösser, Gitter, Mauern, Zäune 
etc. zeigten – sehr gefängnisartige Symbole. Die Betroffenen 
beschrieben Haft und anschließende Unterstellung unter die 
Bewährungshilfe, bezogen auf Autonomiebeschränkungen, 

als ein das Leben jenseits einzelner Treffen, Auflagen oder 
Weisungen vollständig durchziehendes Kontinuum.12 

Stephan: „Das bin ich, ne? … Hinter Gittern. Zwar draußen, aber 
immer noch. Ja, jeder kann über mich bestimmen, noch 5 Jahre 
lang“ 

Rolle der Bewährungshilfe
Wenn wir das Bild auf der Umschlagseite hinten innen (Bild 5) 
beispielsweise auf Konferenzen zeigten, nahm das anwesende 
Fachpublikum aus Wissenschaft und Praxis darin typischer-
weise die Darstellung der unterstützenden Rolle der Bewäh-
rungshilfe wahr.

Vivaldi selbst kommentierte es aber wie folgt: 
„Ja, das Foto hab ich einfach nur gemacht, weil wenn man 

aus der Haft ist, man wird dann immer noch geführt und äh man 
darf sich nicht selber entscheiden und so… Das ist als wenn man 
keine eigene Meinung, keine eigenen Gedanken oder sonstwas 
hat, sondern einfach nur … Ich würde die Dame, sag ich mal, als 
die Justiz bezeichnen… Als Bestimmerin.“ 

Neben solchen sehr dominanten Beschreibungen fanden 
sich auch wenige, bei denen die Bewährungshilfe als unter-
stützend beschrieben wurde. Von Dennis wurde ein Notaus-
gangsschild präsentiert und die Bewährungshilfe dabei als 
lebensrettende Unterstützung in einer Lebenskrise mit Sui-
zidabsicht charakterisiert. Andy, der langjährige Führungs-
aufsicht mit zwischenzeitlicher Unterbrechung durch eine 
neuerliche Haftstrafe wegen Weisungsverstößen gerade hin-
ter sich gebracht hatte, beschrieb die Wichtigkeit der persön-
lichen Beziehung zu der Bewährungshelferin. Er zeigte das 
Bild einer extrem steil nach oben gehenden Treppe und sagte: 

12 „Pervasive punishment” (Fitzgibbon, Graebsch & McNeill 2017).
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„Das ist, ja, ich hatte vorher ne Bewährungshelferin mit 
der bin ich gar nicht klargekommen und jetzt mit der neuen Be-
währungshelferin, die ich hier die Zeit jetzt hatte, nach meinem 
letzten Haftaufenthalt mit der bin ich super gut zurechtgekom-
men, die hat mir auch von Anfang an sehr viel Vertrauen entge-
gengebracht und dadurch konnte ich halt diese Schritte, also diese 
Treppe, Stück für Stück weit hochgehen.“ Das erreichte Ende der 
Treppe sah er als Hoffnung und Weg in die Freiheit.

Sehnsucht nach einem anderen Leben
Bilder und Gruppendiskussionen zeigten tiefe Sehnsucht 
der Teilnehmenden nach einem erfüllten Leben und nach 
menschlicher Zuwendung. Dies war aber stets vermischt mit 
einer traurigen Seite, indem nämlich die Hoffnung nicht auf 
dieses, sondern ein späteres, ein anderes Leben gerichtet war. 
Stephan präsentierte dieses Bild und sagte:

„..ich hab immer so Sehnsüchte, ich würd am liebsten so 
ein Raumschiff haben, das mich mitnimmt ins Weltall auf einen 
Planeten, wo ich dann neuanfangen könnte. Das wäre so ein 
Wunsch… Das wäre son Wunsch von mir.“

Risikoorientierung
Gleichzeitig zeigte sich starke Sensibilität gegenüber einer 
Herangehensweise von Bewährungshilfe, die weniger mit 
der persönlichen Beziehung und der Anerkennung des Ge-
genübers arbeitet, sondern stattdessen mit standardisierten 
Risikokategorien. Stephan nannte uns ein Beispiel aus der 
Kommunikation mit seinem Bewährungshelfer: 

„Und für den ist nur wichtig, dass ich am Arbeiten bin. Das 
heißt, das ist wieder dieser stabilisierende Faktor. Der hat mich 
also ganz entsetzt angerufen, wo ich ihm das Kündigungsschrei-
ben geschickt hab und der hat nur gefragt, was ich gemacht hätte, 
was da los wäre. Und wo ich dann sagte, dass halt einfach keine 
Arbeit da ist, hat er nochmal nachgehakt und gefragt, warum ich 
denn keinen Festvertrag kriegen würde…. Wo ich ja nur sagen 
konnte ‚ Keine Arbeit, kein Vertrag‘… 
Der hat mich nicht gefragt, wie es mir 
damit geht im Augenblick ohne Arbeit. 
Der hat nur diesen Gedanken gehabt, 
dass bei mir alles schief läuft, ich dann 
querschlagen würde…Also ist wieder 
ein stabilisierender Faktor weggefallen, 
ne?“

Er zeigte zwei Bilder eines Schub-
ladenschränkchens, bei einem davon 
war die unterste Schublade geöffnet.

„Das ist das Schubladendenken, wo 
ich reinsortiert werde. Jedes Mal wenn ich 
dann sitze bei som Bewährungshelfer, ne? 
Die ham da so vorgegebene Fragenkatalo-
ge, die sie dann haben. Und ähm… Ich bin 
zum Beispiel sag ich mal ‚Ohne Sozialkon-
takte‘ in einer Schublade.“ 

Auch was es dann nach sich zie-
hen kann, wenn bei den Betroffenen 
der Eindruck entsteht, die Bewäh-
rungshilfe sei lediglich an rückfallbe-
zogenen Risikofaktoren interessiert, 
wurde in der Gruppendiskussion 
deutlich:

„Also hier kann ich mich öffnen. 
Aber mein Bewährungshelfer ist der 

Letzte mit dem ich darüber sprechen würde und hab ihm das auch 
gesagt. Weil ich da nicht zu verpflichtet bin und mich kein Gesetz 
dazu verpflichten kann.“ 

Resümee: Beobachtet, aber nicht beachtet
Das Bild des Sozialarbeiters Stephen King findet sich auf der 
hinteren inneren Umschlagseite (Bild 8). Was er dazu sagte, 
eignet sich durchaus als Resümee: Die der Bewährungshilfe 
unterstellten Haftentlassenen würden „beoachtet, aber nicht 
beachtet“.

Strafvollzug und der Dreck der anderen

Ein bisschen paradox ist natürlich, dass auch wir beobachten, 
nämlich wie die anderweitig Beobachteten mit ihrer Beobach-
tung umgehen. Unser Ansinnen war, dabei aber eine Heran-
gehensweise zu wählen, die die Beobachtung mit größtmög-
licher Beachtung verbindet. Dazu gehörte aus unserer Sicht 
auch, nicht etwa systematisch die üblichen strafrechtlich und 
kriminologisch relevanten Daten abzufragen, wie Verurtei-
lungen etc., sondern dergleichen nur dann Relevanz beizu-
messen, wenn es von den Betroffenen selbst erwähnt wurde. 

Im Strafvollzug ging es um gar nicht so unterschiedliche 
Fragen. Im Mittelpunkt stand, was man als eine Art Kampf 
um die eigene Identität bezeichnen könnte.

TF: „Und ist für mich hart, dass man eben sagen wir mal fes-
te Zeit hat um eben die Orte zu reinigen nicht nur für sich selbst, 
sondern auch für Dritte, ja? Und das ist schon ungewohnt, weil 
sonst reinigt man seine eigenen vier Wände, ja? Und äh nicht jetzt 
einen öffentlichen Ort. Das ist halt für mich ne ungewohnte Situ-
ation, ja?“

Hier und an anderer Stelle wurden die Kränkungen und 
Demütigungen ersichtlich, die die Teilnehmenden intensiv 
und unabhängig davon erlebten, ob dies vom Personal der 
Anstalt intendiert war. Sie bewirken ein Leiden an der In-
haftierung, das über den Freiheitsentzug hinausgeht und an 
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Dinge anknüpft, die man für unwichtige Kleinigkeiten hal-
ten könnte. Dies wurde in der Sitzung mit vielen Beispielen 
insbesondere anhand der schriftlichen Kommunikation von 
Regeln, wie sie in der Anstalt über Aushänge etc. erfolgt, ver-
anschaulicht:

„Einfache Wortwahl und teilweise auch so ja ähm .. kein Bit-
te und so. Ne gewisse ähm... es ist so ein grober Ton, dass man 
halt sich direkt minderwertig betrachten kann.“

„Manchmal sind zehn Ausrufezeichen am Ende vom Satz 
(lacht)… Wenns förmlich wär, is ja in Ordnung, aber es gibt schon 
– es ist nicht förmlich, sondern es ist einfach äh – hat ne andere 
Form einfach. Man fühlt sich halt direkt so ja…“

Rückfrage CG: „Degradiert?“ Antwort: „Ja, richtig. Ja ja 
ja ja.“

Es ließ sich dann sogar ein Umgang dieser Gefangenen 
im Wechselspiel von Ohnmacht und Macht nachzeichnen, 
indem sie zugleich Fotos einer sehr schmutzigen Dusche und 
einer sehr schmutzigen Toilette präsentierten, wobei sie be-
tonten, dass dafür nicht die Anstalt verantwortlich sei, son-
dern Mitgefangene: 

„…gibt es also Menschen, die sich so verachten, sich selber 
bzw. anderen gegenüber benehmen, dass das in diesem Bild für 
mich einen Ausdruck hat. Dass denen das wirklich egal ist. Sie sa-
gen, sie scheißen im Grunde auf alles…“

Die zuvor beschriebenen Beschädigungen der eigenen 
Identität durch Erniedrigung wurden hier zum einen auch bei 
den anderen erkannt, zum anderen fand diesen gegenüber 
eine von uns als sehr drastisch wahrgenommene Abgrenzung 
auch mittels der Kategorie „außereuropäisch“ statt. Es fiel 
auf, dass sensible Antennen die eigene Degradierung wahr-
nahmen und diese postwendend in Abgrenzung gegenüber 
einer vermeintlich wahrhaft mit Dreck zu assoziierenden 
Gruppe weitergereicht wurden.

Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse der Pilotstudie lassen sich vor dem Hinter-
grund der Desistance-Forschung und der narrativen Krimi-
nologie verstehen. Die unter strafrechtlicher Überwachung 
Stehenden drehen sich im Kreis, weil sie immer wieder auf 
ihre Straftaten zurückgeworfen und ihre Identität vorrangig 
vor deren Hintergrund gesehen wird, auch von ihnen selbst. 
Der bei einem Gefühl der Wertlosigkeit bestehenden starken 
Sehnsucht nach einem Neuanfang scheint die Bewährungs-
hilfe nur selten neue Perspektiven eröffnen zu können. Sie 
stellt sich vielmehr als eine das Hafterleben fortsetzende 
umfassende Autonomiebeschränkung dar, die weit über kon-
krete Weisungen etc. hinausgeht. Die Bewährungshilfe kann 
aber offensichtlich im Einzelfall, in Abhängigkeit von ihrer 
Herangehensweise und der persönlichen Beziehung zuein-
ander auch ein lebensnotwendiger Strohhalm sein. Überwie-
gend wurde diese Rolle aber, wo sie überhaupt wahrgenom-
men wurde, bei der Sozialen Arbeit einzelner Personen von 
freien Trägern gesehen. 

Nach den Erkenntnissen der Desistance-Forschung ge-
lingt der Ausstieg aus einem Leben mit Straftaten oftmals 
dann, wenn die Betroffenen eine neue Geschichte über ihr Le-
ben erzählen können, in der die Vergangenheit einschließlich 
Kriminalität und Strafe als sinnvoll verstanden wird, weil sie 
den Weg zu einem heutigen guten Leben bereitete.13 Schon 
das spricht dagegen, die Bewährungshilfe in einer Weise an 

13 Grundlegend Maruna 2001.

Rückfallrisiken auszurichten, die für die Beziehungsebene 
keinen Raum mehr lässt. Es gilt vielmehr den Beschädigun-
gen der Identität, die durch die Haft entstehen, konstruktive 
Angebote entgegenzusetzen, die neue Lebensperspektiven 
eröffnen könnten.

In interessanter Parallelität zeigte sich bei den Teilneh-
menden aus dem Strafvollzug, wie die wahrgenommene Ent-
wertung des Selbst durch kleine Schritte entsteht. Auch dies 
passt zum Stand der Forschung über Gefängnisse, in der die 
Bedeutung von Fairnessprinzipien und als legitim empfun-
dene Autorität für die Bewerkstelligung von Ordnung her-
vorgehoben werden.14 

Wenn die Betroffenen sich nur beobachtet, nicht aber be-
achtet fühlen, wenn sie sich als degradiert erleben, dann ist 
dies nicht allein aus ethischer Sicht und vor dem Hintergrund 
des sozialstaatlichen Resoziali-
sierungsanspruchs problema-
tisch, sondern auch mit Blick auf 
kriminalpräventive Belange.
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Wir brauchen mehr Rückfallanalysen!

S ie arbeiten im Strafvollzug oder haben anderweitig beruflich mit dem Strafvollzug zu 
tun? Dann stellen Sie sich doch einmal folgende Situationen vor. Im Freundeskreis 

werden Sie gefragt: „Du arbeitest doch im Strafvollzug? Wie viele Eurer Gefangenen werden 
eigentlich rückfällig?“ Oder Sie erhalten eine Anfrage von Presse, Funk und Fernsehen: 
„Wir wollen gerne eine Reportage über Ihre Justizvollzugsanstalt machen. Dazu brauchen 
wir auch ein paar Daten zur Legalbewährung der Inhaftierten. Können Sie die liefern?“  Wie 
würden Sie antworten? Wenn ich diese oder ähnliche Fragen probeweise stelle, sind die 
Reaktionen höchst unterschiedlich. Manchmal ernte ich nur ein Schulterzucken. Manch-
mal werden Rückfallraten genannt, die zwischen zwanzig und achtzig Prozent schwan-
ken. Und (zu) oft höre ich: „Das kann ich Ihnen auch nicht so genau sagen – aber die Zahlen 
sind zu hoch“.

Ungenaues Wissen über die Folgen des Vollzuges kann für die Gestaltung 
des Vollzuges nicht handlungsleitend sein. In dem zu Recht auf Sicherheit 

bedachten Strafvollzug sollte auch das Wissen über die Rückfälligkeit nach der 
Haft sicher sein. Mehr noch: Wir brauchen präzise und regelmäßig aktualisierte 
Rückfalldaten, wenn wir beurteilen wollen, ob und inwieweit es dem Vollzug 
gelingt, seinen gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. 

E ine Forschergruppe des Max-Planck-Instituts für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht in Freiburg und der Juristischen Fakultät der Universität 

Göttingen hat nun eine bundesweite Rückfallstudie zur „Legalbewährung nach 
strafrechtlichen Sanktionen“ in Deutschland vorgelegt. Darin sind auch differen-
zierte Ergebnisse zum Rückfall nach Strafvollzug zu finden, die in dieser Ausga-
be von FORUM STRAFVOLLZUG auszugsweise dargestellt werden. Durch die 
Lektüre werden wir in die Lage versetzt, die eingangs gestellten und zahlreiche 
weitere Fragen eindeutig zu beantworten. Nicht nur das: Wir können auch erken-
nen, dass die Rückfalldaten gar nicht so schlecht sind, wie viele vermuten. Und 

wir finden gleichwohl Hinweise darauf, wo dennoch Handlungsbedarf zur Steigerung der 
Wirksamkeit des Vollzuges angezeigt ist. Beides ist nicht nur für die objektive Analyse 
der Vollzugsrealität von Bedeutung, sondern auch für die subjektive Arbeitszufriedenheit 
im Vollzugsalltag.

Insofern ist es begrüßenswert, dass das Bundesjustizministerium diese mittlerweile 
dritte Legalbewährungsuntersuchung in Auftrag gegeben hat. Es ist zudem anerken-

nenswert, dass es den Forschern gelungen ist, eine Anschlussfinanzierung durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft für eine vierte Analysewelle nach dem Auslaufen der 
ministeriellen Förderung zu sichern. Und es ist in diesem Zusammenhang bemerkens-
wert, dass die deutsche Justizministerkonferenz auf ihrer 87. Sitzung am 17. November 
2016 in Berlin einen Beschluss zur Notwendigkeit von Rückfalluntersuchungen gefasst 
hat, in dem festgestellt wird, „dass kontinuierliche wissenschaftliche Erkenntnisse zur 
Rückfälligkeit nach Verhängung und Verbüßung einer Strafe für eine rationale Kriminalpolitik 
unverzichtbar sind“, und mit dem der Bundesjustizminister gebeten wird, „die Fortsetzung 
der bundesweiten Untersuchung zur Legalbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen zu ge-
währleisten“. All dies ist gut. Noch besser wäre es allerdings, wenn es in der Folge zu einer 
dauerhaft sicheren Finanzierung regelmäßiger „Rückfallberichterstattungen“ kommen 
würde. Das können wir uns nicht leisten? Angesichts der Bedeutung des Themas wäre es 
wohl richtiger zu fragen, ob wir es uns leisten können, darauf zu verzichten? Ich meine: 
Nein!
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Bernd Maelicke, Christopher Wein: 
Komplexleistung Resozialisierung. Im Verbund zum Erfolg. 

Nomos Verlag Baden-Baden 2016, 242 Seiten, 49,00 €

Mit dem vorliegenden Band melden sich zwei Praktiker zu 
Wort, die dem Thema Resozialisierung seit langem verbun-
den sind, Maelicke seit seiner Dissertation (Entlassung und 
Resozialisierung, 1977) vor mehr als 40 Jahren. Es geht um 
die Überleitung aus dem Strafvollzug in Freiheit und ihre 
gesetzliche Regelung. Hierzu haben sich unter dem Begriff 
des Übergangsmanagements vielfältige Initiativen in den 
Bundesländern und neuerdings auch gesetzgeberische An-
sätze ergeben, die die traditionellen Bruchstellen zwischen 
Vollzug und Nachentlassungssituation zu überwinden su-
chen. Vom Vollzug her gedacht geht es um eine frühzeitige 
Entlassungsvorbereitung unter Integration der Bewährungs- 
und Straffälligenhilfe, die nach Entlassung sozusagen voll 
zu übernehmen haben. Dass es sich dabei nicht nur um die 
klassischen Straffälligenhilfeeinrichtungen handelt, wenn 
die soziale Wiedereingliederung gelingen soll, wird an dem 
von Maelicke aus dem Sozialrecht übernommenen Begriff 
der „Komplexleistung“ deutlich gemacht. Die Autoren begrei-
fen ihre Arbeit selbst als „Komplexleistung“, nämlich als das 
Zusammensetzen von Teilleistungen zu einem integrierten 
Ganzen. Dementsprechend finden sich bekannte Inhalte frü-
herer Veröffentlichungen des Erstautors verbunden mit der 
Masterarbeit des Zweitautors zu einem Modell „integrierter 
Resozialisierung“. Hierbei geht es darum, die verschiedenen 
Leistungen zur Deckung des individuellen Behandlungs- und 
Hilfebedarfs abzustimmen und zu vernetzen. 

Der Band ist in 16 Kapitel gegliedert. Nach einer knappen 
Darstellung der rechtstatsächlichen Ausgangslage (Gefange-
nenraten, Bewährungshilfeprobanden etc.) folgen Erläuterun-
gen zu Schlüsselbegriffen wie Straffälligenhilfe, durchgehende 
Betreuung und natürlich der unvermeidliche Begriff der „Kom-
plexleistung“ (S. 36 f.). Für die durchgehende Betreuung das 
National Offenders Management in England und Wales heran-
zuziehen, das es in der ursprünglichen Form nicht mehr gibt, 
erscheint angesichts der deutschen Modelle wie „InStar“ in 
Mecklenburg-Vorpommern oder vergleichbarer Entwicklun-
gen in anderen Bundesländern fraglich. Auf sechs Seiten wird 
die Entwicklung zur Resozialisierung in Deutschland seit 1945 
abgehandelt (unter Einschluss der DDR-Geschichte). Dass 
dies nur sehr kursorisch sein kann, versteht sich von selbst. 
Wenig überzeugend sind Behauptungen, dass die Landesstraf-
vollzugsgesetze nach 2006 es versäumt haben, einen Innovati-
onsschub für das „gesamte Reso-System“ auszulösen. Gerade 
im Bereich des Übergangsmanagements wurden im Vergleich 
zu § 154 Abs. 2 des StVollzG von 1977 wesentliche und auch 
innovative Regelungen geschaffen (jedenfalls in den Ländern, 
die dem von 10 Bundesländern erarbeiteten Musterentwurf 
von 2011 gefolgt sind). Ähnlich kurz werden die rechtlichen 
Grundlagen der Resozialisierung anhand nicht näher erläuter-
ter Übersichten erwähnt. 

Das eigentlich Innovative und Interessante des Buches 
stellt eine Umfrage bei den Justizministerien der Länder zu 
den laufenden Projekten und Ausgestaltungen des Übergangs-
managements dar (S. 63-127). Nach der Darstellung der Ant-

worten der Bundesländer werden ab S. 97 einige „Leuchttür-
me“ des Übergangsmanagements besonders hervorgehoben, 
wie das Nachsorgeprojekt Chance in Baden-Württemberg, 
das gleichnamige Projekt in Bremen, das Beratungszentrum 
in der Jugendstrafanstalt Berlin, 
die „Integrale Straffälligenarbeit“ 
in Mecklenburg-Vorpommern 
oder die vielfältigen Projekte zur 
Berufs- und Arbeitsmarktinteg-
ration in Nordrhein-Westfalen. 
Diese Umfrage ist als verdienst-
volle Ergänzung aktueller Dis-
kussionen zu begrüßen. 

Im Zwischenfazit wird wie-
derholt hervorgehoben, dass sich 
die einzelnen Projekte „bewährt“ 
oder „hohe Erfolgsquoten“ hät-
ten. Dafür werden allerdings 
keine Belege genannt und vielmehr am Ende (S. 127) auf die 
weithin fehlende Evaluation hingewiesen. Ohne jegliche Lite-
raturhinweise kommt die Darstellung der internationalen Ent-
wicklung bzgl. internationaler Standards aus, was weitgehend 
auch für die Beschreibung der englischen (NOMS), norwegi-
schen, österreichischen, schweizerischen oder US-amerikani-
schen Entwicklungen zutrifft. 

Im 8. Kapitel folgt dann unter Verweis auf den 1. Entwurf 
eines Landesresozialisierungsgesetzes die Erläuterung der Be-
griffe „Komplexleistung“ und der „Integrierten Resozialisie-
rung“, was eigentlich schon unter Kapitel 3.3 und 3.9 behandelt 
wurde. Diese erste Version eines ResoG wurde von einer Grup-
pe von Wissenschaftlern bearbeitet, an der Maelicke zunächst 
beteiligt war. Nach seinem Ausscheiden aus der Arbeitsgruppe 
aufgrund von inhaltlichen Differenzen wurde diese erste Ver-
sion komplett überarbeitet und verändert und mündete 2015 
in einen sehr viel umfassenderen und detailliert begründeten 
„Diskussionsentwurf (DiskE) eines Landesresozialisierungsge-
setzes“ (vgl. Cornel/Dünkel/Pruin/Sonnen/Weber 2015, Forum 
Verlag Godesberg), der für den Gesetzgeber in der weiteren Re-
formdebatte maßgeblich ist bzw. sein sollte. Die den Verfassern 
des DiskE wenig griffig erscheinenden Begrifflichkeiten, wie 
zum Beispiel derjenige der „Komplexleistung“, wurden dabei 
nicht übernommen. Maelicke möchte daran aber festhalten, 
wie er im 15. Abschnitt über Landesresozialisierungsgesetze und 
Opferschutzgesetze betont. Der oben erwähnte DiskE hat sehr 
viele im ersten Entwurf nur rudimentär ausgeführte Ansätze 
weiterentwickelt. Die Einbeziehung von Opferschutzbelangen, 
wie sie im Maelicke/Wein-Entwurf enthalten ist, und wie sie 
auch im Saarland erfolgt ist (dem einzigen Bundesland, das die 
Idee eines Landesresozialisierungsgesetzes bislang umgesetzt 
hat, mit allerdings lediglich organisationsrechtlichen Festlegun-
gen, die dem Geist des DiskE weder in der ersten noch der ak-
tuellen Fassung auch nur annähernd gerecht werden) wird von 
Cornel u.a. (2015, s.o.) ausdrücklich abgelehnt. Der Opferschutz 
ist zweifellos wichtig und Resozialisierung der Täter nützt auch 

Prof. em. Dr. Frieder Dünkel

Universität Greifswald 

duenkel@uni-greifswald.de
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dem Opferschutz, aber die Materien sollten in getrennten Ge-
setzen geregelt werden.

Die „Komplexleistung“ von Maelicke und Wein setzt sich 
fort in einem Abschnitt über Forschung und Entwicklung mit 
interessanten Ausführungen zu Merkmalen erfolgreicher Or-
ganisationen und zu Erfahrungen mit forschungsbasierten 
Systementwicklungen in der Kriminalrechtspflege (Kapitel 
14). Danach folgt ein Ausblick mit einem (erneut eher kurso-
rischen) Hinweis auf Ergebnisse der Desistance-Forschung. 
Den Abschluss bildet die Evaluation des sog. RESI-Modell-
projekts in Köln. Diese Evaluation anhand von 24 Fällen ohne 

jeglichen Kontrollgruppenvergleich wird als wissenschaftli-
cher Beweis der Wirksamkeit des Konzepts der Komplexleis-
tung dargestellt (S. 210). Auch wenn das Ergebnis natürlich 
wünschenswert ist und vielleicht in größeren Forschungszu-
sammenhängen auch einmal nachweisbar sein wird, ist eine 
derartige Bewertung bislang nicht vertretbar. So bleibt wie 
manches in dem Gesamtwerk zur „Komplexleistung Resozia-
lisierung“ nicht immer tiefgehend genug belegt. Dennoch ist 
für Studierende und Praktiker der Straffälligenhilfe das Buch 
natürlich nützlich, um sich über aktuelle Entwicklungen des 
Übergangsmanagements zu informieren.

Bezugspreise Forum Strafvollzug:
Einzelbesteller/in
Inland
Einzelbezug 8,10 €
Jahresabonnement 25,10 €

Ausland
Einzelbezug 8,50 €
Jahresabonnement 26,50 €

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an eine Versandadresse)
Inland
Jahresabonnement 16,70 €

Ausland
Jahresabonnement 18,70 €

Sämtliche Preise sind incl. 7% Mehrwertsteuer. Der Inlandsversand ist kostenfrei. Versandkosten ins Ausland auf Anfrage. Die Kündigungsfrist für 
den Bezug der Zeitschrift beträgt drei Monate. Eine Kündigung ist nur zum Jahresende möglich.

Der Bezugszeitraum für das Jahresabo beginnt mit der 1. Ausgabe des Kalenderjahres. Ein Abobeginn während des laufenden Kalenderjahres kann 
aus organisatorischen Gründen nicht erfolgen und wird automatisch rückwirkend mit der Ausgabe 1 des laufenden Jahres gestartet.

Sammel-DVD 49,90 € (zzgl. Verpackung und Porto)
Einbanddecke 12,00 € (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z leer 6,50 € (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z komplett 48,00 € (zzgl. Verpackung und Porto)

Einlage A-Z pro Ausgabe 1,50 € (zzgl. Verpackung und Porto)

Schriftenreihe 20,00 € (zzgl. Verpackung und Porto)

Frank Arloth

Münchener Kommentar, Strafgesetzbuch, §§ 80-184j StPO 
3. Aufl., Verlag C.H.Beck München 2017, 1862 Seiten, 319,00 €

Zwischenzeitlich hat sich der nun in 3. Auflage er-
scheinende Münchener Kommentar zum StGB wahrlich 

etabliert. Die Kommentierung 
des StGB ist auf acht Bände an-
gelegt und umfasst das gesam-
te StGB sowie die in der Recht-
spraxis bedeutsamen Teile des 
Nebenstrafrechts. Die 3. Au-
flage soll im Jahre 2017 abge-
schlossen werden. Vorliegend 
wird die Kommentierung zu §§ 
80-184j StGB vorgelegt. Bear-
beitungsstand ist der 1. Dezem-
ber 2016; damit ist der Band 
hochaktuell. Das 50. Gesetz zur 
Änderung des StGB – Verbesse-

rung des Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung – vom 
4. November 2016 konnte noch berücksichtigt werden. 
Damit liegt eine der ersten Kommentierungen zu der 
schlagwortartig als „Nein heißt nein“ bezeichneten Re-
form des Vergewaltigungsparagrafen vor. 

Den Herausgebern und Autoren ist wieder ein eindrucks-
volles Werk gelungen. Der Kommentar versucht dabei einen 
Mittelweg zu gehen zwischen vollständiger Erfassung der 
auch hier kaum noch übersehbaren Literatur und den prakti-
schen Bedürfnissen der Benutzer, die in der Praxis nicht im-
mer sämtlichen Verästelungen der Wissenschaft nachgehen 
müssen. Der Kommentar richtet sich an Richter, Staatsan-
wälte und Strafverteidiger und natürlich an alle, die in ihrer 
täglichen Arbeit mit dem StGB zu tun haben. Insofern ist das 
Werk unverzichtbarer Bestandteil jeder Handbibliothek zum 
Strafgesetzbuch.

Prof. Dr. Frank Arloth

Redaktionsleiter

frank.arloth@stmj.bayern.de
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Gerd Koop

Monica Steinhilper – 15 Jahre verantwortliche Chefin  
des niedersächsischen Justizvollzuges  

Ein Rückblick 

Ministerialdirigentin a.D. Dr. Monica Steinhilper verabschie-
dete sich im Frühjahr 2015 nach mehr als 36-jähriger Tätigkeit 
im Niedersächsischen Justizministerium in den Ruhestand.

Wie kaum ein anderer prägte sie in dieser Zeit den nie-
dersächsischen Strafvollzug, davon fünfzehn Jahre als Ab-
teilungsleiterin, „Chefin“ von zuletzt 3.900 Bediensteten 
und knapp 6.000 Inhaftierten. Mit ihrem Namen sind un-
trennbar die Themen Auflösung des Justizvollzugsamtes, 
Delegation von Befugnissen auf die Anstalten, Budgetierung, 
Personal- und Organisationsentwicklung,  die Gründung der 
Führungsakademie, des Kriminologischen Dienstes und des 
Gesundheitszentrums verbunden. In ihrer Amtszeit initi-
ierte und leitete sie zahlreiche Reorganisationsprozesse, die 
den niedersächsischen Justizvollzug stark und zukunftsfähig 
machten. Ein großes Anliegen war ihr stets die vertrauens-
volle und verlässliche Zusammenarbeit mit den Personal-
vertretungen und Berufsverbänden. Besonders am Herzen 
lag ihr der enge Kontakt zu den Anstaltsleiterinnen und An-
staltsleitern. Die Beziehung zu ihnen war persönlich, wert-
schätzend und ungewöhnlich offen. Legendär sind die sog. 
Stuhlkreise zu Beginn der Anstaltsleitertagungen, in denen 
im vertrauten Kreise   „Tacheles“ geredet wurde. Sie scheute 
sich auch nicht, bei jeder sich bietenden Gelegenheit ihren 
Stolz auf den niedersächsischen Justizvollzug zum Ausdruck 
zu bringen. Es war Monica Steinhilpers Imagekampagne  für 
einen Justizvollzug, der sich über die Jahre zu einer leis-
tungsstarken und selbstbewussten Organisation entwickel-
te und für den „cooperate identity“ kein Fremdwort war. Im 
Themenportfolio nicht unerwähnt bleiben sollen die Stär-
kung des Frauenvollzugs, der Ausbau der Sozialtherapie und 
Einführung von  Naikan, einer in Japan entwickelten Metho-
de der Meditation und Selbsterfahrung. Monica Steinhilper 
widmete sich diesen Themen in Phasen der Planung und des 
Aufbaus mit großer Leidenschaft, Überzeugungskraft und 
Beharrlichkeit. Viele ihrer Projekte, ihre Vorgehensweise und 
Erfahrungen hat sie der Fachwelt in zahlreichen Veröffentli-
chungen hinterlassen.

Forum Strafvollzug wollte wissen, wie die langjährige 
Managerin des Strafvollzuges in Niedersachsen das Le-
ben danach gestaltet.

Frau Dr. Steinhilper, wie geht es Ihnen ohne den Jus-
tizvollzug und wie sieht Ihr neuer Alltag aus?
„Ein jegliches hat seine Zeit, und alles Vorhaben unter dem 
Himmel hat seine Stunde“. Die Bedeutung dieses Zitats aus 
dem Alten Testament ist mir, je älter ich wurde, immer mehr 
ins Bewusstsein gekommen. Darum habe ich entschieden, 
mich zweieinhalb Jahre vor dem Erreichen der Altersgrenze 
aus dem aktiven Dienst zu verabschieden. Meine Zeit im Jus-
tizministerium war reichlich gefüllt mit tollen Aufgaben und 
Herausforderungen, die mich gelegentlich auch bis an Gren-
zen forderten, mit Erfolgen und erfreulicherweise mit nur 
wenigen Misserfolgen, die allerdings ebenfalls angenommen 

und konstruktiv in nächste Schritte umgewandelt werden 
mussten. Ich bin so vielen tollen Menschen begegnet, mit 
denen ich zusammenarbeiten durfte, die mich beeindruckt 
oder geprägt haben. Es war eine solche Freude, die vielen en-
gagierten und kreativen Vollzugsbediensteten aller Laufbah-
nen zu erleben, mit welcher Leidenschaft sie das taten, was 
sie taten! Kurzum: Ich hatte das Gefühl, so viel erlebt und 
erreicht zu haben, dass ich mein berufliches Leben abschlie-
ßen und mich anderen Dingen im Leben zuwenden konnte. 
Es geht mir also gut ohne den Justizvollzug oder – anders 
formuliert – es geht mir gut, weil ich eine so gute Zeit mit 
dem Justizvollzug hatte.

Mein Alltag? Nun ja, der Unterschied zwischen Alltag, 
Feiertag und Urlaub verwischt sich, wenn man nicht mehr an 
Arbeitszeiten gebunden ist und wenn man – wie ich – zwi-
schen drei Wohnsitzen (Hannover, Ostsee und Südfrank-
reich) hin und her pendelt und dazwischen gern auch noch 
auf weitere Reisen geht. Ganz klar steht im Mittelpunkt mei-
nes Lebens meine Familie, die um Vincent (3) und Milo (2) 
bereichert wurde. Es ist wunderbar zu beobachten, wie die 
Kleinen die Welt entdecken. Ich verbringe sehr gerne Zeit 
mit ihnen und empfinde mein Großmuttersein als äußerst 
sinnstiftend. Zudem genieße ich es sehr, mehr Zeit für Sport, 
Kultur und Freunde zu haben. Es ist ein Geschenk, den Tag 
selbstbestimmt gestalten zu können. Ich stehe übrigens heu-
te früher auf als während meiner Berufstätigkeit. Oft kann 
ich es gar nicht erwarten, den Tag zu beginnen.

Haben Sie noch Kontakte zum Strafvollzug und wie se-
hen diese aus?
Ich habe mich im März 2015 mit „Leben Sie wohl“ und nicht 
mit „Auf Wiedersehen“ verabschiedet. Alles hat seine Zeit. 
Meine Zeit im Justizvollzug ist vorbei. Dennoch denke ich 
gelegentlich gerne und voller Dankbarkeit an den Justizvoll-
zug in Niedersachsen, an das Justizministerium, aber auch 
an den Strafvollzugsausschuss der Länder und an  meine in-
ternationalen Kontakte insbesondere nach Tschechien und 
Polen. Zu meinem Selbstverständnis aber gehört es, los zu 
lassen, wenn die Zeit vorbei ist. Zudem weiß ich den nie-
dersächsischen Justizvollzug mit Christiane Jesse in besten 
Händen. Auf persönlicher Ebene habe ich noch den ein oder 
anderen Kontakt, zum Beispiel zu Thomas Papies, dem jet-
zigen Leiter der JVA Celle. Mit ihm habe ich mehr als zwei 
Jahrzehnte im Justizministerium eng  zusammengearbeitet. 
Und mit ihm zusammen habe ich im vergangenen Jahr wohl 
meinen letzten Aufsatz zu einem vollzuglichen Thema ge-
schrieben: „Strategische Personalentwicklung im Justizvoll-
zug“, ein Beitrag für einen von Bernd Maelicke und Stefan 
Suhling herausgegebenen Sammelband, der in diesem Jahr 
erscheint.
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Was waren für Sie die wichtigsten Ziele und Heraus-
forderungen Ihrer langjährigen Tätigkeit im Strafvoll-
zug?
Als Abteilungsleiterin habe ich meine größte Herausforde-
rung darin gesehen, die zwischen der Strafvollzugsabteilung 
und dem Justizvollzug abgestimmten inhaltlich-konzep-
tionellen Ziele mit denen der jeweiligen politischen Spitze 
in Einklang zu bringen, d.h. das, was uns, den Fachleuten 
wichtig war, so zu verpacken, dass auch die jeweilige Minis-
terin bzw. der jeweilige Minister dies in ihre Programme auf-
nehmen und politisch „vermarkten“ konnten. Nach meinen 
Erfahrungen ist das Gesamtsystem Justizvollzug nur dann 
erfolgreich, wenn alle Ebenen an einem Strang ziehen. Das 

ist nicht immer leicht und setzt 
Erfahrung und strategisches Ge-
schick voraus. 

Da ich selber nie im Justiz-
vollzug gearbeitet und als sog. 
Quereinsteigerin mit 27 Jahren 
meine Berufstätigkeit im Jus-
tizministerium begonnen habe, 
musste ich immer ganz genau 
hinhören, wenn Praktiker aus 
dem vollzuglichen Alltag berich-
teten. Schnell erkannte ich, dass 
ich ohne deren Wissen, ohne 
deren Erfahrung und Beratung 
keinen Erfolg haben würde und 
dass es klug ist, nur die Ent-
scheidungen im Ministerium zu 

treffen, die für die Steuerung des Gesamtsystems notwendig 
sind. Meine primären Ziele lagen also vorrangig im Bereich 
der Organisationsentwicklung:   Aufbau einer Beraterkultur 
einerseits, weitreichende Delegation von Befugnissen auf die 
Anstalten und Entwicklung neuer Steuerungsinstrumente 
andererseits. Auch aus heutiger Sicht glaube ich, damit ein 
Fundament gelegt zu haben für die Weiterentwicklung des 
niedersächsischen Justizvollzugs, der stets Antworten auf 
aktuelle Problemlagen gefunden hat.

Was raten Sie für die Zukunft?
Ich bitte um Verständnis, dass ich insoweit keine Empfeh-
lungen mehr gebe. Fragen Sie diejenigen, die Tag für Tag mit 
den Problemen des Justizvollzugs konfrontiert sind. Seit 
zwei Jahren verfolge ich vollzugspolitische Themen aus der 
Distanz, überwiegend aus den Medien. Ich spüre noch heu-
te das Unbehagen, das nicht nur mich, sondern auch mei-
ne Kollegen im Strafvollzugsausschuss überkam, wenn sich 
„Ehemalige“ zu aktuellen Ereignissen aus dem Justizvollzug 
öffentlich zu Wort meldeten. Auch wenn Forum Strafvollzug 
überwiegend von Insidern gelesen wird, die nachsichtig mit 
dem Ratschlag einer Alt-Abteilungsleiterin umzugehen wis-
sen, möchte ich es dabei belassen zu sagen: Dank an alle, mit 
denen ich auch über Ländergrenzen hinweg zusammenarbei-
ten konnte, denen ich auf Fachtagungen begegnet bin, deren 
Ideen mich inspirierten und mit denen ich mich verbunden 
gefühlt habe. Allen Leserinnen und Lesern von Forum Straf-
vollzug wünsche ich viel Freude und viel Glück bei ihrer Ar-
beit im Justizvollzug!

Gerd Koop

Leiter der Justizvollzugsanstalt 

Oldenburg

gerd.koop@justiz.

niedersachsen.de
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Art. 203 BayStVollzG, 
Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 
Abs. 1 GG, Art. 8 EMRK
(Einsicht in die Krankenakte)

1. Das Recht auf Selbstbestimmung und die personale Würde 
des Patienten (Art.2 Abs.1 i.V.m. Art.1 Abs.1 GG) gebieten, 
jedem Patienten gegenüber seinem Arzt und Krankenhaus 
grundsätzlich einen Anspruch auf Einsicht in die ihn betref-
fenden Krankenunterlagen einzuräumen. Der Einsichtsan-
spruch muss nur zurücktreten, wenn ihm wichtige, im Rahmen 
einer Abwägung überwiegende Belange entgegenstehen.

2. Der Anspruch auf Einsicht in die Krankenakte besteht auch 
dann, wenn der Patient im Strafvollzug oder Maßregelvollzug 
untergebracht ist. Aufgrund der eingeschränkten Arztwahl 
kommt im Maßregelvollzug wie im Strafvollzug dem Ein-
sichtsrecht für die Wahrnehmung des Selbstbestimmungs-
rechtes des Patienten eine besonders große Bedeutung zu.

3. Auch aus der Wertung des Art. 8 EMRK folgt, dass der Pati-
ent grundsätzlich einen Anspruch gegen staatliche Stellen auf 
umfassende Einsicht in seine Krankenakte und die Übermitt-
lung von Kopien hat. Es obliegt nicht dem Patienten, seinen 
Antrag zu begründen; vielmehr bedarf es zwingender Gründe, 
um den Antrag abzulehnen.

(Leitsätze der Redaktion)
Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 20. Dezember 2016 – 2 BvR 

1541/15

Der Beschluss des Landgerichts Regensburg vom 18. Mai 2015 
- SR StVK 159/15 - verletzt den Beschwerdeführer in seinem 
Grundrecht aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 
1 Absatz 1 des Grundgesetzes. 
Der Beschluss des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 31. Juli 
2015 - 2 Ws 407/15 - verletzt den Beschwerdeführer in seinem 
Grundrecht aus Artikel 19 Absatz 4 des Grundgesetzes. 
Die Beschlüsse werden aufgehoben. Die Sache wird an das 
Landgericht Regensburg zurückverwiesen. 
Der Freistaat Bayern hat dem Beschwerdeführer seine not-
wendigen Auslagen zu erstatten. 

Gründe

Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Voraussetzungen des 
Anspruchs eines Strafgefangenen auf Einsicht in seine Kran-
kenakte.

I.

1. Der Beschwerdeführer verbüßt eine lebenslange Freiheits-
strafe in der Justizvollzugsanstalt Straubing. Mit Beschluss 
vom 20. Mai 2014 gab das Bundesverfassungsgericht einer 
Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers statt, die die 
fachgerichtliche Überprüfung der Durchführung eines HIV-
Tests betraf (Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats 
vom 20. Mai 2014 - 2 BvR 2512/13 -, juris). Nach dem Vortrag 
des Beschwerdeführers hatte dieser im Juni 2013 davon er-

fahren, dass im Jahre 2007 eine von ihm abgegebene Blut-
probe ohne seine Zustimmung auf HI-Viren geprüft worden 
sei. Nach der Zurückverweisung der Sache durch das Bundes-
verfassungsgericht stellte das Landgericht Regensburg die 
Rechtswidrigkeit der Durchführung des HIV-Tests fest.
2. Daraufhin beantragte der Beschwerdeführer bei der Jus-
tizvollzugsanstalt umfassende Einsicht in seine Krankenak-
te. Eine bloße Aktenauskunft genüge nicht, da er nicht ange-
ben könne, welche Aktenteile er einsehen müsse, um etwaige 
Rechtsverstöße reklamieren zu können. Nachdem ihn die 
Justizvollzugsanstalt aufgefordert hatte, seinen Antrag zu 
konkretisieren, erklärte der Beschwerdeführer erneut, dass 
er sein Begehren nicht eingrenzen könne. Insbesondere habe 
er schon zahlreiche Blutproben abgegeben und gehe davon 
aus, dass alle durchgeführten Blutuntersuchungen rechts-
widrig gewesen seien.

3. Die Justizvollzugsanstalt lehnte den Antrag ab und führte 
aus, dass der Beschwerdeführer gemäß Art. 203 BayStVoll-
zG lediglich einen Anspruch auf Aktenauskunft habe. Indes 
lasse sich dem Antrag nicht entnehmen, zu welchen Daten 
der Beschwerdeführer genau Auskunft begehre. Falls er dies 
wünsche und einen entsprechenden Antrag stelle, könnten 
ihm näher bezeichnete personenbezogene Daten, etwa zu 
konkreten Blutuntersuchungen, mitgeteilt werden.

4. Der Beschwerdeführer beantragte bei dem Landgericht 
Regensburg, die Justizvollzugsanstalt zu verpflichten, ihm 
die begehrte Akteneinsicht zu gewähren. Eine bloße Akten-
auskunft sei zur Wahrnehmung seiner Rechte nicht ausrei-
chend. Wie das Landgericht bereits festgestellt habe, sei im 
Jahre 2007 ein rechtswidriger HIV-Test durchgeführt wor-
den. Aus der Krankenakte könnten sich Hinweise auf weite-
re rechtswidrige HIV-Tests ergeben. Er habe während seiner 
Haftzeit schon viele Blutproben abgegeben, deren Daten er 
nicht benennen könne. Vor diesem Hintergrund könne er 
sein Begehren nicht auf Auskünfte zu bestimmten Aktentei-
len beschränken. Nur durch eine vollständige Akteneinsicht 
könne er feststellen, ob weitere Rechtsverstöße stattgefun-
den hätten. Ein Anspruch hierauf ergebe sich aus dem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung.

5. In ihrer Stellungnahme verwies die Justizvollzugsanstalt 
darauf, dass der Beschwerdeführer nach Maßgabe von Art. 
203 BayStVollzG, Art. 10 BayDSG keinen Anspruch auf Akte-
neinsicht habe. Soweit es ihm um Blutuntersuchungen gehe, 
rechtfertige dies nicht eine Einsicht in die gesamte Kranken-
akte. Er könne lediglich Auskünfte zu Aufzeichnungen über 
Blutproben beanspruchen. Diese seien zeitlich oder anlass-
bezogen soweit wie möglich einzugrenzen.

6. Mit Beschluss vom 18. Mai 2015 wies das Landgericht 
den Antrag als unbegründet zurück. Bei dem Antrag des Be-
schwerdeführers, die Justizvollzugsanstalt zur Bewilligung 
der begehrten Akteneinsicht zu verpflichten, handele es sich 
um einen Anfechtungsantrag, der sich gegen den ablehnen-
den Bescheid richte. Dieser Bescheid sei rechtmäßig, da der 
Beschwerdeführer nach Maßgabe des Art. 203 BayStVollzG 
keinen Anspruch auf Einsicht in seine Krankenakte habe. Die 
gesetzliche Regelung sehe ein Stufenverhältnis vor, wonach 
zunächst nur ein Auskunftsanspruch bestehe. Begehre der 
Betroffene darüber hinaus Akteneinsicht, müsse er darlegen, 
dass er über die grundsätzlich als ausreichend zu erachtende 
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Auskunft hinaus auf Akteneinsicht angewiesen sei; der blo-
ße Hinweis auf das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung genüge insoweit nicht. Der Vortrag des Beschwerde-
führers, er benötige die Akte, um nach Rechtsverstößen zu 
suchen, sei nicht geeignet, einen Anspruch auf Akteneinsicht 
zu begründen. Anderenfalls könnte jeder Gefangene regel-
mäßig Akteneinsicht verlangen, was der Regelung in Art. 203 
BayStVollzG zuwiderliefe. Auch aus dem Umstand, dass im 
Jahre 2007 rechtswidrig ein HIV-Test durchgeführt worden 
sei, ergebe sich kein Grund für eine umfassende Aktenein-
sicht, zumal der Beschwerdeführer bereits seit 1997 in Haft 
sei. Es sei ausreichend, dass die Justizvollzugsanstalt dem 
Beschwerdeführer in Aussicht gestellt habe, ihm „Einsicht“ 
in die Teile der Akte zu gewähren, die im Zusammenhang mit 
Blutentnahmen stünden.

7. Gegen diesen Beschluss legte der Beschwerdeführer 
Rechtsbeschwerde ein. Er rügte unter anderem, dass die ihn 
betreffenden Akten über Jahre hinweg rechtswidrig geführt 
worden seien. Zu einer näheren Konkretisierung relevanter 
Aktenbestandteile sei er nicht in der Lage. Ferner sei zu be-
rücksichtigen, dass er keine freie Arztwahl habe, sondern auf 
die Ärzte in der Justizvollzugsanstalt angewiesen sei. Vor 
diesem Hintergrund müsse ihm gestattet werden, sich abso-
lute Klarheit über deren Redlichkeit zu verschaffen.

8. Mit Beschluss vom 31. Juli 2015 verwarf das Oberlandes-
gericht Nürnberg die Rechtsbeschwerde als unzulässig, da 
die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 116 Abs. 
1 StVollzG nicht gegeben seien. Eine gegen diesen Beschluss 
erhobene Anhörungsrüge hatte keinen Erfolg.

II.

1. Mit seiner Verfassungsbeschwerde wendet sich der Be-
schwerdeführer gegen den Beschluss des Landgerichts und 
den Beschluss des Oberlandesgerichts. Er rügt eine Verlet-
zung seines Rechts auf Resozialisierung aus Art. 2 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG, seines allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts sowie seiner Grundrechte aus Art. 3 Abs. 1 GG 
und Art. 19 Abs. 4 GG. [..]

III.

Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Ent-
scheidung an, weil dies zur Durchsetzung der Grundrechte 
des Beschwerdeführers angezeigt ist (vgl. § 93a Abs. 2 Buch-
stabe b BVerfGG). Die für die Beurteilung der Verfassungsbe-
schwerde maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen sind 
durch das Bundesverfassungsgericht bereits entschieden; da-
nach ist die Verfassungsbeschwerde offensichtlich begründet 
(vgl. § 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG).

1. Der Beschluss des Landgerichts verletzt den Beschwer-
deführer in seinem Grundrecht auf - auch informationelle - 
Selbstbestimmung und personale Würde gemäß Art. 2 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG.

a) aa) Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 
gewährleistet die Befugnis des Einzelnen, über die Preisgabe 
und Verwendung seiner persönlichen Daten grundsätzlich 
selbst zu bestimmen (vgl. BVerfGE 65, 1 <43>; 78, 77 <84>; 
120, 274 <312>; 130, 151 <183>; stRspr). Auch der fehlende Zu-

gang zum Wissen Dritter über die eigene Person kann die von 
Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG geschützte 
individuelle Selbstbestimmung berühren (vgl. BVerfGE 65, 1 
<43>; BVerfGK 7, 168 <174>; BVerfG, Beschluss der 3. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 17. Juli 1991 - 2 BvR 1570/89 -, ju-
ris, Rn. 3; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats 
vom 17. November 1992 - 1 BvR 162/89 -, juris, Rn. 7; BVerfG, 
Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 16. Septem-
ber 1998 - 1 BvR 1130/98 -, juris, Rn. 8 ff.). Daher verschafft 
das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung sei-
nem Träger auch Rechtspositionen, die den Zugang zu über 
ihn gespeicherten persönlichen Daten betreffen.

bb) Bezogen auf den Zugang zu Krankenakten gebieten das 
Recht auf Selbstbestimmung und die personale Würde des 
Patienten (Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG), 
jedem Patienten gegenüber seinem Arzt und Krankenhaus 
grundsätzlich einen Anspruch auf Einsicht in die ihn betref-
fenden Krankenunterlagen einzuräumen (vgl. BVerfG, Be-
schluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 16. September 
1998 - 1 BvR 1130/98 -, juris, Rn. 8). Dieses Einsichtsrecht ist 
zwar von Verfassungs wegen nicht ohne Einschränkungen ge-
währleistet. Es hat seine Grundlage aber unmittelbar in dem 
grundrechtlich gewährleisteten Selbstbestimmungsrecht des 
Patienten und muss daher nur zurücktreten, wenn ihm ent-
sprechend wichtige Belange entgegenstehen (vgl. BVerfGK 7, 
168 <174>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Se-
nats vom 16. September 1998 - 1 BvR 1130/98 -, juris, Rn. 9).

Bei der demnach notwendigen Abwägung kommt dem In-
formationsinteresse des Patienten grundsätzlich erhebliches 
Gewicht zu. Ärztliche Krankenunterlagen betreffen mit ih-
ren Angaben über Anamnese, Diagnose und therapeutische 
Maßnahmen den Patienten unmittelbar in seiner Privatsphä-
re (vgl. BVerfGE 32, 373 <379>; 44, 353 <372 f.>; BVerfGK 7, 
168 <175>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Se-
nats vom 16. September 1998 - 1 BvR 1130/98 -, juris, Rn. 8). 
Deshalb und wegen der möglichen erheblichen Bedeutung 
der in solchen Unterlagen enthaltenen Informationen für 
selbstbestimmte Entscheidungen des Behandelten hat die-
ser ein geschütztes Interesse daran zu erfahren, wie mit sei-
ner Gesundheit umgegangen worden ist, welche Daten sich 
dabei ergeben haben und wie man die weitere Entwicklung 
einschätzt (vgl. BVerfGK 7, 168 <175>; siehe hierzu auch die 
zivilrechtliche Neuregelung in § 630g BGB durch das Gesetz 
zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten 
vom 20. Februar 2013, BGBl I S. 277, und die die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts aufgreifende Geset-
zesbegründung in BTDrucks 17/10488, S. 26).

cc) Dieser grundrechtlich verankerte Anspruch besteht auch 
dann, wenn der Patient im Strafvollzug oder Maßregelvoll-
zug untergebracht ist.

Im Hinblick auf den Anspruch auf Einsicht in die Kranken-
unterlagen eines im Maßregelvollzug Untergebrachten hat 
das Bundesverfassungsgericht darauf hingewiesen, dass das 
Selbstbestimmungsrecht des Patienten im Maßregelvollzug 
in stärkerem Maße gefährdet ist als bei privatrechtlichen 
Behandlungsverhältnissen (BVerfGK 7, 168 <176 ff.>). Die 
insoweit maßgeblichen Erwägungen lassen sich zumindest 
teilweise auf die Behandlung von Strafgefangenen übertra-
gen (vgl. hierzu auch OLG Brandenburg, Beschluss vom 12. 
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Februar 2008 - 2 VAs 7/07 -, juris, Rn. 8 ff.; OLG Hamm, Be-
schluss vom 23. Februar 2012 - III-1 Vollz (Ws) 653/11 -, juris, 
Rn. 18 ff.). Wie der im Maßregelvollzug Untergebrachte kann 
auch ein Strafgefangener seinen Arzt nicht frei wählen (vgl. 
BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 
28. November 2008 - 2 BvQ 36/08 -, juris, Rn. 3; BVerfG, Be-
schluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 5. Mai 2014 
- 2 BvR 1823/13 -, juris, Rn. 24). Er kann selbst dann nicht 
nach eigenem Wunsch in ein anderes Behandlungsverhältnis 
wechseln, wenn er kein Vertrauen in den ihn behandelnden 
Arzt hat und nach seiner Wahrnehmung die Beziehung zer-
rüttet ist. Auch wo solche Einschätzungen rein subjektiven 
Charakter haben, ist unter diesen Bedingungen das Selbst-
bestimmungsrecht des Behandelten durch Verweigerung des 
Zugangs zu wesentlichen Teilen der eigenen Krankenunterla-
gen deutlich intensiver berührt als in einem privatrechtlichen 
Behandlungsverhältnis, in dem der Betroffene sein Selbstbe-
stimmungsrecht dadurch ausüben kann, dass er sich aus dem 
Behandlungsverhältnis zurückzieht (vgl. BVerfGK 7, 168 <176 
f.>). Wie der Maßregelvollzug ist auch der Strafvollzug durch 
ein besonders hohes Machtgefälle zwischen den Beteiligten 
geprägt, weshalb die Grundrechte der Betroffenen naturge-
mäß besonderer Gefährdung ausgesetzt sind (vgl. zum Maß-
regelvollzug BVerfGK 7, 168 <177> m.w.N.). Dies gilt auch in 
Bezug auf die Führung der Akten und den Zugang zu ihnen. 
Der Inhalt der Krankenunterlagen ist wegen seines sehr pri-
vaten Charakters in besonderem Maße grundrechtsrelevant. 
Ohne Akteneinsicht kann sich der Betroffene nicht vergewis-
sern, ob die Aktenführung den grundrechtlichen Anforde-
rungen entspricht, und seinen Anspruch auf Löschung oder 
Berichtigung falscher Informationen nicht in gleicher Weise 
verwirklichen.

dd) Der grundrechtlich verankerte Anspruch des Patienten 
auf Einsicht in seine Krankenakte wird auch durch die Wer-
tungen des Art. 8 EMRK unterstrichen.

Die Europäische Menschenrechtskonvention und die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte dienen auf der Ebene des Verfassungsrechts als Aus-
legungshilfen für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite 
von Grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen des 
Grundgesetzes, sofern dies nicht zu einer von der Konventi-
on selbst nicht gewollten (vgl. Art. 53 EMRK) Einschränkung 
oder Minderung des Grundrechtsschutzes nach dem Grund-
gesetz führt (vgl. BVerfGE 111, 307 <317>; 128, 326 <366 ff.>; 
stRspr).

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs folgt aus Art. 8 
EMRK grundsätzlich ein Anspruch des Patienten gegenüber 
staatlichen Stellen auf umfassende Einsicht in seine Kranken-
akte und die Übermittlung von Kopien (vgl. EGMR, K.H. and 
others v. Slovakia, Urteil vom 28. April 2009, Nr. 32881/04, §§ 
47 ff.). Danach obliegt es nicht dem Patienten, seinen Antrag 
zu begründen; vielmehr bedarf es zwingender Gründe („com-
pelling reasons“), um den Antrag abzulehnen (a.a.O., § 48). 
Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs steht 
Ziffer 8.1. der Empfehlung Nr. R (97) 5 des Europarats über 
den Schutz medizinischer Daten, wonach jedermann Zugang 
zu seinen medizinischen Daten haben soll. Dem entsprechen 
die Empfehlungen des Europäischen Komitees zur Verhü-
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (CPT). Danach sollen Patienten, denen 

die Freiheit entzogen ist, alle relevanten Informationen über 
ihren Gesundheitszustand, den Behandlungsverlauf und die 
verordneten Medikamente zur Verfügung gestellt werden; 
vorzugsweise sollen sie das Recht haben, den Inhalt ihrer 
Gefängniskrankenakte zu konsultieren, es sei denn, dies ist 
aus therapeutischen Gründen nicht ratsam (CPT-Standards, 
CPT/Inf/E [2002] 1 - Rev. 2010, S. 35; vgl. auch CPT/Inf [2009] 
38, S. 15).

b) Diesen verfassungsrechtlichen Maßgaben wird der Be-
schluss des Landgerichts nicht gerecht. Das Landgericht hat 
zwar erkannt, dass das vom Beschwerdeführer geltend ge-
machte Informationsinteresse durch Art. 2 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Art. 1 Abs. 1 GG grundrechtlich geschützt ist. Es 
hat jedoch die Bedeutung und Tragweite des Grundrechts des 
Beschwerdeführers bei der Auslegung und Anwendung von 
Art. 203 BayStVollzG verkannt.

Das Landgericht hat nicht berücksichtigt, dass aus Art. 2 Abs. 
1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG grundsätzlich ein Recht 
des Patienten auf Einsicht in die ihn betreffenden Kranken-
unterlagen folgt und dass das verfassungsrechtlich veranker-
te Informationsinteresse des Patienten durch die besonderen 
Verhältnisse des Strafvollzugs noch verstärkt wird. Der Be-
schwerdeführer hatte dargelegt, dass er umfassende Einsicht 
in seine Krankenunterlagen begehre, um sein Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung auszuüben und die Recht-
mäßigkeit seiner Behandlung sowie der Aktenführung zu 
überprüfen. Danach hätte die begehrte Akteneinsicht grund-
sätzlich gewährt werden müssen. Das Selbstbestimmungs-
recht des Beschwerdeführers muss nur dann zurücktreten, 
wenn einer Akteneinsicht entsprechend gewichtige Belange 
entgegenstehen. Entsprechende Ausschluss-tatbestände fin-
den sich etwa in Art. 10 Abs. 5 BayDSG, wobei allerdings in 
jedem Fall eine Abwägung mit dem Selbstbestimmungsrecht 
des Beschwerdeführers vorzunehmen gewesen wäre. Ge-
sichtspunkte, die dessen Informationsinteresse überwiegen 
könnten, hat das Landgericht jedoch nicht benannt.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass, wenn es im Hinblick 
auf bestimmte Aktenteile hinreichend gewichtige Gründe für 
die Ablehnung der Akteneinsicht geben sollte, eine Ausein-
andersetzung mit der Möglichkeit der Aussonderung oder 
Schwärzung dieser Aktenteile erfolgen müsste (vgl. BVerfGK 
7, 168 <182, 184>).

c) Dahinstehen kann, ob das Landgericht den Antrag des 
Beschwerdeführers in einer Weise ausgelegt hat, die den 
Rechtsschutz in verfassungswidriger Weise verkürzt, da es 
nicht von einem Verpflichtungsantrag, sondern von einem 
hinter dem eigentlichen Begehren zurückbleibenden Anfech-
tungsantrag ausgegangen ist (vgl. BVerfGK 10, 509 <513>). 
Der Beschwerdeführer hatte beantragt, die Justizvollzugsan-
stalt zu verpflichten, Akteneinsicht zu gewähren. Im Rahmen 
der neuen Entscheidung wird zu berücksichtigen sein, dass es 
sich hierbei um einen Verpflichtungsantrag nach § 109 Abs. 1 
Satz 2 StVollzG handeln dürfte.

2. Die angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts 
verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus 
Art. 19 Abs. 4 GG. […]

Rechtsprechung
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Jochen Goerdeler

Anspruch auf Einsicht in die Krankenakte
Anmerkung zu BVerfG, Beschl. v. 20.12.2016 – 2 BvR 1541/15

Einleitung

Die Einsichtnahme in die eigene Vollzugs- oder Krankenak-
te durch die Insassen von Gefängnissen und Maßregelvoll-
zugseinrichtungen ist immer mal wieder Gegenstand gericht-
licher Auseinandersetzungen.  Dabei stehen regelmäßig zwei 
Fragen im Vordergrund, die den Eigenheiten der gesetzlichen 
Regelungen geschuldet sind: Muss sich der Gefangene bzw. 
Patient mit einer bloßen Auskunft über die in der Akte nie-
dergelegten Informationen zu seiner Person zufrieden geben 
– oder kann er die Unterlagen unmittelbar einsehen, gar Ko-
pien erhalten? Und wie genau muss er die Aktenteile bezeich-
nen, in die er Einblick nehmen will – oder kann er umfassend 
in „seine“ Akte gucken? Zu beiden Fragen gibt das BVerfG in 
bemerkenswerter Deutlichkeit Antworten, bezogen in erster 
Linie auf die Einsichtnahme in die Gesundheitsakten. 

Auskunft oder Akteneinsicht

Ausgehend von § 185 StVollzG nehmen die Vollzugsgesetze 
der Länder eine folgenreiche Differenzierung vor, indem sie 
zwischen Auskunft und Einsicht unterscheiden1: ihrer Struk-
tur nach geben sie dem Gefangenen einen umfassenden An-
spruch auf Auskunft über die zu seiner Person in den Akten 
gespeicherten Daten; er soll aber nur ausnahmsweise selbst 
direkt in die Akten gucken dürfen, nämlich nur dann, wenn 
„die Auskunft für die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen 
nicht ausreicht und er hierfür auf die Einsichtnahme angewiesen 
ist“ (§ 185 S. 1 StVollzG). An dieser Weichenstellung hängt 
einiges: die Auskunft ist eine indirekte Art der Informati-
onsübermittlung – der Betroffene kann nicht unmittelbar 
selbst wahrnehmen, wie eine Information über ihn in den 
Unterlagen festgehalten ist. Für ihn ist damit ein Verlust an 
Unmittelbarkeit und Authentizität, auch an Verlässlichkeit 
und Kontextinformationen verbunden. Es ist daher nach-
vollziehbar, dass Betroffenen eine bloße indirekte Auskunft 
oftmals nicht ausreicht und sie eine unmittelbare Einsicht in 
die Akten anstreben. 

Das „rechtliche Interesse“ als Weichenstellung

Die Frage, welche Anforderungen an das mit der begehrten 
Einsicht verfolgte rechtliche Interesse zu stellen sind, ist da-
her immer wieder Gegenstand von Auseinandersetzungen. 
Unproblematisch ist, dass die (beabsichtigte) Durchsetzung 
konkreter Rechtsansprüche gegenüber der Anstalt oder 
Dritten zur Einsichtnahme in die Unterlagen legitimiert.2 
Es bleibt dann zu klären, welche Anforderungen an die Kon-
kretisierung der Aktenteile zu stellen sind, in die Einsicht ge-
nommen werden soll. Auch im Ausgangsfall lehnte die StVK 
des LG Regensburg eine Einsichtnahme in die Krankenakte 

1 Übersicht: AK-Goerdeler III Rn 139.
2 vgl. ausdrücklich RP § 37 Abs. 4 LJVollzDSG: „Ein solcher Grund ist insbesondere 

anzunehmen, wenn die Gefangenen zur Geltendmachung von Rechten gegen-
über Gerichten und Behörden auf Ablichtungen oder Ausdrucke angewiesen 
sind.“

mangels einer Konkretisierung auf bestimmte Aktenteile ab.
Ein die Akteneinsicht legitimierendes rechtliches Interesse 

besteht darüber hinaus für die Einsichtnahme in Dokumen-
te, die von grundlegender Bedeutung für das grundrechtlich 
geschützte Resozialisierungsinteresse der Gefangenen sowie 
für die Gestaltung der Strafvollstreckung und des Vollzuges 
der Freiheitsentziehung sind: dies umfasst namentlich den 
Vollzugsplan3 sowie die vollzugliche Basisdokumentation4. 
Gleiches gilt für kriminalprognostische Gutachten5 sowie für 
psychologische und psychiatrische Gutachten6. Neben der 
grundlegenden Bedeutung, die derartige Dokumente für zen-
trale Entscheidungen der Vollzugsgestaltung bis hin zur Lo-
ckerungsprüfung oder vorzeitigen Entlassung haben, ist hier 
auch maßgeblich, dass es regelmäßig auf die genaue Formu-
lierung der Aussagen ankommt und die Materie umfangreich 
und komplex ist – nichts also, was sich durch eine indirekte 
und komprimierende Aussage verlustfrei transportieren ließe. 
In diesen Konstellationen ist das rechtliche Interesse der Ge-
fangenen an der Einsichtnahme derart evident, dass es einer 
weiteren Begründung ihres Einsichtsbegehrens nicht bedarf7.

Umstritten ist hingegen, ob auch eine Berufung auf das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung ein ausreichendes 
rechtliches Interesse des Betroffenen an einer Akteneinsicht 
zu begründen vermag. Von der bislang herrschenden Recht-
sprechung und Literatur wird dies mit dem Hinweis auf den 
vermeintlich klaren Wortlaut des Gesetzes abgelehnt.8 

Einsicht in Patientenakten

Eine weitere Fallgruppe stellt die Einsichtnahme in die Ge-
sundheitsakten dar: Hier begründet das gesundheitsbezogene 
Selbstbestimmungsrecht und personale Würde ein besonders 
starkes rechtliches Interesse der Betroffenen an einer Ein-
sichtnahme in die Unterlagen, das auch in der hiesigen zum 
Tragen kommt. Das BVerfG hatte sich hier zunächst mit der 
früher regelmäßig erfolgten Beschränkung der Einsicht auf 

3 BVerfG StV 2003, 408 = ZfStrVo 2003, 183; LNNV-Koranyi O Rn 179; AK-Goer-
deler III Rn 147.

4 OLG Koblenz FS SH 2016, 57 = NStZ 2016, 246-24; FS SH 2016, 59; a.A. Arloth/
Krä-Arloth § 185 StVollzG Rn 7 (nur objektive Befunde).

5 OLG Koblenz NStZ 2016, 246 = FS SH 2016, 59; KG StV 2007, 173 = R&P 2007, 
92; Arloth/Krä-Arloth, § 185 StVollzG Rn 7; LNNV-Koranyi O Rn 179;AK-Goerde-
ler, III Rn 147.

6 OLG Koblenz FS SH 2016, 57 = NStZ 2016, 246-24.
7 BVerfG ZfStrVo 2003, 183 = StV 2003, 408; Arloth/Krä-Arloth, § 185 StVollzG 

Rn 7; LNNV-Koranyi O Rn 179; AK-Goerdeler III Rn 147.
8 Arloth/Krä-Arloth, § 185 StVollzG Rn 4; KG HRRS 2010 Nr. 370; KG Beschl. v. 

5.9.2007 – 2/5 Ws 700/06; SBJL-Schmid, § 185 Rn 9; aA Bung HRRS 2010, 251; 
LNNV-Koranyi O Rn 178; AK-Goerdeler III Rn 147.  
Der Hinweis auf eine vermeintliche Wortlautgrenze kann jedoch nicht 
überzeugen, dient der Wortlaut des Gesetzes doch als Kriterium für die Be-
grenzung von Grundrechtseingriffen und nicht der Verhinderung einer von den 
Grundrechten geforderten Rechtsanwendung, vgl. Bung HRRS 2010, 251. Im 
Gegenteil: sollte das Ergebnis des Auslegungsprozesses sein, dass eine grund-
rechtlich geforderte Rechtsanwendung mit dem Wortlaut der Norm nicht mehr 
vereinbar ist, eine grundrechtskonforme Auslegung gescheitert also nicht 
möglich ist, wäre die Verfassungswidrigkeit der Norm die Konsequenz. Zudem 
leiten sich aus dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung konkrete 
Rechtsansprüche des Betroffenen gegen die Anstalt ab, bspw. auf Korrektur 
oder Löschung unrichtiger Informationen.  
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sog. objektive Befunde9 auseinandergesetzt und entschieden, 
dass etwaige in den subjektiv geprägten Beobachtungen und 
Einschätzungen zum Ausdruck kommenden Persönlichkeits-
rechte der Behandler in der Regel gegenüber den berechtigten 
Interessen des inhaftierten Patienten zurücktreten müssen.10 
Denn dass der Inhaftierte den ihn behandelnden Arzt nicht 
selbst wählen und wechseln kann, verstärkt sein grundrecht-
lich geschütztes Interesse daran nachzuvollziehen, wie dieser 
seinen Gesundheitszustand beurteilt und wie er behandelt 
wird. Eine Beschränkung der Akteneinsicht setzt eine expli-
zite und durchgreifende Begründung voraus.11

Diese Rechtsprechung hat die Kammer mit dem vorliegen-
den Beschluss weiter ausgebaut. Interessant ist der Beschluss 
hier insbesondere deswegen, weil die Kammer ein berechtig-
tes Interesse des Betroffenen nicht etwa darauf beschränkt, 
konkret zu bezeichnende Blutentnahmen auf ihre korrekte 
Handhabung zu überprüfen. Vielmehr sieht sie das Begeh-
ren auf Einsichtnahme schon deshalb als berechtigt an, weil 
der Gefangene sich „ohne Akteneinsicht […] nicht vergewissern 
[kann], ob die Aktenführung den grundrechtlichen Anforderun-
gen entspricht, und seinen Anspruch auf Löschung oder Berichti-
gung falscher Informationen nicht in gleicher Weise verwirklichen 
[kann].“ Das sind Ansprüche, die unmittelbar aus dem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung abgeleitet sind.

Zur Verstärkung dieser Aussage bezieht sich die Kam-
mer darüber hinaus auf das von der Europäischen Men-
schenrechtskonvention konstituierte Recht auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens, Art. 8 EMRK, und die hierzu er-
gangene Rechtsprechung des EGMR. Dieser leitet aus Art. 8 
EMRK einen Anspruch auf umfassende Einsicht in die eigene 
Patientenakte ab. Nicht der Patient habe demnach seinen An-
trag zu begründen, vielmehr müsse die aktenführende Stelle 
„zwingende Gründe“ vortragen, die der begehrten Einsicht 
entgegenstehen.12 

Ebenso wenig sieht die Kammer Grund für eine Be-
schränkung der Akteneinsicht auf bestimmte, näher zu be-
zeichnende Teile der Akte: Der Beschwerdeführer habe „dar-
gelegt, dass er umfassende Einsicht in seine Krankenunterlagen 
begehre, um sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
auszuüben und die Rechtmäßigkeit seiner Behandlung sowie der 
Aktenführung zu überprüfen.“ Die Akteneinsicht habe deshalb 
umfassend gewährt werden müssen. 

Fazit

Die Entscheidung des BVerfG stellt – ein weiteres Mal – die 
auf Zurückhaltung ausgerichtete Praxis und Rechtsprechung 
der Instanzgerichte auf den Kopf. Durch die ausdrückliche 
Bezugnahme auf das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung und den daraus abgeleiteten Ansprüchen auf korrekte 
Aktenführung sowie Korrektur und Löschung unrichtiger 
Informationen ist der Meinung, das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung könne kein berechtigtes rechtliches 
Interesse an der Akteneinsicht begründen, weitestgehend die 
Grundlage entzogen. Die Entscheidung strahlt daher über die 

9 KG Beschl. v. 5.9.2007 – 2/5 Ws 700/06; OLG Ffm NStZ 1989, 198 = ZfStrVo 
1989, 121; OLG Celle NStZ 1986, 284; OLG Hamm ZfStrVo 1985, 318 = NStZ 
1986, 47; LG Stuttgart ZfStrVo 2002, 190.

10 für den Maßregelvollzug: BVerfG NJW 2006, 1116; für den Strafvollzug: OLG 
Hamm, Beschl. v. 23.2.2012 – III-1 Vollz (Ws) 653/11 (juris); OLG Brandenburg, 
StV 2008, 308.

11 BVerfG NJW 2006, 1116 = R&P 2006, 94 = StV 2007, 421; OLG Hamm, Beschl. v. 
23.2.2012 – III-1 Vollz (Ws) 653/11 (juris);

12 EMGR, Urteil v. 28.4.2009, Nr. 32881/04

Anwendung auf die Patientenakte hinaus aus, jedenfalls auf 
alle Sachverhalte, in denen vergleichsweise intensiv Grund-
rechtspositionen der Gefangenen berührt sind.
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Veranstaltungshinweis

Pädagogische Konzepte im Jugendstrafvollzug und 
Jugendarrest

10.-11.10.2017 in Frankfurt

Die Entwicklung eines umfassenden pädagogischen Kon-
zepts mit Leitbild, Regeln, Ritualen, inhaltlichen Angeboten 
und Konsequenzen ist für eine hochwertige und gelingende 
pädagogische Praxis im Jugendstrafvollzug und Jugendarrest 
unerlässlich. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben die 
Gelegenheit, ihre eigenen bestehenden Konzepte einzurei-
chen, zu überarbeiten und werden bei der Entstehung neuer 
(Teil-)Konzepte angeleitet. Die Fortbildung wird in Koopera-
tion mit Exit-Enter Life e.V. angeboten.

Weitere Infos in Kürze auf www.dbh-onlinde.de

Anmeldung unter www.dbh-online.de
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von Christine Graebsch auf Seite 133

Bild 5

Bild 8






